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PRÄAMBEL 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, DER PRÄ­
SIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, IHRE KÖNIGLICHE 
HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE ( 1 ), 

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Kernenergie eine unentbehrliche Hilfsquelle für die Entwicklung und 
Belebung der Wirtschaft und für den friedlichen Fortschritt darstellt, 

IN DER ÜBERZEUGUNG, dass nur ein gemeinsames Vorgehen, ohne Verzug unternommen, Aussicht 
bietet, die Leistungen zu verwirklichen, die der schöpferischen Kraft ihrer Länder entsprechen, 

ENTSCHLOSSEN, die Voraussetzungen für die Entwicklung einer mächtigen Kernindustrie zu schaffen, 
welche die Energieerzeugung erweitert, die Technik modernisiert und auf zahlreichen anderen Ge­
bieten zum Wohlstand ihrer Völker beiträgt, 

IN DEM BESTREBEN, die Sicherheiten zu schaffen, die erforderlich sind, um alle Gefahren für das Leben 
und die Gesundheit ihrer Völker auszuschließen, 

IN DEM WUNSCH, andere Länder an ihrem Werk zu beteiligen und mit den zwischenstaatlichen 
Einrichtungen zusammenzuarbeiten, die sich mit der friedlichen Entwicklung der Kernenergie befas­
sen, 

HABEN BESCHLOSSEN, eine EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT (EURATOM) zu gründen; sie haben zu 
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

(Aufzählung der Bevollmächtigten nicht wiedergegeben) 

DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten wie folgt 
übereingekommen:
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( 1 ) Seit dem ursprünglichen Vertragsschluss sind Mitgliedstaaten der Europäischen Atomgemeinschaft geworden: die 
Republik Bulgarien, die Tschechische Republik, das Königreich Dänemark, die Republik Estland, Irland, die Hellenische 
Republik, das Königreich Spanien, die Republik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Republik 
Ungarn, die Republik Malta, die Republik Österreich, die Republik Polen, die Portugiesische Republik, Rumänien, die 
Republik Slowenien, die Slowakische Republik, die Republik Finnland, das Königreich Schweden und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland.



TITEL I 

AUFGABEN DER GEMEINSCHAFT 

Artikel 1 

Durch diesen Vertrag gründen die HOHEN VERTRAGSPARTEIEN untereinander eine EUROPÄISCHE ATOM­
GEMEINSCHAFT (EURATOM). 

Aufgabe der Atomgemeinschaft ist es, durch die Schaffung der für die schnelle Bildung und Entwick­
lung von Kernindustrien erforderlichen Voraussetzungen zur Hebung der Lebenshaltung in den 
Mitgliedstaaten und zur Entwicklung der Beziehungen mit den anderen Ländern beizutragen. 

Artikel 2 

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe hat die Gemeinschaft nach Maßgabe des Vertrags 

a) die Forschung zu entwickeln und die Verbreitung der technischen Kenntnisse sicherzustellen; 

b) einheitliche Sicherheitsnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte 
aufzustellen und für ihre Anwendung zu sorgen; 

c) die Investitionen zu erleichtern und, insbesondere durch Förderung der Initiative der Unterneh­
men, die Schaffung der wesentlichen Anlagen sicherzustellen, die für die Entwicklung der Kern­
energie in der Gemeinschaft notwendig sind; 

d) für regelmäßige und gerechte Versorgung aller Benutzer der Gemeinschaft mit Erzen und Kern­
brennstoffen Sorge zu tragen; 

e) durch geeignete Überwachung zu gewährleisten, dass die Kernstoffe nicht anderen als den vor­
gesehenen Zwecken zugeführt werden; 

f) das ihr zuerkannte Eigentumsrecht an besonderen spaltbaren Stoffen auszuüben; 

g) ausgedehnte Absatzmärkte und den Zugang zu den besten technischen Mitteln sicherzustellen, 
und zwar durch die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für die besonderen auf dem Kerngebiet 
verwendeten Stoffe und Ausrüstungen, durch den freien Kapitalverkehr für Investitionen auf dem 
Kerngebiet und durch die Freiheit der Beschäftigung für die Fachkräfte innerhalb der Gemein­
schaft;
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h) zu den anderen Ländern und den zwischenstaatlichen Einrichtungen alle Verbindungen herzu­
stellen, die geeignet sind, den Fortschritt bei der friedlichen Verwendung der Kernenergie zu 
fördern. 

Artikel 3 

(Aufgehoben) 

TITEL II 

DIE FÖRDERUNG DES FORTSCHRITTS AUF DEM GEBIET DER KERNENERGIE 

KAPITEL 1 

Förderung der Forschung 

Artikel 4 

(1) Die Kommission hat die Kernforschung in den Mitgliedstaaten zu fördern und zu erleichtern 
und zu ihrer Ergänzung das Forschungs- und Ausbildungsprogramm der Gemeinschaft durchzufüh­
ren. 

(2) Die Kommission übt diese Tätigkeit auf den Gebieten aus, die in der diesem Vertrag als 
Anhang I beigefügten Liste bezeichnet sind. 

Diese Liste kann vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission geändert werden. 
Die Kommission hört den in Artikel 134 vorgesehenen Ausschuss für Wissenschaft und Technik an. 

Artikel 5 

Um die Koordinierung der in den Mitgliedstaaten betriebenen Forschung zu fördern und sie zu 
ergänzen, fordert die Kommission die Mitgliedstaaten sowie Personen oder Unternehmen auf, ihr 
die in dieser Aufforderung bezeichneten Forschungsprogramme zu übermitteln. Sie tut dies entweder 
durch an bestimmte Empfänger gerichtete und ihrer Regierung mitgeteilte Anfragen oder durch 
allgemeine Bekanntmachung. 

Nachdem die Kommission den Beteiligten jede Möglichkeit zur Äußerung gegeben hat, kann sie zu 
jedem ihr übermittelten Forschungsprogramm eine mit Gründen versehene Stellungnahme abgeben. 
Sie muss dies tun, wenn der Staat oder die Person oder das Unternehmen, die ein Forschungspro­
gramm übermittelt haben, es beantragen.
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Durch diese Stellungnahmen rät die Kommission von überflüssiger Doppelarbeit ab und weist die 
Forschung auf noch unzureichend bearbeitete Gebiete hin. Die Kommission darf die Programme nur 
mit Zustimmung der Staaten, Personen oder Unternehmen veröffentlichen, die sie übermittelt haben. 

Die Kommission veröffentlicht in regelmäßigen Abständen eine Liste der Kernforschungsgebiete, die 
nach ihrer Auffassung noch unzureichend bearbeitet sind. 

Die Kommission kann die Vertreter öffentlicher und privater Forschungszentren sowie alle Sach­
verständigen, die auf demselben oder einem verwandten Gebiet Forschungsarbeit leisten, zu Tagun­
gen einladen, die der gegenseitigen Beratung und Unterrichtung dienen. 

Artikel 6 

Um die Durchführung der ihr übermittelten Forschungsprogramme zu fördern, kann die Kommission 

a) im Rahmen von Forschungsverträgen finanzielle Hilfen gewähren, wobei jedoch Subventionen 
ausgeschlossen sind, 

b) Ausgangsstoffe oder besondere spaltbare Stoffe, die ihr zur Verfügung stehen, für die Durch­
führung dieser Programme entgeltlich oder unentgeltlich liefern, 

c) den Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen Anlagen, Ausrüstungen oder die Hilfe von 
Fachkräften entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung stellen, 

d) die betreffenden Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen zu gemeinsamen Finanzierungen 
veranlassen. 

Artikel 7 

Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission, die den Ausschuss für Wissenschaft und 
Technik anhört, die Forschungs- und Ausbildungsprogramme der Gemeinschaft fest. 

Sie werden jeweils für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren festgelegt.
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Die zur Durchführung dieser Programme erforderlichen Mittel werden jährlich in den Forschungs- 
und Investitionshaushalt der Gemeinschaft aufgenommen. 

Die Kommission sorgt für die Durchführung der Programme und erstattet dem Rat hierüber jährlich 
Bericht. 

Die Kommission übermittelt dem Wirtschafts- und Sozialausschuss laufend eine allgemeine Übersicht 
über die genannten Programme. 

Artikel 8 

(1) Die Kommission errichtet nach Anhörung des Ausschusses für Wissenschaft und Technik eine 
Gemeinsame Kernforschungsstelle. 

Diese sorgt für die Durchführung der Forschungsprogramme und der anderen, ihr von der Kommis­
sion übertragenen Aufgaben. 

Sie sorgt ferner für die Festlegung einer einheitlichen Fachsprache und eines einheitlichen Maßsystems 
auf dem Kerngebiet. 

Sie errichtet eine Zentralstelle für das Messwesen auf dem Kerngebiet. 

(2) Die Tätigkeit der Kernforschungsstelle kann aus geographischen oder arbeitstechnischen Grün­
den in getrennten Anlagen ausgeübt werden. 

Artikel 9 

(1) Die Kommission kann, nachdem sie die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
eingeholt hat, im Rahmen der Gemeinsamen Kernforschungsstelle Schulen für die Ausbildung von 
Fachkräften gründen, insbesondere auf den Gebieten der Erzschürfung, der Herstellung von Kern­
stoffen von hohem Reinheitsgrad, der Aufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe, der Bautechnik für 
Atomanlagen, des Gesundheitsschutzes und der Herstellung und Verwendung von radioaktiven Ele­
menten. 

Die Kommission legt die Einzelheiten für die Durchführung der Ausbildung fest.
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(2) Es wird eine Anstalt im Range einer Universität gegründet; die Einzelheiten ihrer Einrichtung 
werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission festgelegt. 

Artikel 10 

Die Kommission kann Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen sowie dritte Staaten, zwischen­
staatliche Einrichtungen oder Angehörige dritter Staaten durch Vertrag mit der Durchführung be­
stimmter Teile des Forschungsprogramms der Gemeinschaft betrauen. 

Artikel 11 

Die Kommission veröffentlicht die in den Artikeln 7, 8 und 10 genannten Forschungsprogramme 
sowie in regelmäßigen Zeitabständen Berichte über den Stand und Fortgang dieser Arbeiten. 

KAPITEL 2 

Verbreitung der Kenntnisse 

A b s c h n i t t 1 

Kenntnisse, über welche die Kommission verfügen kann 

Artikel 12 

Auf Antrag bei der Kommission können die Mitgliedstaaten sowie Personen und Unternehmen die 
Einräumung nichtausschließlicher Lizenzen an den Patenten, vorläufig geschützten Rechten, Ge­
brauchsmustern oder Patentanmeldungen verlangen, deren Inhaberin die Gemeinschaft ist, soweit 
sie die Erfindungen, die Gegenstand solcher Rechte oder Anmeldungen sind, wirksam zu nutzen 
vermögen. 

Unter den gleichen Voraussetzungen erteilt die Kommission Unterlizenzen an Patenten, vorläufig 
geschützten Rechten, Gebrauchsmustern oder Patentanmeldungen, sofern die Gemeinschaft Inhaberin 
vertraglicher Lizenzen ist, die eine derartige Möglichkeit vorsehen. 

Die Kommission erteilt diese Lizenzen oder Unterlizenzen zu Bedingungen, die im Einvernehmen mit 
den Lizenznehmern festzulegen sind, und stellt ihnen alle zur Nutzung der Lizenzen erforderlichen 
Kenntnisse zur Verfügung. Diese Bedingungen umfassen insbesondere eine angemessene Vergütung 
sowie gegebenenfalls die Befugnis des Lizenznehmers, dritten Personen Unterlizenzen zu erteilen, und 
gegebenenfalls die Verpflichtung, die mitgeteilten Kenntnisse als Betriebsgeheimnis zu behandeln.
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Wird über die in Absatz 3 genannten Bedingungen ein Einvernehmen nicht erzielt, so können die 
Lizenznehmer beim Gerichtshof der Europäischen Union die Festsetzung angemessener Bedingungen 
beantragen. 

Artikel 13 

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen die nicht den Bestimmungen 
des Artikels 12 unterliegenden, von der Gemeinschaft erworbenen Kenntnisse mit, welche sie ent­
weder in Durchführung ihres eigenen Forschungsprogramms erlangt hat oder die ihr zur freien 
Verfügung mitgeteilt wurden. 

Die Kommission kann jedoch die Mitteilung dieser Kenntnisse davon abhängig machen, dass sie 
vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben werden. 

Erwirbt die Kommission Kenntnisse, deren Erwerb an gewisse Beschränkungen hinsichtlich ihrer 
Nutzung und Verbreitung geknüpft ist - zum Beispiel so genannte Verschlusssachen -, so dürfen 
sie nur unter Beachtung dieser Beschränkungen mitgeteilt werden. 

A b s c h n i t t 2 

Sonstige Kenntnisse 

a) Verbreitung auf gütlichem Wege 

Artikel 14 

Die Kommission bemüht sich im Wege gütlicher Verhandlung um die Mitteilung der Kenntnisse, die 
für die Erreichung der Ziele der Gemeinschaft nützlich sind, und um die Einräumung von Nutzungs­
lizenzen an Patenten, vorläufig geschützten Rechten, Gebrauchsmustern oder Patentanmeldungen, die 
derartige Kenntnisse zum Gegenstand haben. 

Artikel 15 

Die Kommission legt ein Verfahren fest, nach dem durch ihre Vermittlung Mitgliedstaaten, Personen 
und Unternehmen die vorläufigen oder endgültigen Ergebnisse ihrer Forschungsarbeiten austauschen 
können, soweit es sich nicht um Ergebnisse handelt, welche der Gemeinschaft aus der Durchführung 
von Forschungsaufträgen der Kommission zustehen. 

Dieses Verfahren muss den vertraulichen Charakter des Austausches gewährleisten. Die mitgeteilten 
Ergebnisse können jedoch von der Kommission an die Gemeinsame Kernforschungsstelle zu Doku­
mentationszwecken weitergeleitet werden; dies hat keinerlei Nutzungsrecht zur Folge, soweit nicht 
derjenige, von dem die Mitteilung ausgeht, zugestimmt hat.
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b) Mitteilung an die Kommission von Amts wegen 

Artikel 16 

(1) Unverzüglich nach Eingang der Anmeldung eines Patents oder Gebrauchsmusters in einem 
Mitgliedstaat, das für das Kerngebiet eigentümlich ist, sucht dieser Mitgliedstaat um das Einverständ­
nis des Anmelders nach, den Inhalt der Anmeldung sofort der Kommission mitzuteilen. 

Stimmt der Anmelder zu, so erfolgt diese Mitteilung binnen drei Monaten nach Eingang der An­
meldung. Stimmt der Anmelder nicht zu, so zeigt der Mitgliedstaat der Kommission innerhalb 
derselben Frist das Vorliegen der Anmeldung an. 

Die Kommission kann den Mitgliedstaat ersuchen, ihr den Inhalt einer Anmeldung mitzuteilen, deren 
Vorliegen ihr angezeigt worden ist. 

Die Kommission überreicht ihr Ersuchen binnen zwei Monaten nach der Anzeige. Jede Verlängerung 
dieser Frist hat eine entsprechende Verlängerung der in Unterabsatz 6 vorgesehenen Frist zur Folge. 

Erhält ein Mitgliedstaat ein solches Ersuchen der Kommission, so fordert er den Anmelder erneut auf, 
der Mitteilung des Inhalts seiner Anmeldung zuzustimmen. Stimmt der Anmelder zu, so erfolgt diese 
Mitteilung unverzüglich. 

Stimmt der Anmelder nicht zu, so ist der Mitgliedstaat gleichwohl verpflichtet, nach Ablauf von 
achtzehn Monaten nach Eingang der Anmeldung der Kommission diese Mitteilung zu machen. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen achtzehn Monaten nach Eingang das Vor­
liegen jeder noch nicht veröffentlichten Anmeldung eines Patents oder Gebrauchsmusters mit, das 
aufgrund einer ersten Prüfung ihres Erachtens zwar nicht für das Kerngebiet eigentümlich ist, jedoch 
mit der Entwicklung der Kernenergie innerhalb der Gemeinschaft unmittelbar zusammenhängt und 
hierfür von wesentlicher Bedeutung ist. 

Auf Ersuchen der Kommission wird ihr der Inhalt der Anmeldung binnen zwei Monaten mitgeteilt. 

(3) Die Mitgliedstaaten werden die Dauer des Anmeldeverfahrens für Patente oder Gebrauchs­
muster, welche die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Gebiete betreffen und Gegenstand eines 
Ersuchens der Kommission sind, soweit wie möglich verringern, damit die Veröffentlichung in 
kürzester Frist erfolgen kann.
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(4) Die genannten Mitteilungen sind von der Kommission vertraulich zu behandeln. Sie erfolgen 
nur zu Dokumentationszwecken. Die Kommission kann die mitgeteilten Erfindungen nur mit Zu­
stimmung des Anmelders oder nach Maßgabe der Artikel 17 bis 23 benutzen. 

(5) Steht ein mit einem dritten Staat oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung geschlossenes 
Abkommen der Mitteilung entgegen, so findet dieser Artikel keine Anwendung. 

c) Erteilung von Lizenzen im Wege des Schiedsverfahrens oder von Amts wegen 

Artikel 17 

(1) Wird ein gütliches Einvernehmen nicht erzielt, so können nach Maßgabe der Artikel 18 bis 23 
im Wege des Schiedsverfahrens oder von Amts wegen nichtausschließliche Lizenzen erteilt werden: 

a) an die Gemeinschaft oder die nach Artikel 48 hierzu berechtigten gemeinsamen Unternehmen - 
für Patente, vorläufig geschützte Rechte oder Gebrauchsmuster betreffend Erfindungen im unmit­
telbaren Zusammenhang mit der Kernforschung, soweit die Erteilung dieser Lizenzen für die 
Fortführung ihrer eigenen Forschung notwendig oder für den Betrieb ihrer Anlagen unerlässlich 
ist. 

Auf Antrag der Kommission wird mit diesen Lizenzen das Recht verbunden, die Befugnis zur 
Nutzung der Erfindung Dritten zuzusprechen, soweit sie Arbeiten oder Aufträge für die Gemein­
schaft oder gemeinsame Unternehmen ausführen; 

b) an Personen oder Unternehmen, die bei der Kommission einen entsprechenden Antrag gestellt 
haben - für Patente, vorläufig geschützte Rechte oder Gebrauchsmuster, die eine Erfindung be­
treffen, welche mit der Entwicklung der Kernenergie innerhalb der Gemeinschaft unmittelbar 
zusammenhängt und hierfür von maßgeblicher Bedeutung ist, soweit alle nachstehend aufgeführ­
ten Bedingungen erfüllt sind: 

i) dass nach Eingang der Patentanmeldung eine Frist von mindestens vier Jahren verstrichen ist, 
es sei denn, dass es sich um eine für das Kerngebiet eigentümliche Erfindung handelt; 

ii) dass in einem Mitgliedstaat, in dem eine Erfindung geschützt ist, die Bedürfnisse der nach 
Ansicht der Kommission erwünschten Entwicklung der Kernenergie hinsichtlich dieser Erfin­
dung nicht gedeckt sind;
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iii) dass der Patentinhaber aufgefordert wurde, diese Bedürfnisse selbst oder durch seine Lizenz­
nehmer zu decken, und dieser Aufforderung nicht nachgekommen ist; 

iv) dass die Personen und Unternehmen, welche die Lizenz beantragen, in der Lage sind, diese 
Bedürfnisse durch ihre Nutzung der Erfindung wirksam zu decken. 

Die Mitgliedstaaten können zur Befriedigung der genannten Bedürfnisse ohne vorherigen Antrag 
der Kommission keine in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Zwangsmaßnah­
men treffen, die den dieser Erfindung zustehenden Schutz einschränken. 

(2) Eine nichtausschließliche Lizenz nach Maßgabe des Absatzes 1 kann nicht erteilt werden, wenn 
der Inhaber berechtigte Gründe, insbesondere den Umstand geltend macht, dass ihm keine angemes­
sene Frist zur Verfügung stand. 

(3) Die Gewährung einer Lizenz gemäß Absatz 1 berechtigt zu voller Entschädigung, deren Höhe 
zwischen dem Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts oder Gebrauchsmusters einer­
seits und dem Lizenznehmer andererseits zu vereinbaren ist. 

(4) Die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums wird durch diesen 
Artikel nicht berührt. 

Artikel 18 

Zu den in diesem Abschnitt vorgesehenen Zwecken wird ein Schiedsausschuss gebildet; der Rat 
bestellt die Mitglieder und legt die Geschäftsordnung dieses Ausschusses auf Vorschlag des Gerichts­
hofs der Europäischen Union fest. 

Die Parteien können gegen die Entscheidung des Schiedsausschusses binnen einem Monat nach deren 
Zustellung beim Gerichtshof der Europäischen Union ein Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung 
einlegen. Die Nachprüfung des Gerichtshofs der Europäischen Union beschränkt sich auf die förm­
liche Rechtmäßigkeit der Entscheidung und auf die Auslegung dieses Vertrages durch den Schieds­
ausschuss. 

Die endgültigen Entscheidungen des Schiedsausschusses haben unter den Parteien Rechtskraft. Sie 
sind gemäß Artikel 164 vollstreckbar.
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Artikel 19 

Will die Kommission in Ermangelung einer gütlichen Einigung die Erteilung einer Lizenz gemäß 
Artikel 17 erwirken, so benachrichtigt sie den Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts, 
des Gebrauchsmusters oder der Patentanmeldung und bezeichnet gleichzeitig den Lizenzantragsteller 
und den Umfang der Lizenz. 

Artikel 20 

Der Inhaber kann binnen einem Monat nach Eingang der in Artikel 19 bezeichneten Benachrichti­
gung der Kommission wie auch gegebenenfalls dem lizenzantragstellenden Dritten vorschlagen, einen 
Schiedsvertrag zu schließen, der die Zuständigkeit des Schiedsausschusses begründet. 

Lehnt die Kommission oder der Lizenzantragsteller den Abschluss eines solchen Schiedsvertrags ab, 
so kann die Kommission den Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen nicht ersuchen, die Lizenz 
zu erteilen oder erteilen zu lassen. 

Stellt der aufgrund eines Schiedsvertrags angerufene Schiedsausschuss fest, dass das Ersuchen der 
Kommission den Bestimmungen des Artikels 17 entspricht, so erlässt er eine mit Gründen versehene 
Entscheidung, welche die Lizenzerteilung zugunsten des Lizenzantragstellers beinhaltet und in der die 
Bedingungen und die Vergütung für die Lizenz festgesetzt werden, soweit sich die Parteien hierüber 
nicht geeinigt haben. 

Artikel 21 

Schlägt der Inhaber nicht vor, den Schiedsausschuss anzurufen, so kann die Kommission den be­
treffenden Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen ersuchen, die Lizenz zu erteilen oder erteilen 
zu lassen. 

Sind der Mitgliedstaat - oder seine zuständigen Stellen - nach Anhörung des Inhabers der Auffassung, 
dass die Voraussetzungen des Artikels 17 nicht erfüllt sind, so teilen sie der Kommission mit, dass sie 
es ablehnen, die Lizenz zu erteilen oder erteilen zu lassen. 

Lehnen sie es ab, die Lizenz zu erteilen oder erteilen zu lassen, oder äußern sie sich binnen vier 
Monaten nach dem Ersuchen nicht zur Frage der Lizenzerteilung, so kann die Kommission binnen 
zwei Monaten den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen.
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Der Inhaber wird in dem Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen Union gehört. 

Wird in dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union festgestellt, dass die Voraussetzungen 
des Artikels 17 erfüllt sind, so sind der betreffende Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen 
verpflichtet, die zur Vollstreckung dieses Urteils erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 22 

(1) Können sich der Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts oder des Gebrauchs­
musters und der Lizenznehmer über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, so können die 
Beteiligten einen Schiedsvertrag schließen, der die Zuständigkeit des Schiedsausschusses begründet. 

Die Parteien verzichten damit auf jede Klage; Artikel 18 bleibt unberührt. 

(2) Lehnt der Lizenznehmer den Abschluss eines Schiedsvertrags ab, so gilt die Lizenzerteilung als 
nichtig. 

Lehnt der Inhaber den Abschluss eines Schiedsvertrags ab, so wird die in diesem Artikel vorgesehene 
Entschädigung von den zuständigen innerstaatlichen Stellen festgesetzt. 

Artikel 23 

Nach Ablauf eines Jahres können die Entscheidungen des Schiedsausschusses oder der zuständigen 
innerstaatlichen Stellen hinsichtlich der Lizenzbedingungen überprüft werden, soweit neue Tatsachen 
dies rechtfertigen. 

Die Überprüfung obliegt der Stelle, welche die Entscheidung erlassen hat. 

A b s c h n i t t 3 

Bestimmungen über die Geheimhaltung 

Artikel 24 

Die von der Gemeinschaft in Durchführung ihres Forschungsprogramms erworbenen Kenntnisse, 
deren Preisgabe den Verteidigungsinteressen eines oder mehrerer Mitgliedstaaten schaden kann, wer­
den unter Geheimschutz gestellt; hierbei gelten folgende Bestimmungen: 

1. Auf Vorschlag der Kommission beschließt der Rat eine Verschlusssachen-Verordnung, die unter 
Berücksichtigung dieses Artikels die verschiedenen zur Anwendung gelangenden Geheimschutz­
grade und die entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen festlegt.
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2. Die Kommission stuft die Kenntnisse, deren Preisgabe nach ihrer Ansicht den Verteidigungsinte­
ressen eines oder mehrerer Mitgliedstaaten schaden kann, vorläufig in den hierfür in der Ver­
schlusssachen-Verordnung vorgesehenen Geheimschutzgrad ein. 

Sie teilt den Mitgliedstaaten diese Kenntnisse unverzüglich mit; diese stellen den Geheimschutz 
vorläufig in der gleichen Weise sicher. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen drei Monaten mit, ob sie den vorläufig ange­
wandten Geheimschutzgrad beibehalten, durch einen anderen ersetzen oder den Geheimschutz 
aufheben wollen. 

Nach Ablauf dieser Frist gelangt der strengste der beantragten Geheimschutzgrade zur Anwen­
dung. Die Kommission zeigt dies den Mitgliedstaaten an. 

Auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats kann der Rat jederzeit einstimmig die 
Anwendung eines anderen Geheimschutzgrads oder die Aufhebung des Geheimschutzes beschlie­
ßen. Vor der Beschlussfassung über den Antrag eines Mitgliedstaats holt der Rat die Stellung­
nahme der Kommission ein. 

3. Die Artikel 12 und 13 gelten nicht für die in einen Geheimschutzgrad eingestuften Kenntnisse. 

Vorbehaltlich der Beachtung der anzuwendenden Sicherheitsmaßnahmen 

a) kann die Kommission jedoch die in den Artikeln 12 und 13 bezeichneten Kenntnisse mitteilen: 

i) einem gemeinsamen Unternehmen, 

ii) einer Person oder einem nicht gemeinsamen Unternehmen durch Vermittlung des Mitglied­
staats, in dessen Hoheitsgebieten diese Person oder dieses Unternehmen tätig ist; 

b) kann ein Mitgliedstaat die in Artikel 13 bezeichneten Kenntnisse einer Person oder einem nicht 
gemeinsamen Unternehmen, die in seinen Hoheitsgebieten tätig sind, mitteilen; die Mitteilung 
ist der Kommission anzuzeigen; 

c) ist ferner jeder Mitgliedstaat berechtigt, von der Kommission für seine eigenen Bedürfnisse oder 
diejenigen einer Person oder eines Unternehmens, die in seinen Hoheitsgebieten tätig sind, die 
Erteilung einer Lizenz gemäß Artikel 12 zu verlangen.
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Artikel 25 

(1) Teilt ein Mitgliedstaat das Bestehen oder den Inhalt einer Patent- oder Gebrauchsmusteranmel­
dung mit, die einen in Artikel 16 Absatz 1 oder 2 bezeichneten Gegenstand betrifft, so weist er 
gegebenenfalls auf die Notwendigkeit hin, diese Anmeldung aus Verteidigungsgründen in den von 
ihm angegebenen Geheimschutzgrad einzustufen; hierbei teilt er die voraussichtliche Dauer des 
Geheimschutzes mit. 

Die Kommission leitet alle Mitteilungen, die sie gemäß dem vorstehenden Unterabsatz erhält, an die 
anderen Mitgliedstaaten weiter. Die Kommission und die Mitgliedstaaten beachten die Vorkehrungen, 
welche der von dem Ursprungsstaat verlangte Geheimschutzgrad nach der Verschlusssachen-Verord­
nung erfordert. 

(2) Die Kommission kann diese Mitteilungen ferner an die gemeinsamen Unternehmen oder durch 
Vermittlung eines Mitgliedstaats an eine Person oder ein nicht gemeinsames Unternehmen weiterlei­
ten, die in den Hoheitsgebieten dieses Staates tätig sind. 

Die Erfindungen, die Gegenstand der in Absatz 1 genannten Anmeldungen sind, können nur mit 
Zustimmung des Anmelders oder nach Maßgabe der Artikel 17 bis 23 genutzt werden. 

Die Mitteilungen und gegebenenfalls die Nutzung nach Maßgabe des vorliegenden Absatzes unter­
liegen den Maßnahmen, die der von dem Ursprungsstaat verlangte Geheimschutzgrad gemäß der 
Verschlusssachen-Verordnung erfordert. 

Die Mitteilungen bedürfen in allen Fällen der Zustimmung des Ursprungsstaats. Die Mitteilung und 
die Nutzung können nur aus Verteidigungsgründen verweigert werden. 

(3) Der Rat kann jederzeit auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats einstimmig die 
Anwendung eines anderen Geheimschutzgrads oder die Aufhebung des Geheimschutzes beschließen. 
Vor der Beschlussfassung über den Antrag eines Mitgliedstaats holt der Rat die Stellungnahme der 
Kommission ein. 

Artikel 26 

(1) Werden Kenntnisse, die Gegenstand von Patenten, Patentanmeldungen, vorläufig geschützten 
Rechten, Gebrauchsmustern oder Gebrauchsmusteranmeldungen sind, nach Maßgabe der Artikel 24 
und 25 unter Geheimschutz gestellt, so können Staaten, welche die Anwendung des Geheimschutzes 
beantragt haben, die Genehmigung zu entsprechenden Anmeldungen in den anderen Mitgliedstaaten 
nicht verweigern. 

Jeder Mitgliedstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, damit derartige Rechte und Anmeldungen 
nach dem in seinen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Verfahren 
weiterhin unter Geheimschutz bleiben.
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(2) Die gemäß Artikel 24 unter Geheimschutz gestellten Kenntnisse können nur mit Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten Gegenstand von Anmeldungen außerhalb dieser Staaten werden. Nehmen diese 
Staaten nicht Stellung, so gilt die Zustimmung nach Ablauf von sechs Monaten, nachdem die 
Kommission den Mitgliedstaaten diese Kenntnisse übermittelt hat, als erteilt. 

Artikel 27 

Der Ersatz des Schadens, der dem Anmelder durch die Stellung unter Geheimschutz aus Verteidi­
gungsgründen erwächst, unterliegt den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten; er fällt dem Staat zur 
Last, der die Stellung unter Geheimschutz beantragt oder entweder eine Verschärfung oder eine 
Verlängerung des Geheimschutzes oder das Verbot der Anmeldung außerhalb der Gemeinschaft 
erwirkt hat. 

Haben mehrere Mitgliedstaaten eine Verschärfung oder Verlängerung des Geheimschutzes oder das 
Verbot der Anmeldung außerhalb der Gemeinschaft erwirkt, so haben sie für den aus ihrem Antrag 
erwachsenen Schaden gesamtschuldnerisch aufzukommen. 

Die Gemeinschaft kann keine Schadensersatzansprüche aufgrund dieses Artikels geltend machen. 

A b s c h n i t t 4 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 28 

Werden Patent- oder Gebrauchsmusteranmeldungen, die noch nicht veröffentlicht sind, oder Patente 
oder Gebrauchsmuster, die aus Verteidigungsgründen geheim gehalten werden, infolge ihrer Mittei­
lung an die Kommission unbefugt genutzt oder einem Unbefugten bekannt, so ersetzt die Gemein­
schaft dem Berechtigten den hieraus entstehenden Schaden. 

Der Schadensersatzanspruch der Berechtigten gegen Dritte geht unbeschadet der eigenen Ansprüche 
der Gemeinschaft gegen den Urheber des Schadens auf die Gemeinschaft über, soweit sie diesen 
ersetzt. Das Recht der Gemeinschaft, gegen den Urheber des Schadens nach den geltenden allgemei­
nen Vorschriften vorzugehen, bleibt unberührt. 

Artikel 29 

Alle Abkommen oder Verträge über den Austausch von wissenschaftlichen oder gewerblichen Kennt­
nissen auf dem Kerngebiet zwischen einem Mitgliedstaat oder einer Person oder einem Unternehmen 
einerseits und einem dritten Staat oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehöri­
gen eines dritten Staates andererseits sind von der Kommission zu schließen, falls sie bei einer Partei 
die Unterzeichnung durch einen Staat in Ausübung seiner Hoheitsrechte erfordern.
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Die Kommission kann jedoch einen Mitgliedstaat oder eine Person oder ein Unternehmen ermäch­
tigen, derartige Abkommen unter den von ihr als angemessen erachteten Voraussetzungen vorbehalt­
lich der Artikel 103 und 104 selbst zu schließen. 

KAPITEL 3 

Der Gesundheitsschutz 

Artikel 30 

In der Gemeinschaft werden Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgesetzt. 

Unter Grundnormen sind zu verstehen: 

a) die zulässigen Höchstdosen, die ausreichende Sicherheit gewähren, 

b) die Höchstgrenze für die Aussetzung gegenüber schädlichen Einflüssen und für schädlichen Befall, 

c) die Grundsätze für die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte. 

Artikel 31 

Die Grundnormen werden von der Kommission nach Stellungnahme einer Gruppe von Persönlich­
keiten ausgearbeitet, die der Ausschuss für Wissenschaft und Technik aus wissenschaftlichen Sach­
verständigen der Mitgliedstaaten, insbesondere aus Sachverständigen für Volksgesundheit, ernennt. 
Die Kommission holt zu den in dieser Weise ausgearbeiteten Grundnormen die Stellungnahme des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses ein. 

Nach Anhörung des Europäischen Parlaments legt der Rat die Grundnormen auf Vorschlag der 
Kommission, die ihm die von ihr eingeholten Stellungnahmen der Ausschüsse zuleitet, mit qualifi­
zierter Mehrheit fest. 

Artikel 32 

Die Grundnormen können auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats nach dem Verfahren 
des Artikels 31 überprüft oder ergänzt werden. 

Die Kommission hat jeden von einem Mitgliedstaat gestellten Antrag zu prüfen.
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Artikel 33 

Jeder Mitgliedstaat erlässt die geeigneten Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um die Beachtung der 
festgesetzten Grundnormen sicherzustellen, und trifft die für den Unterricht, die Erziehung und 
Berufsausbildung erforderlichen Maßnahmen. 

Die Kommission erlässt die geeigneten Empfehlungen, um die auf diesem Gebiet in den Mitglied­
staaten geltenden Bestimmungen miteinander in Einklang zu bringen. 

Zu diesem Zweck haben die Mitgliedstaaten der Kommission diese Bestimmungen nach dem Stande 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrags sowie die späteren Entwürfe gleichartiger Bestimmun­
gen bekannt zu geben. 

Etwaige Empfehlungen der Kommission zu diesen Entwürfen sind innerhalb von drei Monaten nach 
deren Mitteilung zu erlassen. 

Artikel 34 

Jeder Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebieten besonders gefährliche Versuche stattfinden sollen, ist 
verpflichtet, zusätzliche Vorkehrungen für den Gesundheitsschutz zu treffen; er hat hierzu vorher die 
Stellungnahme der Kommission einzuholen. 

Besteht die Möglichkeit, dass sich die Auswirkungen der Versuche auf die Hoheitsgebiete anderer 
Mitgliedstaaten erstrecken, so ist die Zustimmung der Kommission erforderlich. 

Artikel 35 

Jeder Mitgliedstaat schafft die notwendigen Einrichtungen zur ständigen Überwachung des Gehalts 
der Luft, des Wassers und des Bodens an Radioaktivität sowie zur Überwachung der Einhaltung der 
Grundnormen. 

Die Kommission hat Zugang zu diesen Überwachungseinrichtungen; sie kann ihre Arbeitsweise und 
Wirksamkeit nachprüfen. 

Artikel 36 

Die Auskünfte über die in Artikel 35 genannten Überwachungsmaßnahmen sind der Kommission 
von den zuständigen Behörden regelmäßig zu übermitteln, damit die Kommission ständig über den 
Gehalt an Radioaktivität unterrichtet ist, dem die Bevölkerung ausgesetzt ist.
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Artikel 37 

Jeder Mitgliedstaat ist verpflichtet, der Kommission über jeden Plan zur Ableitung radioaktiver Stoffe 
aller Art die allgemeinen Angaben zu übermitteln, aufgrund deren festgestellt werden kann, ob die 
Durchführung dieses Plans eine radioaktive Verseuchung des Wassers, des Bodens oder des Luftraums 
eines anderen Mitgliedstaats verursachen kann. 

Die Kommission gibt nach Anhörung der in Artikel 31 genannten Sachverständigengruppe innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten ihre Stellungnahme ab. 

Artikel 38 

Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten Empfehlungen über den radioaktiven Gehalt der Luft, 
des Wassers und des Bodens. 

In dringenden Fällen erlässt die Kommission eine Richtlinie, mit der sie dem betreffenden Mitglied­
staat aufgibt, innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
eine Überschreitung der Grundnormen zu vermeiden und die Beachtung dieser Vorschriften zu 
gewährleisten. 

Kommt der Staat innerhalb der festgesetzten Frist der Richtlinie der Kommission nicht nach, so kann 
diese oder jeder beteiligte Mitgliedstaat in Abweichung von den Artikeln 258 und 259 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union unmittelbar den Gerichtshof der Europäischen Union 
anrufen. 

Artikel 39 

Die Kommission errichtet im Rahmen der Gemeinsamen Kernforschungsstelle unmittelbar nach 
deren Gründung eine Studien- und Dokumentationsabteilung für Fragen des Gesundheitsschutzes. 

Die Aufgabe dieser Abteilung besteht vor allem darin, die in den Artikeln 33, 36 und 37 genannten 
Unterlagen und Auskünfte zusammenzustellen und die Kommission bei der Erfüllung der ihr durch 
dieses Kapitel übertragenen Aufgaben zu unterstützen. 

KAPITEL 4 

Investitionen 

Artikel 40 

Um die Initiative der Personen und Unternehmen anzuregen und eine abgestimmte Entwicklung ihrer 
Investitionen auf dem Kerngebiet zu erleichtern, veröffentlicht die Kommission in regelmäßigen 
Abständen hinweisende Programme, insbesondere hinsichtlich der Ziele für die Erzeugung von Kern­
energie und der im Hinblick hierauf erforderlichen Investitionen aller Art.
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Vor der Veröffentlichung holt die Kommission die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses zu diesen Programmen ein. 

Artikel 41 

Personen und Unternehmen, die zu den in Anhang II dieses Vertrags genannten Industriezweigen 
gehören, haben der Kommission Investitionsvorhaben für neue Anlagen sowie für Ersatzanlagen oder 
Umstellungen anzuzeigen; Art und Umfang der anzuzeigenden Vorhaben bestimmen sich nach 
Merkmalen, die der Rat auf Vorschlag der Kommission festlegt. 

Die Liste der vorgenannten Industriezweige kann vom Rat auf Vorschlag der Kommission, die zuvor 
die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit geän­
dert werden. 

Artikel 42 

Die in Artikel 41 bezeichneten Vorhaben sind der Kommission sowie zur Unterrichtung dem 
betreffenden Mitgliedstaat spätestens drei Monate vor Abschluss der ersten Lieferverträge oder, falls 
die Arbeiten mit Eigenmitteln des Unternehmens durchgeführt werden sollen, spätestens drei Monate 
vor Beginn der Arbeiten mitzuteilen. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission eine Änderung dieser Frist beschließen. 

Artikel 43 

Die Kommission erörtert mit den Personen oder Unternehmen alle Gesichtspunkte der Investitions­
vorhaben, die mit den Zielen dieses Vertrags in Zusammenhang stehen. 

Sie teilt ihre Auffassung dem betreffenden Mitgliedstaat mit. 

Artikel 44 

Die Kommission kann die ihr mitgeteilten Investitionsvorhaben mit Zustimmung der beteiligten 
Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen veröffentlichen. 

KAPITEL 5 

Gemeinsame Unternehmen 

Artikel 45 

Unternehmen, die für die Entwicklung der Kernindustrie in der Gemeinschaft von ausschlaggebender 
Bedeutung sind, können als gemeinsame Unternehmen im Sinne dieses Vertrags nach Maßgabe der 
folgenden Artikel errichtet werden.
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Artikel 46 

(1) Jeder Plan zur Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens, der von der Kommission, einem 
Mitgliedstaat oder einer anderen Seite ausgeht, wird von der Kommission geprüft. 

Hierzu holt die Kommission die Stellungnahme der Mitgliedstaaten sowie aller öffentlichen oder 
privaten Stellen ein, die nach ihrer Auffassung in der Lage sind, ihr Aufschlüsse zu erteilen. 

(2) Die Kommission übermittelt dem Rat jeden Plan zur Errichtung eines gemeinsamen Unter­
nehmens mit ihrer begründeten Stellungnahme. 

Bejaht sie die Notwendigkeit des geplanten gemeinsamen Unternehmens, so unterbreitet sie dem Rat 
Vorschläge über 

a) den Standort, 

b) die Satzung, 

c) den Umfang und die Zeitfolge der Finanzierung, 

d) die etwaige Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens, 

e) die etwaige Beteiligung eines dritten Staates, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder eines 
Angehörigen eines dritten Staates an der Finanzierung oder Geschäftsführung des gemeinsamen 
Unternehmens, 

f) die vollständige oder teilweise Gewährung der in Anhang III dieses Vertrags genannten Vergüns­
tigungen. 

Sie fügt einen eingehenden Bericht über den gesamten Plan bei. 

Artikel 47 

Hat die Kommission sich in dieser Weise an den Rat gewandt, so kann er sie um zusätzliche 
Auskünfte und Prüfungen ersuchen, soweit er diese als notwendig erachtet. 

Ist der Rat mit qualifizierter Mehrheit der Auffassung, dass ein von der Kommission mit ablehnender 
Stellungnahme übermittelter Plan trotzdem durchzuführen ist, so hat die Kommission ihm die 
Vorschläge und den eingehenden Bericht gemäß Artikel 46 vorzulegen.
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Im Fall einer günstigen Stellungnahme der Kommission oder im Fall des vorstehenden Unterabsatzes 
beschließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit über jeden Vorschlag der Kommission. 

Jedoch ist Einstimmigkeit erforderlich hinsichtlich 

a) der Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens; 

b) der Beteiligung eines dritten Staates, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder eines Angehörigen 
eines dritten Staates an der Finanzierung oder Geschäftsführung des gemeinsamen Unternehmens. 

Artikel 48 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission durch einstimmigen Beschluss die in Anhang III dieses 
Vertrags genannten Vergünstigungen auf jedes gemeinsame Unternehmen ganz oder teilweise in 
Anwendung bringen; jeder Mitgliedstaat ist alsdann in seinem Bereich zu deren Gewährung ver­
pflichtet. 

Der Rat kann nach demselben Verfahren die Bedingungen für die Gewährung dieser Vergünstigungen 
festlegen. 

Artikel 49 

Die Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens erfolgt durch Beschluss des Rates. 

Jedes gemeinsame Unternehmen hat Rechtspersönlichkeit. 

Es hat in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die das jeweilige 
innerstaatliche Recht juristischen Personen zuerkennt; es kann insbesondere bewegliches und unbe­
wegliches Vermögen erwerben oder veräußern sowie klagen und verklagt werden. 

Soweit die Bestimmungen dieses Vertrags oder seine Satzung nichts anderes vorsehen, unterliegt jedes 
gemeinsame Unternehmen den für gewerbliche oder kaufmännische Unternehmen geltenden Vor­
schriften; die Satzung kann hilfsweise auf das innerstaatliche Recht der Mitgliedstaaten Bezug neh­
men. 

Soweit nicht nach den Bestimmungen dieses Vertrags der Gerichtshof der Europäischen Union 
zuständig ist, werden Streitigkeiten, bei denen gemeinsame Unternehmen beteiligt sind, durch die 
zuständigen innerstaatlichen Rechtsprechungsorgane entschieden.
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Artikel 50 

Die Satzungen der gemeinsamen Unternehmen werden gegebenenfalls nach den darin vorgesehenen 
besonderen Vorschriften geändert. 

Diese Änderungen können jedoch erst in Kraft treten, nachdem sie auf Vorschlag der Kommission 
durch den Rat nach Maßgabe des Artikels 47 gebilligt worden sind. 

Artikel 51 

Solange die mit dem Betrieb der gemeinsamen Unternehmen betrauten Organe noch nicht eingesetzt 
sind, sorgt die Kommission für die Durchführung der Beschlüsse des Rates über die Errichtung dieser 
Unternehmen. 

KAPITEL 6 

Versorgung 

Artikel 52 

(1) Die Versorgung mit Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen wird gemäß 
den Bestimmungen dieses Kapitels nach dem Grundsatz des gleichen Zugangs zu den Versorgungs­
quellen durch eine gemeinsame Versorgungspolitik sichergestellt. 

(2) Zu diesem Zweck und nach Maßgabe dieses Kapitels 

a) ist jedes Gebaren verboten, das darauf abzielt, einzelnen Verbrauchern eine bevorzugte Stellung zu 
sichern, 

b) wird eine Agentur geschaffen, die über ein Bezugsrecht für Erze, Ausgangsstoffe und besondere 
spaltbare Stoffe, die im Gebiet der Mitgliedstaaten erzeugt werden, sowie über das ausschließliche 
Recht verfügt, Verträge über die Lieferung von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren 
Stoffen aus Ländern innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft abzuschließen. 

Die Agentur darf die Verbraucher nicht aufgrund der von ihnen beabsichtigten Verwendung der 
beantragten Lieferungen irgendwie unterschiedlich behandeln, es sei denn, dass diese Verwendung 
unzulässig ist oder dass sie den Bedingungen widerspricht, von denen die nicht der Gemeinschaft 
angehörenden Lieferer die Lieferung abhängig gemacht haben.
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A b s c h n i t t 1 

Die Agentur 

Artikel 53 

Die Agentur steht unter der Aufsicht der Kommission; diese erteilt ihr Richtlinien, hat gegen ihre 
Entscheidungen ein Einspruchsrecht und ernennt ihren Generaldirektor sowie ihren stellvertretenden 
Generaldirektor. 

Jede ausdrückliche oder stillschweigende Handlung der Agentur bei Ausübung ihres Bezugsrechts 
oder ihres ausschließlichen Rechts zum Abschluss von Lieferverträgen kann durch die Beteiligten der 
Kommission unterbreitet werden, die hierüber innerhalb eines Monats zu beschließen hat. 

Artikel 54 

Die Agentur hat Rechtspersönlichkeit und genießt finanzielle Autonomie. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Satzung der Agentur fest. 

Die Satzung kann in derselben Weise geändert werden. 

Sie bestimmt das Kapital der Agentur und die Art und Weise, in der es aufgebracht wird. Die 
Mehrheit des Kapitals muss in jedem Falle der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten gehören. Die 
Aufteilung des Kapitals wird von den Mitgliedstaaten im gemeinsamen Einvernehmen beschlossen. 

Die Satzung legt die Art und Weise der kaufmännischen Geschäftsführung der Agentur fest. Sie kann 
zur Deckung der Betriebskosten der Agentur die Erhebung einer Abgabe auf die Umsätze vorsehen. 

Artikel 55 

Die Mitgliedstaaten erteilen der Agentur alle Auskünfte oder lassen ihr alle Auskünfte erteilen, die zur 
Ausübung ihres Bezugsrechts und ihres ausschließlichen Rechts zum Abschluss von Lieferverträgen 
erforderlich sind. 

Artikel 56 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten die freie Ausübung der Tätigkeit der Agentur in ihren Hoheits­
gebieten. 

Sie können das Organ oder die Organe einsetzen, die zur Vertretung der Erzeuger und Verbraucher 
aus den ihnen unterstehenden außereuropäischen Hoheitsgebieten in den Beziehungen zur Agentur 
zuständig sind.
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A b s c h n i t t 2 

Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare Stoffe aus dem Aufkommen der Gemeinschaft 

Artikel 57 

(1) Das Bezugsrecht der Agentur erstreckt sich 

a) auf den Erwerb der Rechte zur Nutzung und zum Verbrauch der Stoffe, die aufgrund der 
Bestimmungen des Kapitels 8 Eigentum der Gemeinschaft sind; 

b) auf den Erwerb des Eigentumsrechts in allen anderen Fällen. 

(2) Die Agentur übt ihr Bezugsrecht durch den Abschluss von Verträgen mit den Erzeugern von 
Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren Stoffen aus. 

Vorbehaltlich der Artikel 58, 62 und 63 ist jeder Erzeuger verpflichtet, der Agentur die von ihm in 
den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeugten Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren 
Stoffe vor ihrer Verwendung, Übertragung oder Lagerung anzubieten. 

Artikel 58 

Erstreckt sich die Tätigkeit eines Erzeugers auf mehrere Produktionsstufen, beginnend mit der Ge­
winnung des Erzes bis zur Herstellung des Metalls einschließlich, so ist er nur verpflichtet, der 
Agentur das Erzeugnis in der von ihm gewählten Produktionsstufe anzubieten. 

Das gleiche gilt für mehrere Unternehmen, zwischen denen Verbindungen bestehen, die der Kommis­
sion rechtzeitig mitgeteilt und mit ihr nach dem in den Artikeln 43 und 44 vorgesehenen Verfahren 
erörtert worden sind. 

Artikel 59 

Übt die Agentur ihr Bezugsrecht entweder auf die gesamte Produktion oder auf einen Teil der 
Produktion nicht aus, so 

a) kann der Erzeuger die Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe entweder mit 
eigenen Mitteln oder im Wege von Lohnveredelungsverträgen unter dem Vorbehalt verarbeiten 
oder verarbeiten lassen, dass er der Agentur das bei dieser Verarbeitung gewonnene Erzeugnis 
anbietet, 

b) wird der Erzeuger durch Beschluss der Kommission ermächtigt, die verfügbaren Erzeugnisse 
außerhalb der Gemeinschaft unter dem Vorbehalt abzusetzen, dass er hierbei keine günstigeren 
Bedingungen gewährt, als sie in dem der Agentur vorher unterbreiteten Angebot enthalten waren. 
Besondere spaltbare Stoffe können jedoch nur durch die Agentur gemäß Artikel 62 ausgeführt 
werden.
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Die Kommission kann die Ermächtigung nicht erteilen, wenn die Empfänger dieser Lieferungen nicht 
alle Garantien dafür bieten, dass die allgemeinen Interessen der Gemeinschaft gewahrt werden, oder 
wenn die Klauseln und Bedingungen dieser Verträge den Zielen dieses Vertrags zuwiderlaufen. 

Artikel 60 

Die Verbraucher teilen der Agentur in regelmäßigen Abständen ihren Bedarf mit; sie geben dabei die 
Mengen, die physikalische und chemische Beschaffenheit, den Herkunftsort, die Verwendung, die 
einzelnen Lieferfristen und die Preisbestimmungen an, die als Klauseln und Bedingungen in den 
von ihnen gewünschten Liefervertrag aufzunehmen wären. 

Ebenso teilen die Erzeuger der Agentur die Angebote, die sie machen können, mit; sie geben dabei 
alle Einzelheiten, insbesondere die Laufzeit der Verträge, an, die für die Aufstellung ihrer Produktions­
programme erforderlich sind. Die Laufzeit dieser Verträge darf zehn Jahre nicht überschreiten, es sei 
denn, dass die Kommission zustimmt. 

Die Agentur teilt den Verbrauchern die Angebote und den Umfang der bei ihr eingegangenen 
Nachfragen mit und fordert sie auf, innerhalb einer bestimmten Frist Aufträge zu erteilen. 

Ist die Agentur im Besitz aller Aufträge, so teilt sie die Bedingungen mit, unter denen sie diese 
ausführen kann. 

Kann die Agentur nicht alle eingegangenen Aufträge vollständig ausführen, so verteilt sie die Stoffe 
nach dem Verhältnis der Aufträge zu jedem Angebot, vorbehaltlich der Artikel 68 und 69. 

Eine Vollzugsordnung der Agentur, die der Billigung der Kommission bedarf, regelt im einzelnen, wie 
Angebote und Nachfragen einander gegenüberzustellen sind. 

Artikel 61 

Die Agentur ist verpflichtet, alle Aufträge auszuführen, es sei denn, dass rechtliche oder sachliche 
Hindernisse ihrer Ausführung entgegenstehen. 

Bei Abschluss eines Vertrags kann sie unter Beachtung der Vorschriften des Artikels 52 von den 
Verbrauchern angemessene Vorauszahlungen als Garantie oder zur Erleichterung ihrer eigenen, zur 
Ausführung des Auftrags erforderlichen langfristigen Verpflichtungen gegenüber den Erzeugern ver­
langen.
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Artikel 62 

(1) Die Agentur übt ihr Bezugsrecht auf die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeugten 
besonderen spaltbaren Stoffe zu folgenden Zwecken aus: 

a) um die Nachfrage der Verbraucher der Gemeinschaft nach Maßgabe des Artikels 60 zu decken, 

b) um diese Stoffe selbst zu lagern oder 

c) um sie mit Genehmigung der Kommission, die hierbei Artikel 59 Buchstabe b Unterabsatz 2 
beachtet, auszuführen. 

(2) Jedoch sind diese Stoffe und die zur Aufarbeitung geeigneten Rückstände zu folgenden Zwe­
cken dem Erzeuger zu belassen: 

a) um mit Genehmigung der Agentur gelagert zu werden, 

b) um im Rahmen des eigenen Bedarfs des Erzeugers verwendet zu werden oder 

c) um Unternehmen im Gebiet der Gemeinschaft im Rahmen ihres Bedarfs zur Verfügung gestellt zu 
werden, soweit diese mit dem Erzeuger zur Durchführung eines der Kommission rechtzeitig 
mitgeteilten Programms in unmittelbarer Verbindung stehen; Voraussetzung ist, dass die Verbin­
dung weder eine Beschränkung der Produktion, der technischen Entwicklung oder der Investitio­
nen noch die missbräuchliche Schaffung von Ungleichheiten zwischen den Verbrauchern der 
Gemeinschaft bezweckt oder bewirkt. 

Die Anwendung der Vorschriften des Kapitels 7 wird hierdurch nicht berührt. 

(3) Auf die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeugten besonderen spaltbaren Stoffe, 
bezüglich derer die Agentur ihr Bezugsrecht nicht ausgeübt hat, findet Artikel 89 Absatz 1 Buchstabe 
a Anwendung. 

Artikel 63 

Die Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe, die von den gemeinsamen Unternehmen 
erzeugt werden, werden den Verbrauchern nach den satzungsmäßigen oder vertragsmäßigen Bestim­
mungen dieser Unternehmen zugeteilt.
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A b s c h n i t t 3 

Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare Stoffe aus dem Aufkommen ausserhalb der 
Gemeinschaft 

Artikel 64 

Die Agentur hat, soweit nicht in diesem Vertrag Ausnahmen vorgesehen sind, das ausschließliche 
Recht, Abkommen oder Übereinkünfte mit dem Hauptzweck der Lieferung von Erzen, Ausgangs­
stoffen oder besonderen spaltbaren Stoffen aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft ab­
zuschließen; sie wird dabei gegebenenfalls im Rahmen der zwischen der Gemeinschaft und einem 
dritten Staat oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung abgeschlossenen Abkommen tätig. 

Artikel 65 

Artikel 60 findet auf die Nachfragen der Verbraucher und die Verträge zwischen den Verbrauchern 
und der Agentur Anwendung, soweit es sich um die Lieferung von Erzen, Ausgangsstoffen oder 
besonderen spaltbaren Stoffen aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft handelt. 

Die Agentur kann jedoch den Herkunftsort der Stoffe bestimmen, soweit sie dem Verbraucher 
Lieferungsbedingungen zukommen lässt, die mindestens ebenso günstig sind wie die in dem Auftrag 
angegebenen. 

Artikel 66 

Stellt die Kommission auf Antrag der beteiligten Verbraucher fest, dass die Agentur nicht oder nur zu 
missbräuchlichen Preisen in der Lage ist, die bestellten Stoffe ganz oder zum Teil innerhalb einer 
angemessenen Frist zu liefern, so sind die Verbraucher berechtigt, unmittelbar Verträge über Liefe­
rungen aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft zu schließen, soweit die Verträge in den 
wesentlichen Punkten dem in ihrer Bestellung angegebenen Bedarf entsprechen. 

Dieses Recht wird auf ein Jahr gewährt; es kann verlängert werden, wenn die Lage, die seine 
Gewährung gerechtfertigt hat, fortdauert. 

Die Verbraucher, die von diesem Recht Gebrauch machen, haben der Kommission die beabsichtigten 
unmittelbaren Verträge mitzuteilen. Die Kommission kann innerhalb eines Monats gegen den Ab­
schluss dieser Verträge Einspruch erheben, wenn sie den Zielen dieses Vertrags zuwiderlaufen. 

A b s c h n i t t 4 

Preise 

Artikel 67 

Soweit in diesem Vertrag keine Ausnahmen vorgesehen sind, ergeben sich die Preise aus der Gegen­
überstellung von Angebot und Nachfrage nach Maßgabe des Artikels 60; widersprechende inner­
staatliche Vorschriften der Mitgliedstaaten sind unzulässig.
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Artikel 68 

Verboten ist ein Preisgebaren, das darauf abzielt, einzelnen Verbrauchern unter Umgehung des 
Grundsatzes des gleichen Zugangs, der sich aus diesem Kapitel ergibt, eine bevorzugte Stellung zu 
verschaffen. 

Stellt die Agentur ein derartiges Gebaren fest, so zeigt sie es der Kommission an. 

Erachtet die Kommission die Feststellung für begründet, so kann sie für die strittigen Angebote die 
Preise in einer Höhe neu festsetzen, die dem Grundsatz des gleichen Zugangs entspricht. 

Artikel 69 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission durch einstimmigen Beschluss Preise festsetzen. 

Die Agentur kann, wenn sie gemäß Artikel 60 die Bedingungen für die Ausführung der Aufträge 
festlegt, den Verbrauchern, die Aufträge erteilt haben, einen Preisausgleich vorschlagen. 

A b s c h n i t t 5 

Bestimmungen über die Versorgungspolitik 

Artikel 70 

Die Kommission kann sich im Rahmen des Haushaltsplans der Gemeinschaft finanziell unter den von 
ihr festgelegten Bedingungen an Schürfungsvorhaben in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten 
beteiligen. 

Die Kommission kann an die Mitgliedstaaten Empfehlungen für die Entwicklung der Schürfung und 
der Erzgewinnung richten. 

Die Mitgliedstaaten haben der Kommission jährlich einen Bericht über die Entwicklung der Schürfung 
und der Erzeugung, die voraussichtlichen Reserven und die in ihren Hoheitsgebieten durchgeführten 
oder geplanten Investitionen im Bergbau vorzulegen. Die Berichte werden dem Rat mit der Stellung­
nahme der Kommission vorgelegt; diese Stellungnahme hat insbesondere auf die Maßnahmen ein­
zugehen, welche die Mitgliedstaaten auf die gemäß vorstehendem Absatz ausgesprochenen Empfeh­
lungen getroffen haben. 

Stellt der Rat, nachdem die Kommission ihn angerufen hat, mit qualifizierter Mehrheit fest, dass die 
Schürfungsmaßnahmen und die Steigerung der Erzgewinnung in erheblichem Maße unzureichend 
bleiben, obwohl Erzeugungsmöglichkeiten wirtschaftlich auf lange Sicht gerechtfertigt erscheinen, so 
wird unterstellt, dass der betreffende Mitgliedstaat, solange er diese Lage nicht behebt, für sich und 
für seine Staatsangehörigen auf das Recht des gleichen Zugangs zu dem sonstigen Aufkommen 
innerhalb der Gemeinschaft verzichtet.
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Artikel 71 

Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten sachdienliche Empfehlungen über steuer- oder berg­
rechtliche Regelungen. 

Artikel 72 

Die Agentur kann aus den innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft zur Verfügung stehenden 
Mengen die notwendigen Handelsbestände anlegen, um die Versorgung oder die laufenden Lieferun­
gen der Gemeinschaft zu erleichtern. 

Die Kommission kann gegebenenfalls die Einrichtung von Sicherheitsbeständen beschließen. Die Art 
und Weise der Finanzierung dieser Bestände wird vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit gebilligt. 

A b s c h n i t t 6 

Besondere Vorschriften 

Artikel 73 

Umfasst ein Abkommen oder eine Vereinbarung zwischen einem Mitgliedstaat, einer Person oder 
einem Unternehmen einerseits und einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder 
einem Angehörigen eines dritten Staates andererseits auch die Lieferung von Erzeugnissen, die in die 
Zuständigkeit der Agentur fallen, so ist zum Abschluss oder zur Erneuerung des Abkommens oder 
der Vereinbarung die vorherige Zustimmung der Kommission erforderlich, soweit es sich um die 
Lieferung dieser Erzeugnisse handelt. 

Artikel 74 

Die Kommission kann die Übertragung, die Einfuhr oder die Ausfuhr kleiner Mengen von Erzen, 
Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren Stoffen in dem Maße, wie sie üblicherweise für die 
Forschung benutzt werden, von den Vorschriften dieses Kapitels ausnehmen. 

Jede Übertragung, Einfuhr oder Ausfuhr aufgrund dieser Bestimmung ist der Agentur anzuzeigen. 

Artikel 75 

Die Bestimmungen dieses Kapitels finden keine Anwendung auf Verpflichtungen, welche die Auf­
bereitung, Umwandlung oder Formung von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren 
Stoffen zum Gegenstand haben 

a) bei Verpflichtungen zwischen Personen oder Unternehmen untereinander - falls die aufbereiteten, 
umgewandelten oder geformten Stoffe an die Person oder das Unternehmen, von denen sie 
stammen, zurückgegeben werden müssen; 

b) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder einem Unternehmen einerseits und einer zwi­
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates andererseits - falls die 
Stoffe außerhalb der Gemeinschaft aufbereitet, umgewandelt oder geformt werden und an die 
Person oder das Unternehmen, von denen sie stammen, zurückgegeben werden;

DE 30.3.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 84/33



c) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder einem Unternehmen einerseits und einer zwi­
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates andererseits - falls die 
Stoffe in der Gemeinschaft aufbereitet, umgewandelt oder geformt werden und an die Einrichtung 
oder den Staatsangehörigen, von denen sie stammen, oder an einen anderen von dieser Einrich­
tung oder diesem Staatsangehörigen bestimmten Empfänger, der seinen Sitz ebenfalls außerhalb 
der Gemeinschaft hat, zurückgegeben werden. 

Die beteiligten Personen oder Unternehmen müssen jedoch der Agentur das Bestehen derartiger 
Verpflichtungen und sofort nach Unterzeichnung der Verträge die Mengen der Stoffe anzeigen, die 
Gegenstand dieser Umsätze sind. Den unter Buchstabe b genannten Verpflichtungen kann die Kom­
mission widersprechen, wenn sie der Auffassung ist, dass die Umwandlung oder Formung nicht 
wirksam und sicher und ohne Substanzverlust zum Nachteil der Gemeinschaft gewährleistet werden 
kann. 

Die Stoffe, die Gegenstand dieser Verpflichtungen sind, unterliegen in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten den in Kapitel 7 vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen. Die Bestimmungen des 
Kapitels 8 finden jedoch keine Anwendung auf die besonderen spaltbaren Stoffe, die Gegenstand von 
Verpflichtungen nach Buchstabe c sind. 

Artikel 76 

Die Vorschriften dieses Kapitels können, insbesondere falls unvorhergesehene Umstände eine all­
gemeine Mangellage hervorrufen, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi­
schen Parlaments durch einstimmigen Beschluss des Rates geändert werden; die Veranlassung dazu 
kann von einem Mitgliedstaat oder von der Kommission ausgehen. Die Kommission hat jeden Antrag 
eines Mitgliedstaats zu untersuchen. 

Nach Ablauf von sieben Jahren ab dem 1. Januar 1958 kann der Rat diese Bestimmungen in ihrer 
Gesamtheit bestätigen. Bestätigt er sie nicht, so werden nach dem im vorstehenden Absatz bestimm­
ten Verfahren neue Vorschriften über den Gegenstand dieses Kapitels erlassen. 

KAPITEL 7 

Überwachung der Sicherheit 

Artikel 77 

Die Kommission hat sich nach Maßgabe dieses Kapitels in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten zu 
vergewissern, dass 

a) die Erze, die Ausgangsstoffe und besonderen spaltbaren Stoffe nicht zu anderen als den von ihren 
Benutzern angegebenen Zwecken verwendet werden, 

b) die Vorschriften über die Versorgung und alle besonderen Kontrollverpflichtungen geachtet wer­
den, welche die Gemeinschaft in einem Abkommen mit einem dritten Staat oder einer zwischen­
staatlichen Einrichtung übernommen hat.
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Artikel 78 

Wer eine Anlage zur Erzeugung, Trennung oder sonstigen Verwendung von Ausgangsstoffen und 
besonderen spaltbaren Stoffen oder zur Aufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet oder be­
treibt, hat der Kommission die grundlegenden technischen Merkmale der Anlage anzugeben, soweit 
deren Kenntnis für die Zwecke des Artikels 77 erforderlich ist. 

Die Verfahren für die chemische Aufbereitung bestrahlter Stoffe bedürfen insoweit der Genehmigung 
der Kommission, als dies für die Zwecke des Artikels 77 erforderlich ist. 

Artikel 79 

Die Kommission verlangt, dass Aufstellungen über Betriebsvorgänge geführt und vorgelegt werden, 
um die Buchführung über verwendete oder erzeugte Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare 
Stoffe zu ermöglichen. Das gleiche gilt für die Beförderung der Ausgangsstoffe und besonderen 
spaltbaren Stoffe. 

Die Betroffenen geben den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats die Mitteilungen bekannt, die sie 
gemäß Artikel 78 und Absatz 1 dieses Artikels an die Kommission richten. 

Art und Umfang der Verpflichtungen des Absatzes 1 dieses Artikels werden in einer Verordnung 
bestimmt, die von der Kommission mit Billigung des Rates erlassen wird. 

Artikel 80 

Die Kommission kann verlangen, dass alle überschüssigen besonderen spaltbaren Stoffe, die als 
Nebenprodukt wieder- oder neugewonnen und nicht tatsächlich verwendet oder zur Verwendung 
bereitgestellt werden, bei der Agentur oder in anderen Lagern hinterlegt werden, die der Über­
wachung der Kommission unterstehen oder zugänglich sind. 

Die so hinterlegten besonderen spaltbaren Stoffe sind den Beteiligten auf Antrag unverzüglich zu­
rückzugeben. 

Artikel 81 

Die Kommission kann in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten Inspektoren entsenden. Sie hört den 
Mitgliedstaat, bevor sie einen Inspektor mit seiner ersten Überwachungsaufgabe in den Hoheitsgebie­
ten dieses Staates betraut; diese Anhörung wirkt auch für alle späteren Aufgaben dieses Inspektors.
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Soweit dies für die Überwachung der Erze, Ausgangsstoffe und besonderen spaltbaren Stoffe und zu 
der Feststellung erforderlich ist, ob die Bestimmungen des Artikels 77 beachtet werden, haben die 
Inspektoren unter Vorlage eines Ausweises über ihre Amtseigenschaft jederzeit zu allen Orten, 
Unterlagen und Personen Zugang, die sich von Berufs wegen mit Stoffen, Ausrüstungsgegenständen 
oder Anlagen beschäftigen, welche gemäß diesem Kapitel der Überwachung unterliegen. Die von der 
Kommission ernannten Inspektoren werden auf Antrag des beteiligten Staates von Vertretern der 
Behörden dieses Staates begleitet; doch darf hierdurch für die Inspektoren bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgabe keine Verzögerung oder sonstige Behinderung eintreten. 

Wird der Durchführung einer Überwachungsmaßnahme widersprochen, so hat die Kommission beim 
Präsidenten des Gerichtshofs der Europäischen Union einen Gerichtsbefehl zu beantragen, um die 
Durchführung dieser Überwachung im Zwangswege sicherzustellen. Der Präsident des Gerichtshofs 
der Europäischen Union entscheidet innerhalb von drei Tagen. 

Bei Gefahr im Verzuge kann die Kommission durch einen eigenen Beschluss eine schriftliche An­
ordnung der Überwachungsmaßnahmen erlassen. Diese Anordnung ist dem Präsidenten des Gerichts­
hofs der Europäischen Union unverzüglich zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

Nach Erlass des Befehls oder des Beschlusses haben die Behörden des betreffenden Staates den 
Inspektoren Zugang zu den Orten zu verschaffen, die in dem Befehl oder dem Beschluss bezeichnet 
sind. 

Artikel 82 

Die Inspektoren werden von der Kommission eingestellt. 

Ihnen liegt ob, sich die in Artikel 79 vorgesehene Buchführung vorlegen zu lassen und sie zu prüfen. 
Sie berichten der Kommission über jeden Verstoß. 

Die Kommission kann eine Richtlinie erlassen, mit der sie dem betreffenden Mitgliedstaat aufgibt, 
innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um dem fest­
gestellten Verstoß ein Ende zu setzen. Sie gibt dem Rat hiervon Kenntnis. 

Kommt der Mitgliedstaat dieser Richtlinie der Kommission innerhalb der festgesetzten Frist nicht 
nach, so kann diese oder jeder beteiligte Mitgliedstaat, in Abweichung von den Artikeln 258 und 259 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, unmittelbar den Gerichtshof der Euro­
päischen Union anrufen.
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Artikel 83 

(1) Verletzen Personen oder Unternehmen die ihnen durch dieses Kapitel auferlegten Verpflich­
tungen, so kann die Kommission gegen sie Zwangsmaßnahmen verhängen. 

Diese werden in folgenden Stufen verhängt: 

a) Verwarnung, 

b) Entzug besonderer Vorteile, wie finanzielle Unterstützung oder technische Hilfe, 

c) Übertragung der Verwaltung des Unternehmens für eine Höchstdauer von vier Monaten an eine 
Person oder eine Personengruppe, die im gemeinsamen Einvernehmen zwischen der Kommission 
und dem Staat, dem das Unternehmen untersteht, bestellt werden, 

d) vollständiger oder teilweiser Entzug der Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe. 

(2) Die zur Durchführung des vorstehenden Absatzes erlassenen Beschlüsse der Kommission, die 
eine Herausgabeverpflichtung enthalten, sind vollstreckbar. Sie können in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe des Artikels 164 vollstreckt werden. 

In Abweichung von Artikel 157 haben Klagen, die gegen die Beschlüsse der Kommission über die 
Verhängung der im vorstehenden Absatz vorgesehenen Zwangsmaßnahmen beim Gerichtshof der 
Europäischen Union erhoben werden, aufschiebende Wirkung. Der Gerichtshof der Europäischen 
Union kann jedoch auf Antrag der Kommission oder jedes beteiligten Mitgliedstaats die sofortige 
Vollstreckung der Beschlüsse anordnen. 

Der Schutz der verletzten Interessen ist durch ein angemessenes Rechtsverfahren zu gewährleisten. 

(3) Die Kommission kann an die Mitgliedstaaten Empfehlungen über Rechtsvorschriften richten, 
welche die Beachtung der Verpflichtungen dieses Kapitels in ihren Hoheitsgebieten sicherstellen 
sollen. 

(4) Die Mitgliedstaaten haben dafür Sorge zu tragen, dass die Zwangsmaßnahmen vollstreckt und 
dass die Verletzung gegebenenfalls durch deren Urheber behoben werden.
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Artikel 84 

Bei der Überwachung wird kein Unterschied nach dem Verwendungszweck der Erze, der Ausgangs­
stoffe und der besonderen spaltbaren Stoffe gemacht. 

Der Bereich, die Art und Weise der Überwachung sowie die Befugnisse der mit der Überwachung 
beauftragten Organe sind auf die Verwirklichung der in diesem Kapitel bestimmten Ziele beschränkt. 

Die Überwachung erstreckt sich nicht auf Stoffe, die für die Zwecke der Verteidigung bestimmt sind, 
soweit sie sich im Vorgang der Einfügung in Sondergeräte für diese Zwecke befinden oder soweit sie 
nach Abschluss dieser Einfügung gemäß einem Operationsplan in eine militärische Anlage eingesetzt 
oder dort gelagert werden. 

Artikel 85 

Die Einzelheiten der in diesem Kapitel vorgesehenen Überwachung können, falls neu eingetretene 
Umstände es erfordern, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Par­
laments durch einstimmigen Beschluss des Rates diesen Umständen angepasst werden; die Veranlas­
sung dazu kann von einem Mitgliedstaat oder der Kommission ausgehen. Die Kommission hat jeden 
Antrag eines Mitgliedstaats zu untersuchen. 

KAPITEL 8 

Das Eigentum 

Artikel 86 

Die besonderen spaltbaren Stoffe sind Eigentum der Gemeinschaft. 

Das Eigentumsrecht der Gemeinschaft umfasst alle besonderen spaltbaren Stoffe, die von einem 
Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt werden und der in 
Kapitel 7 vorgesehenen Sicherheitsüberwachung unterliegen. 

Artikel 87 

Die Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen haben an den besonderen spaltbaren Stoffen, die 
ordnungsgemäß in ihren Besitz gelangt sind, das unbeschränkte Nutzungs- und Verbrauchsrecht, 
soweit nicht für sie Verpflichtungen aus diesem Vertrag, insbesondere bezüglich der Sicherheitsüber­
wachung, des Bezugsrechts der Agentur und des Gesundheitsschutzes, entgegenstehen.
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Artikel 88 

Die Agentur führt im Namen der Gemeinschaft ein besonderes Konto mit der Bezeichnung „Finanz­
konto der besonderen spaltbaren Stoffe“. 

Artikel 89 

(1) Das Finanzkonto der besonderen spaltbaren Stoffe wird wie folgt geführt: 

a) Der Gemeinschaft wird der Wert der besonderen spaltbaren Stoffe gutgeschrieben, die einem 
Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen überlassen oder zur Verfügung gestellt 
werden; der Mitgliedstaat, die Person oder das Unternehmen wird mit diesem Wert belastet; 

b) die Gemeinschaft wird mit dem Wert der besonderen spaltbaren Stoffe belastet, die von einem 
Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt und Eigentum der 
Gemeinschaft werden; dieser Wert wird dem Mitgliedstaat, der Person oder dem Unternehmen 
gutgeschrieben. Eine entsprechende Buchung wird vorgenommen, wenn ein Mitgliedstaat, eine 
Person oder ein Unternehmen der Gemeinschaft besondere spaltbare Stoffe zurückgibt, die diesem 
Staat, dieser Person oder diesem Unternehmen vorher überlassen oder zur Verfügung gestellt 
worden waren. 

(2) Die Wertschwankungen, denen die besonderen spaltbaren Stoffe unterliegen, werden rech­
nungsmäßig so behandelt, dass für die Gemeinschaft weder Verlust noch Gewinn entsteht. Die 
Gefahren gehen zu Lasten und Gewinn der Besitzer. 

(3) Die Salden aus den oben genannten Vorgängen sind auf Verlangen des Gläubigers sofort fällig. 

(4) Soweit die Agentur auf eigene Rechnung Geschäfte vornimmt, gilt sie für die Anwendung 
dieses Kapitels als Unternehmen. 

Artikel 90 

Die Vorschriften dieses Kapitels über das Eigentumsrecht der Gemeinschaft können, falls neu einge­
tretene Umstände das erfordern, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi­
schen Parlaments durch einstimmigen Beschluss des Rates diesen Umständen angepasst werden; die 
Veranlassung dazu kann von einem Mitgliedstaat oder von der Kommission ausgehen. Die Kommis­
sion hat jeden Antrag eines Mitgliedstaats zu untersuchen. 

Artikel 91 

Die Ordnung des Eigentums an den Gegenständen, Stoffen und Vermögenswerten, an denen kein 
Eigentumsrecht der Gemeinschaft aufgrund dieses Kapitels besteht, richtet sich nach dem Recht der 
einzelnen Mitgliedstaaten.
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KAPITEL 9 

Der gemeinsame Markt auf dem Kerngebiet 

Artikel 92 

Die Bestimmungen dieses Kapitels finden auf die Güter und Erzeugnisse Anwendung, die in den 
Listen des Anhangs IV dieses Vertrags aufgeführt sind. 

Diese Listen können vom Rat auf Vorschlag der Kommission geändert werden; die Veranlassung dazu 
kann von der Kommission oder einem Mitgliedstaat ausgehen. 

Artikel 93 

Die Mitgliedstaaten beseitigen untereinander alle Einfuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher 
Wirkung und alle mengenmäßigen Beschränkungen der Ein- und Ausfuhr: 

a) für die in den Listen A 1 und A 2 aufgeführten Erzeugnisse, 

b) für die in der Liste B aufgeführten Erzeugnisse, soweit für diese Erzeugnisse ein Gemeinsamer 
Zolltarif gilt und sie mit einer Bescheinigung der Kommission versehen sind, aus der ihre Be­
stimmung für auf dem Kerngebiet liegende Zwecke hervorgeht. 

Die einem Mitgliedstaat unterstehenden außereuropäischen Hoheitsgebiete können weiterhin Ein- und 
Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung erheben, soweit sie ausschließlich fiskalischen Charak­
ter haben. Höhe und System dieser Zölle und Abgaben dürfen nicht zu einer Diskriminierung dieses 
Staates und der übrigen Mitgliedstaaten führen. 

Artikel 94 und 95 

(Aufgehoben) 

Artikel 96 

Die Mitgliedstaaten beseitigen gegenüber den Angehörigen eines Mitgliedstaats alle auf die Staats­
angehörigkeit gegründeten Beschränkungen des Zugangs zu qualifizierten Beschäftigungen auf dem 
Kerngebiet; vorbehalten sind lediglich die Einschränkungen, die sich aus den grundlegenden Erforder­
nissen der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit und der Volksgesundheit ergeben. 

Der Rat kann nach Anhörung des Europäischen Parlaments auf Vorschlag der Kommission, die zuvor 
die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit die 
Richtlinien für die Art und Weise der Anwendung dieses Artikels erlassen.
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Artikel 97 

Natürliche oder juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die der Gerichtsbarkeit 
eines Mitgliedstaats unterstehen, unterliegen keiner Beschränkung aufgrund ihrer Staatszugehörigkeit, 
wenn sie sich am Bau von Atomanlagen wissenschaftlicher oder gewerblicher Art in der Gemein­
schaft beteiligen wollen. 

Artikel 98 

Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um den Abschluss von Versiche­
rungsverträgen zur Deckung der Gefahren auf dem Kerngebiet zu erleichtern. 

Der Rat erlässt nach Anhörung des Europäischen Parlaments auf Vorschlag der Kommission, die 
zuvor die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit 
die Richtlinien für die Art und Weise der Anwendung dieses Artikels. 

Artikel 99 

Die Kommission kann Empfehlungen zur Erleichterung des Kapitalverkehrs aussprechen, der dazu 
bestimmt ist, die in der Liste des Anhangs II dieses Vertrags genannten Erzeugungszweige zu 
finanzieren. 

Artikel 100 

(Aufgehoben) 

KAPITEL 10 

Außenbeziehungen 

Artikel 101 

Die Gemeinschaft kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Verpflichtungen durch Abkommen und 
Vereinbarungen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehö­
rigen eines dritten Staates eingehen. 

Die Abkommen und Vereinbarungen werden von der Kommission nach den Richtlinien des Rates 
ausgehandelt; sie werden von der Kommission mit Zustimmung des Rates abgeschlossen; dieser 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Jedoch werden Abkommen und Vereinbarungen, deren Durchführung keine Mitwirkung des Rates 
erfordert und im Rahmen des betreffenden Haushaltsplans möglich ist, von der Kommission allein 
ausgehandelt und abgeschlossen; die Kommission hat lediglich den Rat hierüber ständig zu unter­
richten.
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Artikel 102 

Falls außer der Gemeinschaft ein oder mehrere Mitgliedstaaten an den Abkommen und Vereinbarun­
gen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines 
dritten Staates beteiligt sind, so können diese Abkommen und Vereinbarungen erst in Kraft treten, 
wenn alle beteiligten Mitgliedstaaten der Kommission mitgeteilt haben, dass sie nach den Vorschriften 
ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung anwendbar geworden sind. 

Artikel 103 

Die Mitgliedstaaten haben der Kommission ihre Entwürfe von Abkommen und Vereinbarungen mit 
einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten 
Staates mitzuteilen, soweit diese Abkommen und Vereinbarungen den Anwendungsbereich dieses 
Vertrags berühren. 

Enthält der Entwurf Bestimmungen, welche die Anwendung dieses Vertrags beeinträchtigen, so gibt 
die Kommission dem betreffenden Mitgliedstaat innerhalb eines Monats nach Eingang der an sie 
gerichteten Mitteilung ihre Einwendungen bekannt. 

Der Staat kann das beabsichtigte Abkommen oder die beabsichtigte Vereinbarung erst schließen, 
wenn er die Bedenken der Kommission beseitigt hat oder wenn er durch Antrag im Dringlichkeits­
verfahren einen Beschluss des Gerichtshofs der Europäischen Union über die Vereinbarkeit der 
beabsichtigten Bestimmungen mit den Vorschriften dieses Vertrags herbeigeführt und diesem Be­
schluss entsprochen hat. Der Antrag kann dem Gerichtshof der Europäischen Union jederzeit vor­
gelegt werden, sobald der Staat die Einwendungen der Kommission erhalten hat. 

Artikel 104 

Personen oder Unternehmen, die nach dem 1. Januar 1958 oder, im Falle später beigetretener 
Staaten, nach dem Zeitpunkt ihres Beitritts Abkommen oder Vereinbarungen mit einem dritten Staat, 
einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates schließen oder 
erneuern, können sich auf diese Abkommen oder Vereinbarungen nicht berufen, um sich den 
Verpflichtungen zu entziehen, die ihnen nach diesem Vertrag obliegen. 

Jeder Mitgliedstaat trifft alle Maßnahmen, die er für erforderlich hält, um der Kommission auf deren 
Ersuchen alle Auskünfte über die Abkommen oder Vereinbarungen zu erteilen, die nach den in 
Absatz 1 genannten Zeitpunkten im Anwendungsbereich dieses Vertrags von Personen oder Unter­
nehmen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines 
dritten Staates abgeschlossen worden sind. Die Kommission darf diese Mitteilung nur anfordern, um 
zu prüfen, ob die Abkommen oder Vereinbarungen nicht Bestimmungen enthalten, welche die 
Anwendung dieses Vertrags beeinträchtigen. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet auf Antrag der Kommission über die Verein­
barkeit dieser Abkommen und Vereinbarungen mit den Bestimmungen dieses Vertrags.
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Artikel 105 

Die Durchführung von Abkommen und Vereinbarungen, die vor dem 1. Januar 1958 oder, im Falle 
später beigetretener Staaten, vor dem Zeitpunkt ihres Beitritts von einem Mitgliedstaat, einer Person 
oder einem Unternehmen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem 
Angehörigen eines dritten Staates abgeschlossen worden sind, kann nicht aufgrund der Vorschriften 
des Vertrags beanstandet werden, wenn diese Abkommen oder Vereinbarungen der Kommission 
spätestens 30 Tage nach den genannten Zeitpunkten mitgeteilt worden sind. 

Jedoch ist die Berufung auf Abkommen und Vereinbarungen gegenüber diesem Vertrag unzulässig, 
wenn sie zwischen dem 25. März 1957 und dem 1. Januar 1958 oder, im Falle später beigetretener 
Staaten, zwischen der Unterzeichnung der Beitrittsakte und dem Zeitpunkt ihres Beitritts von einer 
Person oder einem Unternehmen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder 
einem Angehörigen eines dritten Staates geschlossen worden sind und wenn die Absicht, sich den 
Vorschriften dieses Vertrags zu entziehen, nach Auffassung des Gerichtshofs der Europäischen Union, 
der auf Antrag der Kommission entscheidet, für eine der Vertragsparteien ein bestimmender Grund 
für den Abschluss war. 

Artikel 106 

Die Mitgliedstaaten, die vor dem 1. Januar 1958 oder, im Falle später beigetretener Staaten, vor dem 
Zeitpunkt ihres Beitritts Abkommen mit dritten Staaten über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Kernenergie geschlossen haben, sind verpflichtet, gemeinsam mit der Kommission Verhandlungen 
mit diesen dritten Staaten zu führen, damit die Gemeinschaft soweit wie möglich die Rechte und 
Pflichten aus den Abkommen übernimmt. 

Jedes neue Abkommen, das sich aus diesen Verhandlungen ergibt, bedarf der Zustimmung des 
Mitgliedstaats oder der Mitgliedstaaten, welche die oben genannten Abkommen unterzeichnet haben, 
sowie der Genehmigung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt. 

TITEL III 

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE ORGANE UND FINANZVORSCHRIFTEN 

KAPITEL 1 

Anwendung von bestimmten Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union und des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

Artikel 106a 

(1) Artikel 7, die Artikel 13 bis 19, Artikel 48 Absätze 2 bis 5 und die Artikel 49 und 50 des 
Vertrags über die Europäische Union, Artikel 15, die Artikel 223 bis 236, die Artikel 237 bis 244, 
Artikel 245, die Artikel 246 bis 270, die Artikel 272, 273 und 274, die Artikel 277 bis 281, die 
Artikel 285 bis 304, die Artikel 310 bis 320, die Artikel 322 bis 325 und die Artikel 336, 342 und 
344 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sowie das Protokoll über die Über­
gangsbestimmungen gelten auch für diesen Vertrag.
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(2) Im Rahmen dieses Vertrags sind die Bezugnahmen auf die Union, auf den „Vertrag über die 
Europäische Union“, auf den „Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ oder auf die 
„Verträge“ in den in Absatz 1 aufgeführten Bestimmungen sowie in den Bestimmungen der Pro­
tokolle, die den Verträgen sowie diesem Vertrag beigefügt sind, als Bezugnahmen auf die Europäische 
Atomgemeinschaft und diesen Vertrag zu verstehen. 

(3) Die Vorschriften des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union beeinträchtigen nicht die Vorschriften dieses Vertrags. 

KAPITEL 2 

Die Organe der Gemeinschaft 

A b s c h n i t t 1 

Das Europäische Parlament 

Artikel 107 bis 114 

(Aufgehoben) 

A b s c h n i t t 2 

Der Rat 

Artikel 115 bis 123 

(Aufgehoben) 

A b s c h n i t t 3 

Die Kommission 

Artikel 124 bis 133 

(Aufgehoben) 

Artikel 134 

(1) Bei der Kommission wird ein Ausschuss für Wissenschaft und Technik mit beratender Aufgabe 
errichtet. 

Der Ausschuss muss in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen gehört werden. Er kann außerdem 
in allen Fällen gehört werden, in denen die Kommission es für angebracht hält.
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(2) Der Ausschuss besteht aus einundvierzig Mitgliedern, die vom Rat nach Anhörung der Kom­
mission ernannt werden 

Die Mitglieder werden für ihre Person auf fünf Jahre ernannt. Wiederernennung ist zulässig. Sie sind 
an keine Weisungen gebunden. 

Der Ausschuss wählt jährlich aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium. 

Artikel 135 

Die Kommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgabe jederzeit Gutachten einholen und Studienaus­
schüsse einsetzen. 

A b s c h n i t t 4 

Der Gerichtshof der Europäischen Union 

Artikel 136 bis 143 

(Aufgehoben) 

Artikel 144 

Die Zuständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Union umfasst die Befugnis zu unbeschränkter 
Ermessensnachprüfung sowie zur Änderung oder Verhängung von Zwangsmaßnahmen 

a) bei Klagen, die gemäß Artikel 12 zur Festlegung angemessener Bedingungen für die Erteilung von 
Lizenzen oder Unterlizenzen durch die Kommission erhoben werden; 

b) bei Klagen, die von Personen oder Unternehmen wegen Zwangsmaßnahmen erhoben werden, die 
gegen sie von der Kommission gemäß Artikel 83 verhängt werden. 

Artikel 145 

Ist die Kommission der Auffassung, dass eine Person oder ein Unternehmen eine Verletzung dieses 
Vertrags begangen hat, auf welche Artikel 83 keine Anwendung findet, so fordert sie den für diese 
Person oder dieses Unternehmen zuständigen Mitgliedstaat auf, wegen dieser Verletzung Zwangs­
maßnahmen nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu verhängen.
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Kommt der betreffende Staat innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist der Aufforderung 
nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union zur Feststellung der 
Verletzung anrufen, die der betreffenden Person oder dem betreffenden Unternehmen zur Last gelegt 
wird. 

Artikel 146 bis 156 

(Aufgehoben) 

Artikel 157 

Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, haben Klagen bei dem Gerichtshof der Europäischen 
Union keine aufschiebende Wirkung. Der Gerichtshof der Europäischen Union kann jedoch, wenn er 
es den Umständen nach für nötig hält, die Durchführung der angefochtenen Handlung aussetzen. 

Artikel 158 bis 160 

(Aufgehoben) 

A b s c h n i t t 5 

Der Rechnungshof 

Artikel 160 a bis 160 c 

(Aufgehoben) 

KAPITEL 3 

Gemeinsame Vorschriften für mehrere Organe 

Artikel 161 bis 163 

(Aufgehoben) 

Artikel 164 

Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Zivilprozessrechts des Staates, in dessen 
Hoheitsgebiet sie stattfindet. Die Vollstreckungsklausel wird nach einer Prüfung, die sich lediglich auf 
die Echtheit des Titels erstrecken darf, von der staatlichen Behörde erteilt, welche die Regierung jedes 
Mitgliedstaats zu diesem Zweck bestimmt und der Kommission, dem Gerichtshof der Europäischen 
Union sowie dem gemäß Artikel 18 eingesetzten Schiedsausschuss benennt.
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Sind diese Formvorschriften auf Antrag der die Vollstreckung betreibenden Partei erfüllt, so kann 
diese die Zwangsvollstreckung nach innerstaatlichem Recht betreiben, indem sie die zuständige Stelle 
unmittelbar anruft. 

Die Zwangsvollstreckung kann nur durch eine Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union ausgesetzt werden. Für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Vollstreckungsmaßnahmen 
sind jedoch die einzelstaatlichen Rechtsprechungsorgane zuständig. 

KAPITEL 4 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Artikel 165 bis 170 

(Aufgehoben) 

TITEL IV 

BESONDERE FINANZVORSCHRIFTEN 

Artikel 171 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft mit Ausnahme derjenigen der Agentur oder 
der gemeinsamen Unternehmen werden für jedes Haushaltsjahr veranschlagt und in den Verwaltungs­
haushalt oder den Forschungs- und Investitionshaushalt eingesetzt. 

Jeder Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. 

(2) Die Einnahmen und Ausgaben der nach kaufmännischen Gesichtspunkten arbeitenden Agentur 
werden in einen eigenen Voranschlag aufgenommen. 

Die Bedingungen für die Veranschlagung, Durchführung und Kontrolle dieser Einnahmen und Aus­
gaben werden unter Berücksichtigung der Satzung der Agentur in einer gemäß Artikel 322 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union festgelegten Haushaltsordnung bestimmt. 

(3) Die Voranschläge für die Einnahmen und Ausgaben sowie die Betriebskonten und Bilanzen der 
gemeinsamen Unternehmen werden der Kommission, dem Rat und dem Europäischen Parlament für 
jedes Haushaltsjahr nach Maßgabe der Satzungen dieser Unternehmen übermittelt.
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Artikel 172 

(1) (aufgehoben) 

(2) (aufgehoben) 

(3) (aufgehoben) 

(4) Anleihen, die zur Finanzierung der Forschungen oder der Investitionen bestimmt sind, werden 
unter den vom Rat festgelegten Bedingungen aufgenommen; der Rat beschließt hierbei nach Maßgabe 
des Artikels 314 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 

Die Gemeinschaft kann auf dem Kapitalmarkt eines Mitgliedstaats Anleihen aufnehmen, und zwar 
entweder nach den dort für Inlandsemissionen geltenden Vorschriften oder in Ermangelung solcher 
Vorschriften aufgrund einer entsprechenden Vereinbarung zwischen der Kommission und dem be­
treffenden Staat. 

Die zuständigen Stellen des Mitgliedstaats können ihre Zustimmung nur versagen, wenn auf dem 
Kapitalmarkt dieses Staates schwere Störungen zu befürchten sind. 

Artikel 173 und 173 a 

(Aufgehoben) 

Artikel 174 

(1) Die im Verwaltungshaushalt enthaltenen Ausgaben umfassen insbesondere 

a) die Verwaltungskosten und 

b) die Ausgaben für die Überwachung der Sicherheit und den Gesundheitsschutz. 

(2) Die im Forschungs- und Investitionshaushalt enthaltenen Ausgaben umfassen insbesondere 

a) die Ausgaben für die Durchführung des Forschungsprogramms der Gemeinschaft, 

b) die etwaige Beteiligung an dem Kapital der Agentur und an deren Investitionsausgaben, 

c) die Ausgaben für die Ausstattung von Unterrichtsanstalten, 

d) die etwaige Beteiligung an den gemeinsamen Unternehmen und an bestimmten gemeinsamen 
Vorhaben.
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Artikel 175 

(Aufgehoben) 

Artikel 176 

(1) Die Zuweisungen für die Forschungs- und Investitionsausgaben umfassen vorbehaltlich der 
Grenzen, die sich aus den mit Ausgaben verbundenen Programmen oder Beschlüssen ergeben, welche 
aufgrund dieses Vertrags die Einstimmigkeit des Rates erfordern, 

a) Verpflichtungsermächtigungen zur Deckung einer Tranche, die eine gesonderte Einheit darstellt 
und ein zusammenhängendes Ganzes bildet; 

b) Zahlungsermächtigungen, welche die Höchstgrenze der Ausgaben darstellen, die jährlich zur 
Deckung der gemäß Buchstabe a eingegangenen Verbindlichkeiten geleistet werden können. 

(2) Der Fälligkeitsplan für die Verbindlichkeiten und Zahlungen wird dem Vorschlag der Kommis­
sion für den entsprechenden Haushaltsplan-Entwurf als Anlage beigefügt. 

(3) Die für Forschungs- und Investitionsausgaben bereitgestellten Mittel werden nach Kapiteln 
gegliedert, in denen die Beiträge nach Art oder Bestimmung zusammengefasst sind; soweit erforder­
lich, werden die Kapitel nach der gemäß Artikel 322 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union festgelegten Haushaltsordnung unterteilt. 

(4) Die verfügbaren Zahlungsermächtigungen werden durch Beschluss der Kommission auf das 
nächste Haushaltsjahr übertragen, soweit der Rat nicht anders beschließt. 

Artikel 177 bis 181 

(Aufgehoben) 

Artikel 182 

(1) Die Kommission kann vorbehaltlich der Unterrichtung der zuständigen Behörden der betref­
fenden Mitgliedstaaten ihre Guthaben in der Währung eines dieser Staaten in die Währung eines 
anderen Mitgliedstaats transferieren, soweit dies erforderlich ist, um diese Guthaben für die in diesem 
Vertrag vorgesehenen Zwecke zu verwenden. Besitzt die Kommission verfügbare oder flüssige Gut­
haben in der benötigten Währung, so vermeidet sie soweit möglich derartige Transferierungen. 

(2) Die Kommission verkehrt mit jedem Mitgliedstaat über die von diesem bezeichnete Behörde. 
Bei der Durchführung ihrer Finanzgeschäfte nimmt sie die Notenbank des betreffenden Mitgliedstaats 
oder ein anderes von diesem genehmigtes Finanzinstitut in Anspruch.
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(3) Für Ausgaben, welche die Gemeinschaft in den Währungen dritter Länder vorzunehmen hat, 
unterbreitet die Kommission dem Rat vor der endgültigen Feststellung der Haushaltspläne einen als 
Hinweis dienenden Plan über die Einnahmen und Ausgaben in den verschiedenen Währungen. 

Dieser Plan wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit genehmigt. Er kann im Laufe des Haushalts­
jahres nach demselben Verfahren geändert werden. 

(4) Die Währungsbeträge dritter Länder, die für Ausgaben nach dem in Absatz 3 erwähnten Plan 
erforderlich sind, werden von den Mitgliedstaaten nach den in Artikel 172 festgelegten Aufbringungs­
schlüsseln an die Kommission übertragen. Die von der Kommission vereinnahmten Währungsbeträge 
dritter Länder werden nach denselben Schlüsseln an die Mitgliedstaaten übertragen. 

(5) Die Kommission kann frei über Währungsbeträge dritter Länder verfügen, die aus in diesen 
Ländern aufgenommenen Anleihen stammen. 

(6) Der Rat kann die in den Absätzen 1 bis 5 vorgesehene Regelung des Devisenverkehrs auf 
Vorschlag der Kommission einstimmig ganz oder teilweise auf die Agentur und die gemeinsamen 
Unternehmen für anwendbar erklären und gegebenenfalls den Erfordernissen ihrer Arbeitsweise 
anpassen. 

Artikel 183 und 183 a 

(Aufgehoben) 

TITEL V 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 184 

Die Gemeinschaft besitzt Rechtspersönlichkeit. 

Artikel 185 

Die Gemeinschaft besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, 
die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie kann insbesondere beweg­
liches und unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht stehen. Zu diesem 
Zweck wird sie von der Kommission vertreten.
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Artikel 186 

(Aufgehoben) 

Artikel 187 

Zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben kann die Kommission alle erforderlichen Auskünfte 
einholen und alle erforderlichen Nachprüfungen vornehmen; der Rahmen und die nähere Maßgabe 
hierfür werden vom Rat gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags festgelegt. 

Artikel 188 

Die vertragliche Haftung der Gemeinschaft bestimmt sich nach dem Recht, das auf den betreffenden 
Vertrag anzuwenden ist. 

Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder 
Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechts­
grundsätzen, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Gemeinschaft bestimmt sich nach den 
Vorschriften ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel 189 

Der Sitz der Organe der Gemeinschaft wird im Einvernehmen zwischen den Regierungen der Mit­
gliedstaaten bestimmt. 

Artikel 190 

(Aufgehoben) 

Artikel 191 

Die Gemeinschaft genießt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Union. 

Artikel 192 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung 
der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft 
ergeben. Sie erleichtern dieser die Erfüllung ihrer Aufgabe. 

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrags gefährden 
könnten.
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Artikel 193 

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Vertrags nicht anders als hierin vorgesehen zu regeln. 

Artikel 194 

(1) Die Mitglieder der Organe der Gemeinschaft, die Mitglieder der Ausschüsse, die Beamten und 
Bediensteten der Gemeinschaft sowie alle anderen Personen, die durch ihre Amtstätigkeit oder durch 
ihre öffentlichen oder privaten Verbindungen mit den Organen oder Einrichtungen der Gemeinschaft 
oder mit den gemeinsamen Unternehmen von den Vorgängen, Informationen, Kenntnissen, Unter­
lagen oder Gegenständen, die aufgrund der von einem Mitgliedstaat oder einem Organ der Gemein­
schaft erlassenen Vorschriften unter Geheimschutz stehen, Kenntnis nehmen oder Kenntnis erhalten, 
sind verpflichtet, diese Vorgänge, Informationen, Kenntnisse, Unterlagen oder Gegenstände, auch 
nach Beendigung dieser Amtstätigkeit oder dieser Verbindungen, gegenüber allen nicht berechtigten 
Personen sowie gegenüber der Öffentlichkeit geheim zu halten. 

Jeder Mitgliedstaat behandelt eine Verletzung dieser Verpflichtung als einen Verstoß gegen seine 
Geheimhaltungsvorschriften; er wendet dabei hinsichtlich des sachlichen Rechts und der Zuständig­
keit seine Rechtsvorschriften über die Verletzung der Staatssicherheit oder die Preisgabe von Berufs­
geheimnissen an. Er verfolgt jeden seiner Gerichtsbarkeit unterstehenden Urheber einer derartigen 
Verletzung auf Antrag eines beteiligten Mitgliedstaats oder der Kommission. 

(2) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission alle Vorschriften mit, die in seinen Hoheitsgebieten die 
Einstufung und die Geheimhaltung der Informationen, Kenntnisse, Unterlagen oder Gegenstände 
regeln, welche in den Anwendungsbereich dieses Vertrags gehören. 

Die Kommission sorgt für die Mitteilung dieser Vorschriften an die übrigen Mitgliedstaaten. 

Jeder Mitgliedstaat trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen zur Erleichterung der fortschreitenden 
Einführung eines möglichst einheitlichen und weitgehenden Geheimschutzes. Die Kommission 
kann nach Anhörung der beteiligten Mitgliedstaaten zu diesem Zweck Empfehlungen aussprechen. 

(3) Die Organe der Gemeinschaft und ihre Einrichtungen sowie die gemeinsamen Unternehmen 
haben die Bestimmungen über den Geheimschutz anzuwenden, die in dem Gebiet, in dem sie ihren 
Sitz haben, gelten.
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(4) Jede durch ein Organ der Gemeinschaft oder durch einen Mitgliedstaat einer Person, die ihre 
Tätigkeit im Anwendungsbereich dieses Vertrags ausübt, erteilte Ermächtigung, von den Vorgängen, 
Informationen, Unterlagen oder Gegenständen Kenntnis zu nehmen, die sich auf den Anwendungs­
bereich dieses Vertrags beziehen und dem Geheimschutz unterliegen, wird von jedem Organ und 
jedem anderen Mitgliedstaat anerkannt. 

(5) Die Vorschriften dieses Artikels stehen der Anwendung besonderer Vorschriften nicht ent­
gegen, die sich aus Abkommen zwischen einem Mitgliedstaat und einem dritten Staat oder einer 
zwischenstaatlichen Einrichtung ergeben. 

Artikel 195 

Die Organe der Gemeinschaft sowie die Agentur und die gemeinsamen Unternehmen haben bei der 
Anwendung dieses Vertrags die Bedingungen zu beachten, denen nach den aus Gründen der öffent­
lichen Ordnung oder der Volksgesundheit erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften der Zugang zu 
den Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen unterliegt. 

Artikel 196 

Im Sinne dieses Vertrags bedeutet, soweit nichts anderes darin bestimmt ist, 

a) „Person“: jede natürliche Person, die ihre Tätigkeit ganz oder teilweise in den Hoheitsgebieten der 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet ausübt, das in dem entsprechenden Kapitel dieses Vertrags be­
zeichnet ist; 

b) „Unternehmen“: jedes Unternehmen oder jede Einrichtung, die ihre Tätigkeit ganz oder teilweise in 
den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet ausübt, das in dem entsprechenden 
Kapitel dieses Vertrags bezeichnet ist; die öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Stellung der 
Unternehmen und Einrichtungen spielt dabei keine Rolle. 

Artikel 197 

Im Sinne dieses Vertrags bedeutet 

1. „besondere spaltbare Stoffe“: Plutonium 239; Uran 233; mit Uran 235 oder 233 angereichertes 
Uran; jedes Erzeugnis, in dem eines oder mehrere der oben genannten Isotope enthalten sind, und 
sonstige spaltbare Stoffe, die durch den Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit bestimmt werden; doch zählen Ausgangsstoffe in keinem Fall zu den besonderen spalt­
baren Stoffen; 

2. „mit Uran 235 oder 233 angereichertes Uran“: Uran, welches entweder Uran 235 oder Uran 233 
oder diese beiden Isotope in einer solchen Menge enthält, dass das Verhältnis zwischen der 
Summe dieser beiden Isotope und dem Isotop 238 über dem Verhältnis zwischen dem Isotop 
235 und dem Isotop 238 in natürlichem Uran liegt;
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3. „Ausgangsstoffe“: Uran, welches das in der Natur vorkommende Isotopengemisch enthält; Uran, 
dessen Gehalt an Uran 235 unter dem normalen Gehalt liegt; Thorium; alle oben genannten 
Stoffe in Form von Metall, Legierungen, chemischen Verbindungen oder Konzentraten; jeder 
andere Stoff, der einen oder mehrere der oben genannten Stoffe mit Konzentrierungen enthält, 
welche der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit bestimmt; 

4. „Erze“: alle Erze, die mit mittleren Konzentrierungen Stoffe enthalten, die durch geeignete che­
mische und physikalische Aufbereitung die Gewinnung der oben genannten Ausgangsstoffe er­
möglichen; die vorstehende mittlere Konzentrierung wird durch den Rat auf Vorschlag der Kom­
mission mit qualifizierter Mehrheit bestimmt. 

Artikel 198 

Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften dieses Vertrags auf die europäischen 
Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten sowie auf die ihnen unterstehenden außereuropäischen Hoheits­
gebiete Anwendung. 

Ebenso finden sie auf die europäischen Hoheitsgebiete Anwendung, deren auswärtige Beziehungen 
ein Mitgliedstaat wahrnimmt. 

Dieser Vertrag findet entsprechend den Bestimmungen des Protokolls Nr. 2 zur Akte über die 
Bedingungen des Beitritts der Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs 
Schweden auf die Ålandinseln Anwendung. 

Abweichend von den vorstehenden Absätzen gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwendung. 

Dieser Vertrag findet auf Grönland keine Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland auf Zypern keine Anwendung. 

c) Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die überseeischen Länder und Hoheitsgebiete, die 
besondere Beziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland unterhalten 
und die in Anhang II des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union nicht aufgeführt sind.
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d) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies 
erforderlich ist, um die Anwendung der Regelung sicherzustellen, die in dem am 22. Januar 1972 
unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft für diese Inseln vorgesehen ist. 

(Buchstabe e ist gestrichen) 

Artikel 199 

Die Kommission unterhält alle zweckdienlichen Beziehungen zu den Organen der Vereinten Natio­
nen, ihrer Fachorganisationen und der Welthandelsorganisation. 

Sie unterhält ferner, soweit zweckdienlich, Beziehungen zu allen internationalen Organisationen. 

Artikel 200 

Die Gemeinschaft führt jede zweckdienliche Zusammenarbeit mit dem Europarat herbei. 

Artikel 201 

Die Gemeinschaft führt ein enges Zusammenwirken mit der Organisation für Wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung herbei; die Einzelheiten werden im gegenseitigen Einvernehmen 
festgelegt. 

Artikel 202 

Dieser Vertrag steht dem Bestehen und der Durchführung der regionalen Zusammenschlüsse zwi­
schen Belgien und Luxemburg sowie zwischen Belgien, Luxemburg und den Niederlanden nicht 
entgegen, soweit die Ziele dieser Zusammenschlüsse durch Anwendung dieses Vertrags nicht erreicht 
sind. 

Artikel 203 

Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und 
sind in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments die 
geeigneten Vorschriften.
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Artikel 204 und 205 

(Aufgehoben) 

Artikel 206 

Die Gemeinschaft kann mit einem Staat oder mehreren Staaten oder einer oder mehreren interna­
tionalen Organisationen Abkommen schließen, durch die eine Assoziation mit gegenseitigen Rechten 
und Pflichten, gemeinsamem Vorgehen und besonderen Verfahren gegründet wird. 

Diese Abkommen werden nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig vom Rat ge­
schlossen. 

Werden durch diese Abkommen Änderungen dieses Vertrags erforderlich, so müssen diese zuvor 
nach dem Verfahren des Artikels 48 Absätze 2 bis 5 des Vertrags über die Europäische Union 
beschlossen werden. 

Artikel 207 

Die diesem Vertrag im gegenseitigen Einvernehmen der Mitgliedstaaten beigefügten Protokolle sind 
Bestandteil dieses Vertrags. 

Artikel 208 

Dieser Vertrag gilt auf unbegrenzte Zeit. 

TITEL VI 

Artikel 209 bis 223 

(Aufgehoben) 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 224 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungs­
rechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Re­
publik hinterlegt. 

Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgenden 
Monats in Kraft. Findet diese Hinterlegung weniger als fünfzehn Tage vor Beginn des folgenden 
Monats statt, so tritt der Vertrag am ersten Tag des zweiten Monats nach dieser Hinterlegung in Kraft.
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Artikel 225 

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländischer 
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er wird im Archiv der Re­
gierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unter­
zeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift. 

Nach den Beitrittsverträgen ist der Wortlaut dieses Vertrags auch in bulgarischer, dänischer, eng­
lischer, estnischer, finnischer, griechischer, irischer, lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer, 
portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer 
und ungarischer Sprache verbindlich. 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen 
Vertrag gesetzt. 

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig. 

(Aufzählung der Bevollmächtigten nicht wiedergegeben)
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ANHANG I 

FORSCHUNGSGEBIET BETREFFEND DIE KERNENERGIE GEMÄSS ARTIKEL 4 DES VERTRAGS 

I. Rohstoffe 

1. Verfahren für die Schürfung und den Abbau von Lagern, die Grundstoffe enthalten (Uran, Thorium und andere 
Erzeugnisse, die für die Kernenergie von besonderer Bedeutung sind). 

2. Verfahren für die Konzentrierung dieser Stoffe und für die Umwandlung in technisch reine Verbindungen. 

3. Verfahren für die Umwandlung dieser technisch reinen Verbindungen in Verbindungen und Metalle nuklearer 
Qualität. 

4. Verfahren für die Umwandlung und die Verarbeitung dieser Verbindungen und Metalle - sowie von reinem oder 
an diese Verbindungen oder Metalle gebundenem Plutonium, Uran 235 oder 233 - in Brennstoffelemente durch 
die chemische, keramische oder Hüttenindustrie. 

5. Verfahren für den Schutz dieser Brennstoffelemente gegen äußere Korrosions- oder Erosionsfaktoren. 

6. Verfahren für die Erzeugung, Reinigung, Verarbeitung und Aufbewahrung betreffend die übrigen besonderen 
Stoffe auf dem Gebiet der Kernenergie, insbesondere: 

a) Moderatoren, wie schweres Wasser, Graphit nuklearer Qualität, Beryllium und Berylliumoxyd, 

b) Konstruktionsmaterial, wie (hafniumfreies) Zirkonium, Niobium, Lanthan, Titan, Beryllium und ihre Oxyde, 
Kohlenstoffverbindungen und andere Verbindungen, die auf dem Gebiet der Kernenergie verwendet werden 
können, 

c) Kühlmittel, wie Helium, organische Thermofluide, Natrium, Natriumkaliumlegierungen, Wismut, Bleiwismut­
legierungen. 

7. Verfahren für die Isotopentrennung: 

a) von Uran, 

b) von Stoffen in wägbaren Mengen, die für die Kernenergieerzeugung gebraucht werden können, wie Lithium 6 
und 7, Stickstoff 15, Bor 10, 

c) von Isotopen, die in kleinen Mengen für Forschungsarbeiten verwendet werden.
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II. Angewandte Physik auf dem Gebiet der Kernenergie 

1. Angewandte theoretische Physik: 

a) Kernreaktionen mit geringer Energie, insbesondere durch Neutronen hervorgerufene Reaktionen, 

b) Spaltung, 

c) Wechselwirkung von ionisierenden Strahlungen und Photonen mit der Materie, 

d) Festkörpertheorie, 

e) Untersuchung über die Fusion, insbesondere über das Verhalten eines ionisierten Plasmas unter Einwirkung 
elektromagnetischer Kräfte und die Thermodynamik außergewöhnlich hoher Temperaturen. 

2. Angewandte experimentelle Physik: 

a) dieselben Sachgebiete wie unter Ziffer 1, 

b) Untersuchung der Eigenschaften der Transurane, die für die Kernenergie von Bedeutung sind. 

3. Berechnung der Reaktoren: 

a) makroskopische Neutronentheorie, 

b) experimentelle Neutronenmessungen: exponentielle und kritische Messungen, 

c) thermodynamische Berechnungen und Berechnungen über die Beständigkeit der Stoffe, 

d) entsprechende experimentelle Messungen, 

e) Kinetik der Reaktoren, Problem der Kontrolle ihres Betriebes und entsprechende Versuche, 

f) Berechnungen über den Strahlenschutz und entsprechende Versuche. 

III. Physikalische Chemie der Reaktoren 

1. Untersuchung der physikalischen und chemischen Strukturänderungen und der Wandlung der technischen 
Eigenschaften verschiedener Stoffe in den Reaktoren: 

a) unter Hitzewirkung, 

b) bei Berührung, aufgrund der Art der Stoffe, 

c) durch mechanische Wirkung.
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2. Untersuchung der Zersetzung und anderer Wirkungen, die durch Bestrahlung hervorgerufen werden: 

a) bei den Brennstoffelementen, 

b) beim Konstruktionsmaterial und bei den Kühlmitteln, 

c) bei den Moderatoren. 

3. Analytische Chemie und physikalische Chemie der Reaktorbestandteile. 

4. Physikalische Chemie der homogenen Reaktoren: Radiochemie, Korrosion. 

IV. Behandlung der radioaktiven Stoffe 

1. Verfahren für die Gewinnung von Plutonium und Uran 233 aus bestrahlten Brennstoffen, gegebenenfalls Rück­
gewinnung von Uran oder Thorium. 

2. Chemie und Metallurgie des Plutoniums. 

3. Verfahren für Gewinnung und Chemie der anderen Transurane. 

4. Verfahren für Gewinnung und Chemie verwertbarer Radioisotope: 

a) Spaltprodukte, 

b) mittels Bestrahlung gewonnener Radioisotope. 

5. Konzentrierung und Aufbewahrung der unbrauchbaren radioaktiven Abfälle. 

V. Verwendung der Radioelemente 

Als Bestrahlungselemente oder als Spürelemente: 

a) in Industrie und Wissenschaft, 

b) in Therapie und Biologie, 

c) in der Landwirtschaft.
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VI. Untersuchung der schädlichen Auswirkungen der Strahlungen auf Lebewesen 

1. Untersuchung über Auffindung und Messung schädlicher Strahlungen. 

2. Untersuchung geeigneter Vorbeugungs- und Schutzmaßnahmen sowie der entsprechenden Sicherheitsnormen. 

3. Untersuchung über Therapie gegen Strahlenwirkungen. 

VII. Ausrüstungen 

Untersuchungen über die Herstellung und Verbesserung von besonderen Ausrüstungen für Reaktoren und für 
sämtliche Forschungs- und industriellen Anlagen, die für die vorstehend erwähnten Forschungen erforderlich sind, 
z. B.: 

1. folgende mechanische Ausrüstungen: 

a) Pumpen für besondere Flüssigkeiten, 

b) Wärmeaustauscher, 

c) Apparate für kernphysikalische Forschung (wie z. B. Selektoren für Neutronengeschwindigkeiten), 

d) Geräte für Fernbedienung; 

2. folgende elektrische Ausrüstungen: 

a) Geräte für Auffinden und Messung von Strahlungen, insbesondere zur Verwendung bei 

— der Schürfung von Erzen, 

— der wissenschaftlichen und technischen Forschung, 

— der Kontrolle von Reaktoren, 

— dem Gesundheitsschutz, 

b) Geräte für die Steuerung der Reaktoren, 

c) Teilchenbeschleuniger mit geringer Energie bis 10 MeV. 

VIII. Wirtschaftliche Gesichtspunkte der Energieerzeugung 

1. Vergleichende theoretische und experimentelle Untersuchung der verschiedenen Reaktortypen. 

2. Technisch-wirtschaftliche Untersuchung der Brennstoffzyklen.
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ANHANG II 

INDUSTRIEZWEIGE, AUF DIE IN ARTIKEL 41 DES VERTRAGS BEZUG GENOMMEN IST 

1. Gewinnung von Uran- und Thoriumerzen 

2. Konzentrierung dieser Erze 

3. Chemische Aufbereitung und Raffinierung der Uran- und Thoriumkonzentrate 

4. Aufbereitung der Kernbrennstoffe in jeglicher Form 

5. Herstellung von Kernbrennstoffelementen 

6. Herstellung von Uranhexafluorid 

7. Erzeugung angereicherten Urans 

8. Aufbereitung bestrahlter Brennstoffe zur Trennung aller oder eines Teils der darin enthaltenen Elemente 

9. Herstellung von Reaktormoderatoren 

10. Erzeugung von hafniumfreiem Zirkonium oder von Verbindungen hafniumfreien Zirkoniums 

11. Kernreaktoren aller Typen und für jeglichen Zweck 

12. Anlagen für die industrielle Aufbereitung radioaktiver Abfälle, die in Verbindung mit einer oder mehreren der in 
dieser Liste genannten Anlagen errichtet werden 

13. Halbindustrielle Einrichtungen für die Vorbereitung des Baus von Anlagen, die unter die Ziffern 3 bis 10 fallen
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ANHANG III 

VERGÜNSTIGUNGEN, DIE DEN GEMEINSAMEN UNTERNEHMEN NACH ARTIKEL 48 DES VERTRAGS 
GEWÄHRT WERDEN KÖNNEN 

1. a) Anerkennung des öffentlichen Interesses für den Erwerb von Grundstücken, die für die Errichtung der gemeinsamen 
Unternehmen erforderlich sind, nach dem einzelstaatlichen Recht 

b) Anwendung des einzelstaatlichen Enteignungsverfahrens aus Gründen des öffentlichen Interesses zur Herbeiführung 
des Grundstückerwerbs in Fällen, in denen eine gütliche Einigung nicht zustande kommt 

2. Lizenzerteilung durch Schiedsverfahren oder von Amts wegen nach Artikel 17 bis 23 

3. Befreiung von allen Abgaben und Gebühren für die Errichtung gemeinsamer Unternehmen und für die eingebrachten 
Einlagen 

4. Befreiung von Abgaben und Gebühren beim Erwerb von Grundstücken sowie von allen Gebühren für die Umschrei­
bung und die Eintragung 

5. Befreiung von allen direkten Steuern, denen die gemeinsamen Unternehmen, ihr Vermögen, ihre Guthaben oder 
Einkünfte unterliegen könnten 

6. Befreiung von allen Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung sowie von allen Ein- und Ausfuhrverboten und allen Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher oder fiskalischer Art für 

a) wissenschaftliches und technisches Material, mit Ausnahme des Baumaterials und des Materials für Verwaltungs­
zwecke 

b) die Stoffe, die in dem gemeinsamen Unternehmen aufbereitet wurden oder dort aufbereitet werden sollen 

7. Erleichterungen auf dem Gebiet des Devisenverkehrs nach Artikel 182 Absatz 6 

8. Befreiung der im Dienste der gemeinsamen Unternehmen stehenden Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten sowie ihrer 
Ehegatten und ihrer Familienmitglieder, für deren Unterhalt sie aufkommen, von Einreise- und Aufenthaltsbeschrän­
kungen
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ANHANG IV 

LISTEN DER GÜTER UND ERZEUGNISSE, DIE DEN BESTIMMUNGEN DES KAPITELS 9 ÜBER DEN 
GEMEINSAMEN MARKT AUF DEM KERNGEBIET UNTERLIEGEN 

Liste A 1 

Uranerze, deren Gehalt an natürlichem Uran gewichtsmäßig mehr als 5 v. H. beträgt 

Pechblende, deren Gehalt an natürlichem Uran gewichtsmäßig mehr als 5 v. H. beträgt 

Uranoxyd 

Anorganische Verbindungen des natürlichen Urans außer Oxyd und Hexafluorid 

Organische Verbindungen des natürlichen Urans 

Natürliches Uran, roh oder bearbeitet 

Plutoniumhaltige Legierungen 

Organische oder anorganische Uranverbindungen, die mit organischen oder anorganischen Verbindungen des Uran 235 
angereichert sind 

Organische oder anorganische Verbindungen des Uran 233 

Mit Uran 233 angereichertes Thorium 

Organische oder anorganische Plutoniumverbindungen 

Mit Plutonium angereichertes Uran 

Mit Uran 235 angereichertes Uran 

Legierungen, die mit Uran 235 angereichertes Uran oder Uran 233 enthalten 

Plutonium 

Uran 233 

Uranhexafluorid 

Monazit 

Thoriumerze, die gewichtsmäßig mehr als 20 v. H. Thorium enthalten 

Uran-Thorianit mit einem Thoriumgehalt von mehr als 20 v. H. 

Thorium, roh oder bearbeitet 

Thoriumoxyd
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Anorganische Thoriumverbindungen außer Oxyd 

Organische Thoriumverbindungen 

Liste A 2 

Deuterium und seine Verbindungen (einschließlich des schweren Wassers), bei denen das Verhältnis der Deuteriumatome 
zu den Wasserstoffatomen zahlenmäßig 1: 5 000 überschreitet 

Schweres Paraffin, bei dem das Verhältnis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffatomen zahlenmäßig 1: 5 000 über­
schreitet 

Mischungen und Lösungen, bei denen das Verhältnis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffatomen zahlenmäßig 1: 
5 000 überschreitet 

Kernreaktoren 

Geräte für die Trennung der Uranisotope durch Gasdiffusion oder andere Verfahren 

Geräte für die Erzeugung von Deuterium, seinen Verbindungen (einschließlich des schweren Wassers), seinen Derivaten 
sowie von deuteriumhaltigen Mischungen und Lösungen, bei denen das Verhältnis der Deuteriumatome zu den Wasser­
stoffatomen zahlenmäßig 1: 5 000 überschreitet: 

— Geräte, die mit Wasserelektrolyse arbeiten 

— Geräte, die mit Destillation des Wassers, des flüssigen Wasserstoffs usw. arbeiten 

— Geräte, die mit Isotopenaustausch zwischen Schwefelwasserstoff und Wasser als Funktion einer Temperaturänderung 
arbeiten 

— Geräte, die mit anderen Techniken arbeiten 

Eigens für die chemische Behandlung radioaktiver Stoffe konstruierte Geräte: 

— Geräte für die Trennung bestrahlter Brennstoffe: 

— auf chemischem Weg (durch Lösungsmittel, Ausfällen, Ionenaustausch usw.) 

— auf physikalischem Weg (durch fraktionierte Destillation usw.) 

— Geräte für die Behandlung der Abfälle 

— Geräte für die Aufbereitung der Brennstoffe zur Wiederverwendung (recyclage) 

Fahrzeuge, die eigens für den Transport von Erzeugnissen mit starker Radioaktivität konstruiert sind: 

— Wagen und Loren zum Fahren auf Gleisen aller Spurweiten 

— Lastkraftwagen 

— Verladewagen mit Motoren 

— Anhänger und Sattelanhänger sowie andere Fahrzeuge ohne Eigenantrieb
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Verpackungsmittel mit Abschirmung aus Blei gegen Strahlung für den Transport oder die Lagerung radioaktiver Stoffe 

Künstliche radioaktive Isotope und ihre anorganischen oder organischen Verbindungen 

Ferngesteuerte mechanische Greifer, die eigens für die Handhabung hochradioaktiver Stoffe konstruiert sind: 

— mechanische Greifgeräte, fest oder beweglich, jedoch nicht mit der Hand führbar 

Liste B 

(Position aufgehoben) 

Lithiumerze und -konzentrate 

Metalle nuklearer Qualität: 

— Beryllium (Glucinium), roh 

— Wismut, roh 

— Niobium (Columbium), roh 

— Zirkonium (hafniumfrei), roh 

— Lithium, roh 

— Aluminium, roh 

— Kalzium, roh 

— Magnesium, roh 

Bortrifluorid 

Wasserfreie Fluorwasserstoffsäure 

Chlortrifluorid 

Bromtrifluorid 

Lithiumhydroxyd 

Lithiumfluorid 

Lithiumchlorid 

Lithiumhydrid 

Lithiumkarbonat 

Berylliumoxyd (Glucin) nuklearer Qualität
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Hitzebeständige Steine aus Berylliumoxyd nuklearer Qualität 

Andere hitzebeständige Erzeugnisse aus Berylliumoxyd nuklearer Qualität 

Künstlicher Graphit in Form von Blöcken oder Stäben mit einem Borgehalt von eins oder weniger zu einer Million und 
einem mikroskopischen Gesamtwirkungsquerschnitt für die Absorption thermischer Neutronen von 5 Millibarns/Atom 
oder weniger 

Stabile Isotope, künstlich getrennt 

Elektromagnetische Ionentrenner, einschließlich der Massenspektrographen und Massenspektrometer 

Reaktorsimulatoren (Analogkalkulatoren besonderer Art) 

Ferngesteuerte mechanische Greifer: 

— für den Handgebrauch (d. h. mit der Hand führbar wie ein Werkzeug) 

Pumpen für Metalle in flüssigem Zustand 

Hochvakuumpumpen 

Wärmeaustauscher, die eigens für eine Kernzentrale konstruiert sind 

Strahlungsdetektorengeräte (und entsprechende Ersatzteile) einer der folgenden Typen, die eigens für den Nachweis oder 
die Messung nuklearer Strahlen wie der Alpha- und Betateilchen, der Gammastrahlung, der Neutronen und Protonen 
konstruiert sind oder diesen Zwecken angepasst werden können: 

— Geigerzählrohre und Proportionalzählrohre 

— Geräte für den Nachweis oder die Messung, die Geiger-Müller-Rohre oder Proportionalzählrohre enthalten 

— Ionisationskammern 

— Instrumente, die Ionisationskammern enthalten 

— Geräte für den Nachweis oder die Messung von Strahlen bei der Schürfung nach Erzen, der Kontrolle der Reaktoren, 
der Luft, des Wassers und des Bodens 

— Neutronendetektoren, bei denen Bor, Bortrifluorid, Wasserstoff oder ein spaltbares Element verwendet wird 

— Geräte für den Nachweis oder die Messung mit Neutronendetektoren, bei denen Bor, Bortrifluorid, Wasserstoff oder 
ein spaltbares Element verwendet wird 

— Szintillationskristalle, montiert oder mit Metalleinhüllung (feste Szintillatoren) 

— Geräte für den Nachweis oder die Messung, die flüssige, feste oder gasförmige Szintillatoren enthalten 

— Verstärker, die eigens für nukleare Messungen konstruiert sind, einschließlich der Linearverstärker, der Vorverstärker 
und der „Verteilerverstärker“ (distributed amplifiers) und der Analysatoren (pulse height analysers)
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— Koinzidenzgeräte zur Verwendung mit Strahlendetektoren 

— Elektroskope und Elektrometer, einschließlich der Dosimeter (jedoch ausschließlich der Geräte für den Unterricht, der 
einfachen Elektroskope mit Metallblättchen, der Dosimeter, die eigens für die Verwendung mit medizinischen Rönt­
genapparaten konstruiert sind, sowie der elektrostatischen Messgeräte) 

— Instrumente, mit denen ein Strom schwächer als 1 Mikromikroampere gemessen werden kann 

— Photovervielfacherröhren mit einer Photokathode, die mindestens 10 Mikroampere je Lumen ergibt, eine mittlere 
Verstärkung größer als 10 5 haben, sowie jedes andere System elektrischer Vervielfacher, das durch positive Ionen 
aktiviert wird 

— „Skalers“ und elektronische Integratoren für Strahlendetektoren 

Zyklotrone, elektrostatische Generatoren des Typs „van de Graaf“ oder „Cockroft und Walton“, Linearbeschleuniger und 
andere „elektro-nukleare“ Maschinen, mit denen ein Kernpartikel auf mehr als 1 MeV beschleunigt werden kann 

Magnete, die eigens für die vorgenannten Maschinen und Geräte (Zyklotrone usw.) konstruiert sind 

Beschleunigungsröhren und Röhren zum Fokussieren derjenigen Typen, die in Massenspektrometern und Massenspektro­
graphen verwendet werden 

Intensive elektronische Quellen positiver Ionen für eine Verwendung mit Teilchenbeschleunigern, Massenspektrometern 
und anderen Geräten derselben Art 

Spiegelglas (Strahlenschutzglas): 

— Gussglas (gegossenes oder gewalztes Flachglas) [auch bereits bei der Herstellung mit Drahteinlagen verstärkt oder 
überfangen], nur auf einer oder auf beiden Seiten geschliffen oder poliert, in quadratischen oder rechteckigen Platten 
oder Tafeln 

— Gussglas (gegossen oder gewalzt) [geschliffen, poliert oder nicht] anders als quadratisch oder rechteckig zugeschnitten, 
oder gekrümmt, oder anderweitig bearbeitet (schräg abgeschnitten oder graviert usw.) 

— Sicherheitsglas, auch bearbeitet, bestehend aus getempertem Glas oder aus zwei oder mehreren Glasschichten 

Schutzanzüge gegen Bestrahlung oder radioaktive Verseuchung: 

— aus Kunststoff 

— aus Gummi 

— aus imprägnierten oder mit einer Schutzschicht belegten Geweben: 

— für Männer 

— für Frauen 

Diphenyl (wenn es sich tatsächlich um aromatischen Kohlenwasserstoff handelt: C 6 H 5 C 6 H 5 ) 

Triphenyl
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ANHANG V 

ERSTES FORSCHUNGS- UND AUSBILDUNGSPROGRAMM GEMÄSS ARTIKEL 215 DES VERTRAGS 

(aufgehoben)
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PROTOKOLLE
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PROTOKOLL ÜBER DIE ROLLE DER NATIONALEN PARLAMENTE IN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

EINGEDENK dessen, dass die Art der Kontrolle der Regierungen durch die nationalen Parlamente 
hinsichtlich der Tätigkeiten der Europäischen Union Sache der besonderen verfassungsrechtlichen 
Gestaltung und Praxis jedes Mitgliedstaats ist, 

IN DEM WUNSCH, eine stärkere Beteiligung der nationalen Parlamente an den Tätigkeiten der Euro­
päischen Union zu fördern und ihnen bessere Möglichkeiten zu geben, sich zu den Entwürfen von 
Gesetzgebungsakten der Europäischen Union sowie zu anderen Fragen, die für sie von besonderem 
Interesse sein können, zu äußern – 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

TITEL I 

UNTERRICHTUNG DER NATIONALEN PARLAMENTE 

Artikel 1 

Die Konsultationsdokumente der Kommission (Grün- und Weißbücher sowie Mitteilungen) werden 
bei ihrer Veröffentlichung von der Kommission direkt den nationalen Parlamenten zugeleitet. Ferner 
leitet die Kommission den nationalen Parlamenten gleichzeitig mit der Übermittlung an das Euro­
päische Parlament und den Rat das jährliche Rechtsetzungsprogramm sowie alle weiteren Dokumente 
für die Ausarbeitung der Rechtsetzungsprogramme oder politischen Strategien zu. 

Artikel 2 

Die an das Europäische Parlament und den Rat gerichteten Entwürfe von Gesetzgebungsakten werden 
den nationalen Parlamenten zugeleitet. 

Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet „Entwurf eines Gesetzgebungsakts“ die Vorschläge der Kom­
mission, die Initiativen einer Gruppe von Mitgliedstaaten, die Initiativen des Europäischen Parlaments, 
die Anträge des Gerichtshofs, die Empfehlungen der Europäischen Zentralbank und die Anträge der 
Europäischen Investitionsbank, die den Erlass eines Gesetzgebungsaktes zum Ziel haben. 

Die von der Kommission vorgelegten Entwürfe von Gesetzgebungsakten werden von der Kommis­
sion gleichzeitig mit der Übermittlung an das Europäische Parlament und den Rat direkt den na­
tionalen Parlamenten zugeleitet. 

Die vom Europäischen Parlament vorgelegten Entwürfe von Gesetzgebungsakten werden vom Euro­
päischen Parlament direkt den nationalen Parlamenten zugeleitet.
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Die von einer Gruppe von Mitgliedstaaten, vom Gerichtshof, von der Europäischen Zentralbank oder 
von der Europäischen Investitionsbank vorgelegten Entwürfe von Gesetzgebungsakten werden vom 
Rat den nationalen Parlamenten zugeleitet. 

Artikel 3 

Die nationalen Parlamente können nach dem im Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit vorgesehenen Verfahren eine begründete Stellungnahme 
zur Übereinstimmung eines Entwurfs eines Gesetzgebungsakts mit dem Subsidiaritätsprinzip an die 
Präsidenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission richten. 

Wird der Entwurf eines Gesetzgebungsakts von einer Gruppe von Mitgliedstaaten vorgelegt, so 
übermittelt der Präsident des Rates die begründete Stellungnahme oder die begründeten Stellung­
nahmen den Regierungen dieser Mitgliedstaaten. 

Wird der Entwurf eines Gesetzgebungsakts vom Gerichtshof, von der Europäischen Zentralbank oder 
von der Europäischen Investitionsbank vorgelegt, so übermittelt der Präsident des Rates die begrün­
dete Stellungnahme oder die begründeten Stellungnahmen dem betreffenden Organ oder der betref­
fenden Einrichtung. 

Artikel 4 

Zwischen dem Zeitpunkt, zu dem ein Entwurf eines Gesetzgebungsakts den nationalen Parlamenten 
in den Amtssprachen der Union zugeleitet wird, und dem Zeitpunkt, zu dem er zwecks Erlass oder 
zur Festlegung eines Standpunkts im Rahmen eines Gesetzgebungsverfahrens auf die vorläufige 
Tagesordnung des Rates gesetzt wird, müssen acht Wochen liegen. In dringenden Fällen, die in 
dem Rechtsakt oder dem Standpunkt des Rates begründet werden, sind Ausnahmen möglich. Außer 
in ordnungsgemäß begründeten dringenden Fällen darf in diesen acht Wochen keine Einigung über 
den Entwurf eines Gesetzgebungsakts festgestellt werden. Außer in ordnungsgemäß begründeten 
dringenden Fällen müssen zwischen der Aufnahme des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts in die 
vorläufige Tagesordnung für die Tagung des Rates und der Festlegung eines Standpunkts zehn 
Tage liegen. 

Artikel 5 

Den nationalen Parlamenten werden die Tagesordnungen für die Tagungen des Rates und die Ergeb­
nisse dieser Tagungen, einschließlich der Protokolle der Tagungen, auf denen der Rat über Entwürfe 
von Gesetzgebungsakten berät, gleichzeitig mit der Übermittlung an die Regierungen der Mitglied­
staaten direkt zugeleitet. 

Artikel 6 

Beabsichtigt der Europäische Rat, Artikel 48 Absatz 7 Unterabsatz 1 oder Unterabsatz 2 des Vertrags 
über die Europäische Union in Anspruch zu nehmen, so werden die nationalen Parlamente mindes­
tens sechs Monate vor dem Erlass eines Beschlusses von der Initiative des Europäischen Rates unter­
richtet.
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Artikel 7 

Der Rechnungshof übermittelt den nationalen Parlamenten gleichzeitig mit der Übermittlung an das 
Europäische Parlament und den Rat seinen Jahresbericht zur Unterrichtung. 

Artikel 8 

Handelt es sich bei dem System des nationalen Parlaments nicht um ein Einkammersystem, so gelten 
die Artikel 1 bis 7 für jede der Kammern des Parlaments. 

TITEL II 

ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DEN PARLAMENTEN 

Artikel 9 

Das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente legen gemeinsam fest, wie eine effiziente 
und regelmäßige Zusammenarbeit zwischen den Parlamenten innerhalb der Union gestaltet und 
gefördert werden kann. 

Artikel 10 

Eine Konferenz der Europa-Ausschüsse der Parlamente kann jeden ihr zweckmäßig erscheinenden 
Beitrag dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission zur Kenntnis bringen. Diese 
Konferenz fördert ferner den Austausch von Informationen und bewährten Praktiken zwischen den 
nationalen Parlamenten und dem Europäischen Parlament, einschließlich ihrer Fachausschüsse. Sie 
kann auch interparlamentarische Konferenzen zu Einzelthemen organisieren, insbesondere zur Erör­
terung von Fragen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, einschließlich der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Die Beiträge der Konferenz binden nicht die nationalen Par­
lamente und greifen ihrem Standpunkt nicht vor.
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PROTOKOLL ÜBER DIE SATZUNG DES GERICHTSHOFS DER EUROPÄISCHEN UNION 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN – 

IN DEM WUNSCH, die in Artikel 281 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) vorgesehene Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union festzulegen – 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

Artikel 1 

Für die Errichtung und die Tätigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Union gelten die Bestimmun­
gen der Verträge, des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG-Vertrag) und 
dieser Satzung. 

TITEL I 

DIE RICHTER UND DIE GENERALANWÄLTE 

Artikel 2 

Jeder Richter leistet vor Aufnahme seiner Amtstätigkeit vor dem in öffentlicher Sitzung tagenden 
Gerichtshof den Eid, sein Amt unparteiisch und gewissenhaft auszuüben und das Beratungsgeheimnis 
zu wahren. 

Artikel 3 

Die Richter sind keiner Gerichtsbarkeit unterworfen. Hinsichtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft 
vorgenommenen Handlungen, einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen, steht 
ihnen diese Befreiung auch nach Abschluss ihrer Amtstätigkeit zu. 

Der Gerichtshof kann die Befreiung durch Plenarentscheidung aufheben. Betrifft die Entscheidung ein 
Mitglied des Gerichts oder eines Fachgerichts, so entscheidet der Gerichtshof nach Anhörung des 
betreffenden Gerichts. 

Wird nach Aufhebung der Befreiung ein Strafverfahren gegen einen Richter eingeleitet, so darf dieser 
in jedem Mitgliedstaat nur vor ein Gericht gestellt werden, das für Verfahren gegen Richter der 
höchsten Gerichte dieses Mitgliedstaats zuständig ist. 

Die Artikel 11 bis 14 und Artikel 17 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Union finden auf die Richter, die Generalanwälte, den Kanzler und die Hilfsbericht­
erstatter des Gerichtshofs der Europäischen Union Anwendung; die Bestimmungen der Absätze 1 bis 
3 betreffend die Befreiung der Richter von der Gerichtsbarkeit bleiben hiervon unberührt.
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Artikel 4 

Die Richter dürfen weder ein politisches Amt noch ein Amt in der Verwaltung ausüben. 

Sie dürfen keine entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben, es sei denn, dass der Rat mit 
einfacher Mehrheit ausnahmsweise von dieser Vorschrift Befreiung erteilt. 

Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche Verpflichtung, während der Ausübung 
und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen, 
insbesondere die Pflicht, bei der Annahme bestimmter Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser 
Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. 

Im Zweifelsfalle entscheidet der Gerichtshof. Betrifft die Entscheidung ein Mitglied des Gerichts oder 
eines Fachgerichts, so entscheidet der Gerichtshof nach Anhörung des betreffenden Gerichts. 

Artikel 5 

Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Richters 
durch Rücktritt. 

Bei Rücktritt eines Richters ist das Rücktrittsschreiben an den Präsidenten des Gerichtshofs zur 
Weiterleitung an den Präsidenten des Rates zu richten. Mit der Benachrichtigung des Letzteren 
wird der Sitz frei. 

Mit Ausnahme der Fälle, in denen Artikel 6 Anwendung findet, bleibt jeder Richter bis zum Amts­
antritt seines Nachfolgers im Amt. 

Artikel 6 

Ein Richter kann nur dann seines Amtes enthoben oder seiner Ruhegehaltsansprüche oder anderer an 
ihrer Stelle gewährter Vergünstigungen für verlustig erklärt werden, wenn er nach einstimmigem 
Urteil der Richter und Generalanwälte des Gerichtshofs nicht mehr die erforderlichen Voraussetzun­
gen erfüllt oder den sich aus seinem Amt ergebenden Verpflichtungen nicht mehr nachkommt. Der 
Betroffene wirkt bei der Beschlussfassung nicht mit. Ist der Betroffene ein Mitglied des Gerichts oder 
eines Fachgerichts, so entscheidet der Gerichtshof nach Anhörung des betreffenden Gerichts. 

Der Kanzler bringt den Präsidenten des Europäischen Parlaments und der Kommission die Entschei­
dung des Gerichtshofs zur Kenntnis und übermittelt sie dem Präsidenten des Rates. 

Wird durch eine solche Entscheidung ein Richter seines Amtes enthoben, so wird sein Sitz mit der 
Benachrichtigung des Präsidenten des Rates frei.
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Artikel 7 

Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner Amtszeit, so wird es für die verbleibende Amtszeit 
neu besetzt. 

Artikel 8 

Die Artikel 2 bis 7 finden auf die Generalanwälte Anwendung. 

TITEL II 

ORGANISATION DES GERICHTSHOFS 

Artikel 9 

Die teilweise Neubesetzung der Richterstellen, die alle drei Jahre stattfindet, betrifft abwechselnd 
vierzehn und dreizehn Richter. 

Die teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte, die alle drei Jahre stattfindet, betrifft jedes 
Mal vier Generalanwälte. 

Artikel 10 

Der Kanzler leistet vor dem Gerichtshof den Eid, sein Amt unparteiisch und gewissenhaft auszuüben 
und das Beratungsgeheimnis zu wahren. 

Artikel 11 

Der Gerichtshof regelt die Vertretung des Kanzlers für den Fall seiner Verhinderung. 

Artikel 12 

Dem Gerichtshof werden Beamte und sonstige Bedienstete beigegeben, um ihm die Erfüllung seiner 
Aufgaben zu ermöglichen. Sie unterstehen dem Kanzler unter Aufsicht des Präsidenten. 

Artikel 13 

Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 
auf Antrag des Gerichtshofs die Ernennung von Hilfsberichterstattern vorsehen und ihre Stellung 
bestimmen. Die Hilfsberichterstatter können nach Maßgabe der Verfahrensordnung berufen werden, 
an der Bearbeitung der beim Gerichtshof anhängigen Sachen teilzunehmen und mit dem Bericht­
erstatter zusammenzuarbeiten. 

Zu Hilfsberichterstattern sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und die erforderlichen juristischen Befähigungsnachweise erbringen; sie werden vom Rat 
mit einfacher Mehrheit ernannt. Sie leisten vor dem Gerichtshof den Eid, ihr Amt unparteiisch 
und gewissenhaft auszuüben und das Beratungsgeheimnis zu wahren.
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Artikel 14 

Die Richter, die Generalanwälte und der Kanzler sind verpflichtet, am Sitz des Gerichtshofs zu 
wohnen. 

Artikel 15 

Der Gerichtshof übt seine Tätigkeit ständig aus. Die Dauer der Gerichtsferien wird vom Gerichtshof 
unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse festgesetzt. 

Artikel 16 

Der Gerichtshof bildet aus seiner Mitte Kammern mit drei und mit fünf Richtern. Die Richter wählen 
aus ihrer Mitte die Präsidenten der Kammern. Die Präsidenten der Kammern mit fünf Richtern 
werden für drei Jahre gewählt. Einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

Die Große Kammer ist mit dreizehn Richtern besetzt. Den Vorsitz führt der Präsident des Gerichts­
hofs. Der Großen Kammer gehören außerdem die Präsidenten der Kammern mit fünf Richtern und 
weitere Richter, die nach Maßgabe der Verfahrensordnung ernannt werden, an. 

Der Gerichtshof tagt als Große Kammer, wenn ein am Verfahren beteiligter Mitgliedstaat oder ein am 
Verfahren beteiligtes Unionsorgan dies beantragt. 

Der Gerichtshof tagt als Plenum, wenn er gemäß Artikel 228 Absatz 2, Artikel 245 Absatz 2, 
Artikel 247 oder Artikel 286 Absatz 6 AEUV befasst wird. 

Außerdem kann der Gerichtshof, wenn er zu der Auffassung gelangt, dass eine Rechtssache, mit der 
er befasst ist, von außergewöhnlicher Bedeutung ist, nach Anhörung des Generalanwalts entscheiden, 
diese Rechtssache an das Plenum zu verweisen. 

Artikel 17 

Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit einer ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam 
entscheiden. 

Die Entscheidungen der Kammern mit drei oder fünf Richtern sind nur dann gültig, wenn sie von 
drei Richtern getroffen werden. 

Die Entscheidungen der Großen Kammer sind nur dann gültig, wenn neun Richter anwesend sind.
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Die vom Plenum getroffenen Entscheidungen des Gerichtshofs sind nur dann gültig, wenn fünfzehn 
Richter anwesend sind. 

Bei Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach Maßgabe der Verfahrensordnung ein 
Richter einer anderen Kammer herangezogen werden. 

Artikel 18 

Die Richter und Generalanwälte dürfen nicht an der Erledigung einer Sache teilnehmen, in der sie 
vorher als Bevollmächtigte, Beistände oder Anwälte einer der Parteien tätig gewesen sind oder über 
die zu befinden sie als Mitglied eines Gerichts, eines Untersuchungsausschusses oder in anderer 
Eigenschaft berufen waren. 

Glaubt ein Richter oder Generalanwalt, bei der Entscheidung oder Untersuchung einer bestimmten 
Sache aus einem besonderen Grund nicht mitwirken zu können, so macht er davon dem Präsidenten 
Mitteilung. Hält der Präsident die Teilnahme eines Richters oder Generalanwalts an der Verhandlung 
oder Entscheidung einer bestimmten Sache aus einem besonderen Grund für unangebracht, so setzt 
er diesen hiervon in Kenntnis. 

Ergibt sich bei der Anwendung dieses Artikels eine Schwierigkeit, so entscheidet der Gerichtshof. 

Eine Partei kann den Antrag auf Änderung der Zusammensetzung des Gerichtshofs oder einer seiner 
Kammern weder mit der Staatsangehörigkeit eines Richters noch damit begründen, dass dem Ge­
richtshof oder einer seiner Kammern kein Richter ihrer Staatsangehörigkeit angehört. 

TITEL III 

VERFAHREN VOR DEM GERICHTSHOF 

Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten sowie die Unionsorgane werden vor dem Gerichtshof durch einen Bevollmäch­
tigten vertreten, der für jede Sache bestellt wird; der Bevollmächtigte kann sich der Hilfe eines 
Beistands oder eines Anwalts bedienen. 

Die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die nicht Mitglied­
staaten sind, und die in jenem Abkommen genannte EFTA-Überwachungsbehörde werden in der 
gleichen Weise vertreten. 

Die anderen Parteien müssen durch einen Anwalt vertreten sein. 

Nur ein Anwalt, der berechtigt ist, vor einem Gericht eines Mitgliedstaats oder eines anderen Ver­
tragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum aufzutreten, kann vor dem 
Gerichtshof als Vertreter oder Beistand einer Partei auftreten.
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Die vor dem Gerichtshof auftretenden Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte genießen nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung die zur unabhängigen Ausübung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Rechte und Sicherheiten. 

Der Gerichtshof hat nach Maßgabe der Verfahrensordnung gegenüber den vor ihm auftretenden 
Beiständen und Anwälten die den Gerichten üblicherweise zuerkannten Befugnisse. 

Hochschullehrer, die Angehörige von Mitgliedstaaten sind, deren Rechtsordnung ihnen gestattet, vor 
Gericht als Vertreter einer Partei aufzutreten, haben vor dem Gerichtshof die durch diesen Artikel den 
Anwälten eingeräumte Rechtsstellung. 

Artikel 20 

Das Verfahren vor dem Gerichtshof gliedert sich in ein schriftliches und ein mündliches Verfahren. 

Das schriftliche Verfahren umfasst die Übermittlung der Klageschriften, Schriftsätze, Klagebeantwor­
tungen und Erklärungen und gegebenenfalls der Repliken sowie aller zur Unterstützung vorgelegten 
Belegstücke und Urkunden oder ihrer beglaubigten Abschriften an die Parteien sowie an diejenigen 
Unionsorgane, deren Entscheidungen Gegenstand des Verfahrens sind. 

Die Übermittlung obliegt dem Kanzler in der Reihenfolge und innerhalb der Fristen, die die Ver­
fahrensordnung bestimmt. 

Das mündliche Verfahren umfasst die Verlesung des von einem Berichterstatter vorgelegten Berichts, 
die Anhörung der Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte und der Schlussanträge des General­
anwalts durch den Gerichtshof sowie gegebenenfalls die Vernehmung von Zeugen und Sachverstän­
digen. 

Ist der Gerichtshof der Auffassung, dass eine Rechtssache keine neue Rechtsfrage aufwirft, so kann er 
nach Anhörung des Generalanwalts beschließen, dass ohne Schlussanträge des Generalanwalts über 
die Sache entschieden wird. 

Artikel 21 

Die Klageerhebung bei dem Gerichtshof erfolgt durch Einreichung einer an den Kanzler zu richtenden 
Klageschrift. Die Klageschrift muss Namen und Wohnsitz des Klägers, die Stellung des Unterzeich­
nenden, die Partei oder die Parteien, gegen die die Klage erhoben wird, und den Streitgegenstand 
angeben sowie die Anträge und eine kurze Darstellung der Klagegründe enthalten.
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Ihr ist gegebenenfalls der Rechtsakt beizufügen, dessen Nichtigerklärung beantragt wird, oder in dem 
in Artikel 265 AEUV geregelten Fall eine Unterlage, aus der sich der Zeitpunkt der in dem genannten 
Artikel vorgesehenen Aufforderung ergibt. Sind der Klageschrift diese Unterlagen nicht beigefügt, so 
fordert der Kanzler den Kläger auf, sie innerhalb einer angemessenen Frist beizubringen; die Klage 
kann nicht deshalb zurückgewiesen werden, weil die Beibringung erst nach Ablauf der für die 
Klageerhebung vorgeschriebenen Frist erfolgt. 

Artikel 22 

In den Fällen nach Artikel 18 des EAG-Vertrags erfolgt die Klageerhebung bei dem Gerichtshof durch 
Einreichung einer an den Kanzler zu richtenden Klageschrift. Die Klageschrift muss Namen und 
Wohnsitz des Klägers, die Stellung des Unterzeichnenden, die Entscheidung, gegen die Klage erhoben 
wird, die Gegenparteien und den Streitgegenstand angeben sowie die Anträge und eine kurze Dar­
stellung der Klagegründe enthalten. 

Eine beglaubigte Abschrift der angefochtenen Entscheidung des Schiedsausschusses ist beizufügen. 

Weist der Gerichtshof die Klage ab, so wird die Entscheidung des Schiedsausschusses rechtskräftig. 

Hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Schiedsausschusses auf, so kann das Verfahren gegebe­
nenfalls auf Betreiben einer Prozesspartei vor dem Schiedsausschuss wieder aufgenommen werden. 
Dieser ist an die vom Gerichtshof gegebene rechtliche Beurteilung gebunden. 

Artikel 23 

In den Fällen nach Artikel 267 AEUV obliegt es dem Gericht des Mitgliedstaats, das ein Verfahren 
aussetzt und den Gerichtshof anruft, diese Entscheidung dem Gerichtshof zu übermitteln. Der Kanzler 
des Gerichtshofs stellt diese Entscheidung den beteiligten Parteien, den Mitgliedstaaten und der 
Kommission zu und außerdem den Organen, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union, von 
denen die Handlung, deren Gültigkeit oder Auslegung streitig ist, ausgegangen ist. 

Binnen zwei Monaten nach dieser Zustellung können die Parteien, die Mitgliedstaaten, die Kommis­
sion und gegebenenfalls die Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union, von denen die 
Handlung, deren Gültigkeit oder Auslegung streitig ist, ausgegangen ist, beim Gerichtshof Schriftsätze 
einreichen oder schriftliche Erklärungen abgeben.
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In den Fällen nach Artikel 267 AEUV stellt der Kanzler des Gerichtshofs die Entscheidung des 
Gerichts des Mitgliedstaats darüber hinaus den Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum, die nicht Mitgliedstaaten sind, und der in jenem Abkommen genannten 
EFTA-Überwachungsbehörde zu, die binnen zwei Monaten nach der Zustellung beim Gerichtshof 
Schriftsätze einreichen oder schriftliche Erklärungen abgeben können, wenn einer der Anwendungs­
bereiche des Abkommens betroffen ist. 

Sieht ein vom Rat mit einem oder mehreren Drittstaaten über einen bestimmten Bereich geschlos­
senes Abkommen vor, dass diese Staaten Schriftsätze einreichen oder schriftliche Erklärungen abge­
ben können, wenn ein Gericht eines Mitgliedstaats dem Gerichtshof eine in den Anwendungsbereich 
des Abkommens fallende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt hat, so wird die Entscheidung des 
Gerichts des Mitgliedstaats, die eine solche Frage enthält, auch den betreffenden Drittstaaten zuge­
stellt, die binnen zwei Monaten nach der Zustellung beim Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder 
schriftliche Erklärungen abgeben können. 

Artikel 23 a (*) 

In der Verfahrensordnung können ein beschleunigtes Verfahren und für Vorabentscheidungsersuchen 
zum Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein Eilverfahren vorgesehen werden. 

Diese Verfahren können vorsehen, dass für die Einreichung von Schriftsätzen oder schriftlichen 
Erklärungen eine kürzere Frist als die des Artikels 23 gilt und dass abweichend von Artikel 20 
Absatz 4 keine Schlussanträge des Generalanwalts gestellt werden. 

Das Eilverfahren kann außerdem eine Beschränkung der in Artikel 23 bezeichneten Parteien und 
sonstigen Beteiligten, die Schriftsätze einreichen oder schriftliche Erklärungen abgeben können, und 
in Fällen äußerster Dringlichkeit das Entfallen des schriftlichen Verfahrens vorsehen. 

Artikel 24 

Der Gerichtshof kann von den Parteien die Vorlage aller Urkunden und die Erteilung aller Auskünfte 
verlangen, die er für wünschenswert hält. Im Falle einer Weigerung stellt der Gerichtshof diese 
ausdrücklich fest. 

Der Gerichtshof kann ferner von den Mitgliedstaaten und den Organen, Einrichtungen oder sonstigen 
Stellen, die nicht Parteien in einem Rechtsstreit sind, alle Auskünfte verlangen, die er zur Regelung 
dieses Rechtsstreits für erforderlich erachtet.
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Artikel 25 

Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, Personengemeinschaften, Dienststellen, Ausschüsse oder 
Einrichtungen seiner Wahl mit der Abgabe von Gutachten betrauen. 

Artikel 26 

Zeugen können nach Maßgabe der Verfahrensordnung vernommen werden. 

Artikel 27 

Nach Maßgabe der Verfahrensordnung kann der Gerichtshof gegenüber ausbleibenden Zeugen die 
den Gerichten allgemein zuerkannten Befugnisse ausüben und Geldbußen verhängen. 

Artikel 28 

Zeugen und Sachverständige können unter Benutzung der in der Verfahrensordnung vorgeschriebe­
nen Eidesformel oder in der in der Rechtsordnung ihres Landes vorgesehenen Weise eidlich ver­
nommen werden. 

Artikel 29 

Der Gerichtshof kann anordnen, dass ein Zeuge oder Sachverständiger von dem Gericht seines 
Wohnsitzes vernommen wird. 

Diese Anordnung ist gemäß den Bestimmungen der Verfahrensordnung zur Ausführung an das 
zuständige Gericht zu richten. Die in Ausführung des Rechtshilfeersuchens abgefassten Schriftstücke 
werden dem Gerichtshof nach denselben Bestimmungen übermittelt. 

Der Gerichtshof übernimmt die anfallenden Auslagen; er erlegt sie gegebenenfalls den Parteien auf. 

Artikel 30 

Jeder Mitgliedstaat behandelt die Eidesverletzung eines Zeugen oder Sachverständigen wie eine vor 
seinen eigenen in Zivilsachen zuständigen Gerichten begangene Straftat. Auf Anzeige des Gerichts­
hofs verfolgt er den Täter vor seinen zuständigen Gerichten. 

Artikel 31 

Die Verhandlung ist öffentlich, es sei denn, dass der Gerichtshof von Amts wegen oder auf Antrag 
der Parteien aus wichtigen Gründen anders beschließt. 

Artikel 32 

Der Gerichtshof kann während der Verhandlung Sachverständige, Zeugen sowie die Parteien selbst 
vernehmen. Für die Letzteren können jedoch nur ihre bevollmächtigten Vertreter mündlich verhan­
deln.
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Artikel 33 

Über jede mündliche Verhandlung ist ein vom Präsidenten und vom Kanzler zu unterschreibendes 
Protokoll aufzunehmen. 

Artikel 34 

Die Terminliste wird vom Präsidenten festgelegt. 

Artikel 35 

Die Beratungen des Gerichtshofs sind und bleiben geheim. 

Artikel 36 

Die Urteile sind mit Gründen zu versehen. Sie enthalten die Namen der Richter, die bei der Ent­
scheidung mitgewirkt haben. 

Artikel 37 

Die Urteile sind vom Präsidenten und vom Kanzler zu unterschreiben. Sie werden in öffentlicher 
Sitzung verlesen. 

Artikel 38 

Der Gerichtshof entscheidet über die Kosten. 

Artikel 39 

Der Präsident des Gerichtshofs kann in einem abgekürzten Verfahren, das erforderlichenfalls von 
einzelnen Bestimmungen dieser Satzung abweichen kann und in der Verfahrensordnung geregelt ist, 
über Anträge auf Aussetzung gemäß Artikel 278 AEUV und Artikel 157 EAG-Vertrag, auf Erlass 
einstweiliger Anordnungen gemäß Artikel 279 AEUV oder auf Aussetzung der Zwangsvollstreckung 
gemäß Artikel 299 Absatz 4 AEUV oder Artikel 164 Absatz 3 EAG-Vertrag entscheiden. 

Bei Verhinderung des Präsidenten wird dieser durch einen anderen Richter nach Maßgabe der Ver­
fahrensordnung vertreten. 

Die von dem Präsidenten oder seinem Vertreter getroffene Anordnung stellt eine einstweilige Re­
gelung dar und greift der Entscheidung des Gerichtshofs in der Hauptsache nicht vor. 

Artikel 40 

Die Mitgliedstaaten und die Unionsorgane können einem bei dem Gerichtshof anhängigen Rechts­
streit beitreten.
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Dasselbe gilt für die Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie alle anderen Personen, 
sofern sie ein berechtigtes Interesse am Ausgang eines bei dem Gerichtshof anhängigen Rechtsstreits 
glaubhaft machen können. Natürliche oder juristische Personen können Rechtssachen zwischen Mit­
gliedstaaten, zwischen Organen der Union oder zwischen Mitgliedstaaten und Organen der Union 
nicht beitreten. 

Unbeschadet des Absatzes 2 können die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, die nicht Mitgliedstaaten sind, und die in jenem Abkommen genannte EFTA-Über­
wachungsbehörde einem bei dem Gerichtshof anhängigen Rechtsstreit beitreten, wenn dieser einen 
der Anwendungsbereiche jenes Abkommens betrifft. 

Mit den aufgrund des Beitritts gestellten Anträgen können nur die Anträge einer Partei unterstützt 
werden. 

Artikel 41 

Stellt der ordnungsmäßig geladene Beklagte keine schriftlichen Anträge, so ergeht gegen ihn Ver­
säumnisurteil. Gegen dieses Urteil kann binnen einem Monat nach Zustellung Einspruch eingelegt 
werden. Der Einspruch hat keine Aussetzung der Vollstreckung aus dem Versäumnisurteil zur Folge, 
es sei denn, dass der Gerichtshof anders beschließt. 

Artikel 42 

Mitgliedstaaten, Organe, Einrichtungen oder sonstige Stellen der Union und alle sonstigen natürlichen 
und juristischen Personen können nach Maßgabe der Verfahrensordnung in den dort genannten 
Fällen Drittwiderspruch gegen ein Urteil erheben, wenn dieses Urteil ihre Rechte beeinträchtigt 
und in einem Rechtsstreit erlassen worden ist, an dem sie nicht teilgenommen haben. 

Artikel 43 

Bestehen Zweifel über Sinn und Tragweite eines Urteils, so ist der Gerichtshof zuständig, dieses Urteil 
auf Antrag einer Partei oder eines Unionsorgans auszulegen, wenn diese ein berechtigtes Interesse 
hieran glaubhaft machen. 

Artikel 44 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann beim Gerichtshof nur dann beantragt werden, wenn eine 
Tatsache von entscheidender Bedeutung bekannt wird, die vor Verkündung des Urteils dem Gerichts­
hof und der die Wiederaufnahme beantragenden Partei unbekannt war. 

Das Wiederaufnahmeverfahren wird durch eine Entscheidung des Gerichtshofs eröffnet, die das 
Vorliegen der neuen Tatsache ausdrücklich feststellt, ihr die für die Eröffnung des Wiederaufnahme­
verfahrens erforderlichen Merkmale zuerkennt und deshalb den Antrag für zulässig erklärt.
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Nach Ablauf von zehn Jahren nach Erlass des Urteils kann kein Wiederaufnahmeantrag mehr gestellt 
werden. 

Artikel 45 

In der Verfahrensordnung sind besondere, den Entfernungen Rechnung tragende Fristen festzulegen. 

Der Ablauf von Fristen hat keinen Rechtsnachteil zur Folge, wenn der Betroffene nachweist, dass ein 
Zufall oder ein Fall höherer Gewalt vorliegt. 

Artikel 46 

Die aus außervertraglicher Haftung der Union hergeleiteten Ansprüche verjähren in fünf Jahren nach 
Eintritt des Ereignisses, das ihnen zugrunde liegt. Die Verjährung wird durch Einreichung der Kla­
geschrift beim Gerichtshof oder dadurch unterbrochen, dass der Geschädigte seinen Anspruch vorher 
gegenüber dem zuständigen Unionsorgan geltend macht. In letzterem Fall muss die Klage innerhalb 
der in Artikel 263 AEUV vorgesehenen Frist von zwei Monaten erhoben werden; gegebenenfalls 
findet Artikel 265 Absatz 2 AEUV Anwendung. 

Dieser Artikel gilt auch für Ansprüche, die aus außervertraglicher Haftung der Europäischen Zentral­
bank hergeleitet werden. 

TITEL IV 

DAS GERICHT 

Artikel 47 

Artikel 9 Absatz 1, die Artikel 14 und 15, Artikel 17 Absätze 1, 2, 4 und 5 sowie Artikel 18 finden 
auf das Gericht und dessen Mitglieder Anwendung. 

Artikel 3 Absatz 4 sowie die Artikel 10, 11 und 14 finden auf den Kanzler des Gerichts entspre­
chende Anwendung. 

Artikel 48 

Das Gericht besteht aus siebenundzwanzig Mitgliedern. 

Artikel 49 

Die Mitglieder des Gerichts können dazu bestellt werden, die Tätigkeit eines Generalanwalts aus­
zuüben. 

Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlussanträge zu 
bestimmten dem Gericht unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um das Gericht bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen.
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Die Kriterien für die Bestimmung solcher Rechtssachen sowie die Einzelheiten für die Bestellung der 
Generalanwälte werden in der Verfahrensordnung des Gerichts festgelegt. 

Ein in einer Rechtssache zum Generalanwalt bestelltes Mitglied darf bei der Entscheidung dieser 
Rechtssache nicht mitwirken. 

Artikel 50 

Das Gericht tagt in Kammern mit drei oder mit fünf Richtern. Die Richter wählen aus ihrer Mitte die 
Präsidenten der Kammern. Die Präsidenten der Kammern mit fünf Richtern werden für drei Jahre 
gewählt. Einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

Die Besetzung der Kammern und die Zuweisung der Rechtssachen an sie richten sich nach der 
Verfahrensordnung. In bestimmten in der Verfahrensordnung festgelegten Fällen kann das Gericht 
als Plenum oder als Einzelrichter tagen. 

Die Verfahrensordnung kann auch vorsehen, dass das Gericht in den Fällen und unter den Bedin­
gungen, die in der Verfahrensordnung festgelegt sind, als Große Kammer tagt. 

Artikel 51 

Abweichend von der in Artikel 256 Absatz 1 AEUV vorgesehenen Regelung sind dem Gerichtshof 
die Klagen gemäß den Artikeln 263 und 265 AEUV vorbehalten, 

a) die von einem Mitgliedstaat gegen eine Handlung oder wegen unterlassener Beschlussfassung des 
Europäischen Parlaments oder des Rates oder dieser beiden Organe in den Fällen, in denen sie 
gemeinsam beschließen, erhoben werden, mit Ausnahme 

— der Beschlüsse des Rates gemäß Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 3 AEUV; 

— der Rechtsakte, die der Rat aufgrund einer Verordnung des Rates über handelspolitische 
Schutzmaßnahmen im Sinne von Artikel 207 AEUV erlässt; 

— der Handlungen des Rates, mit denen dieser gemäß Artikel 291 Absatz 2 AEUV Durch­
führungsbefugnisse ausübt; 

b) die von einem Mitgliedstaat gegen eine Handlung oder wegen unterlassener Beschlussfassung der 
Kommission gemäß Artikel 331 Absatz 1 AEUV erhoben werden.
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Dem Gerichtshof sind ebenfalls die Klagen gemäß denselben Artikeln vorbehalten, die von einem 
Unionsorgan gegen eine Handlung oder wegen unterlassener Beschlussfassung des Europäischen 
Parlaments, des Rates, dieser beiden Organe in den Fällen, in denen sie gemeinsam beschließen, 
oder der Kommission erhoben werden, sowie die Klagen, die von einem Unionsorgan gegen eine 
Handlung oder wegen unterlassener Beschlussfassung der Europäischen Zentralbank erhoben werden. 

Artikel 52 

Der Präsident des Gerichtshofs und der Präsident des Gerichts legen einvernehmlich fest, in welcher 
Weise Beamte und sonstige Bedienstete, die dem Gerichtshof beigegeben sind, dem Gericht Dienste 
leisten, um ihm die Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen. Einzelne Beamte oder sonstige 
Bedienstete unterstehen dem Kanzler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des Gerichts. 

Artikel 53 

Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach Titel III. 

Das Verfahren vor dem Gericht wird, soweit dies erforderlich ist, durch seine Verfahrensordnung im 
Einzelnen geregelt und ergänzt. Die Verfahrensordnung kann von Artikel 40 Absatz 4 und Artikel 41 
abweichen, um den Besonderheiten der Rechtsstreitigkeiten auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
Rechnung zu tragen. 

Abweichend von Artikel 20 Absatz 4 kann der Generalanwalt seine begründeten Schlussanträge 
schriftlich stellen. 

Artikel 54 

Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an das Gericht gerichtet sind, irrtümlich beim 
Kanzler des Gerichtshofs eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler des 
Gerichts; wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an den Gerichtshof gerichtet sind, 
irrtümlich beim Kanzler des Gerichts eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den 
Kanzler des Gerichtshofs. 

Stellt das Gericht fest, dass es für eine Klage nicht zuständig ist, die in die Zuständigkeit des 
Gerichtshofs fällt, so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof; stellt der Gerichtshof fest, 
dass eine Klage in die Zuständigkeit des Gerichts fällt, so verweist er den Rechtsstreit an das Gericht, 
das sich dann nicht für unzuständig erklären kann.
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Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen anhängig, die den gleichen Gegenstand 
haben, die gleiche Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben Rechtsaktes betreffen, so 
kann das Gericht nach Anhörung der Parteien das Verfahren bis zum Erlass des Urteils des Gerichts­
hofs aussetzen, oder, wenn es sich um Klagen gemäß Artikel 263 AEUV handelt, sich für nicht 
zuständig erklären, damit der Gerichtshof über diese Klagen entscheidet. Unter den gleichen Voraus­
setzungen kann auch der Gerichtshof die Aussetzung des bei ihm anhängigen Verfahrens beschließen; 
in diesem Fall wird das Verfahren vor dem Gericht fortgeführt. 

Fechten ein Mitgliedstaat und ein Unionsorgan denselben Rechtsakt an, so erklärt sich das Gericht für 
nicht zuständig, damit der Gerichtshof über diese Klagen entscheidet. 

Artikel 55 

Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie allen Mitgliedstaaten und den Unionsorganen, 
auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht als Streithelfer beigetreten sind, die End­
entscheidungen des Gerichts und die Entscheidungen, die über einen Teil des Streitgegenstands 
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede wegen Unzuständigkeit 
oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat. 

Artikel 56 

Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die Entscheidungen, die über einen Teil des 
Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede der Unzu­
ständigkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat, kann ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einge­
legt werden; die Rechtsmittelfrist beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der angefoch­
tenen Entscheidung. 

Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt werden, die mit ihren Anträgen ganz oder 
teilweise unterlegen ist. Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten oder Unionsorgane können dieses 
Rechtsmittel jedoch nur dann einlegen, wenn die Entscheidung des Gerichts sie unmittelbar berührt. 

Mit Ausnahme von Fällen, die sich auf Streitsachen zwischen der Union und ihren Bediensteten 
beziehen, kann dieses Rechtsmittel auch von den Mitgliedstaaten und den Unionsorganen eingelegt 
werden, die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht beigetreten sind. In diesem Fall befinden sie sich 
in derselben Stellung wie Mitgliedstaaten und Organe, die dem Rechtsstreit im ersten Rechtszug 
beigetreten sind. 

Artikel 57 

Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem Gericht abgelehnt, so kann der Antragsteller 
binnen zwei Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung ein Rechtsmittel beim Gerichts­
hof einlegen.
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Gegen die aufgrund des Artikels 278, des Artikels 279 oder des Artikels 299 Absatz 4 AEUV oder 
aufgrund des Artikels 157 oder des Artikels 164 Absatz 3 EAG-Vertrag ergangenen Entscheidungen 
des Gerichts können die Parteien des Verfahrens binnen zwei Monaten nach Zustellung ein Rechts­
mittel beim Gerichtshof einlegen. 

Die Entscheidung über gemäß den Absätzen 1 und 2 eingelegte Rechtsmittel ergeht nach Maßgabe 
des Artikels 39. 

Artikel 58 

Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf Rechtsfragen beschränkt. Es kann nur auf die 
Unzuständigkeit des Gerichts, auf einen Verfahrensfehler, durch den die Interessen des Rechtsmittel­
führers beeinträchtigt werden, sowie auf eine Verletzung des Unionsrechts durch das Gericht gestützt 
werden. 

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig. 

Artikel 59 

Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts ein Rechtsmittel eingelegt, so besteht das Verfahren vor 
dem Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem mündlichen Verfahren. Unter den in der Ver­
fahrensordnung festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach Anhörung des General­
anwalts und der Parteien ohne mündliches Verfahren entscheiden. 

Artikel 60 

Unbeschadet der Artikel 278 und 279 AEUV oder des Artikels 157 EAG-Vertrag haben Rechtsmittel 
keine aufschiebende Wirkung. 

Abweichend von Artikel 280 AEUV werden die Entscheidungen des Gerichts, in denen eine Verord­
nung für nichtig erklärt wird, erst nach Ablauf der in Artikel 56 Absatz 1 dieser Satzung vorgese­
henen Frist oder, wenn innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt worden ist, nach dessen 
Zurückweisung wirksam; ein Beteiligter kann jedoch gemäß den Artikeln 278 und 279 AEUV oder 
dem Artikel 157 EAG-Vertrag beim Gerichtshof die Aussetzung der Wirkungen der für nichtig 
erklärten Verordnung oder sonstige einstweilige Anordnungen beantragen. 

Artikel 61 

Ist das Rechtsmittel begründet, so hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann 
sodann den Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden, wenn dieser zur Entscheidung reif ist, oder die 
Sache zur Entscheidung an das Gericht zurückverweisen.

DE 30.3.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 84/91



Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die rechtliche Beurteilung in der Entscheidung des 
Gerichtshofs gebunden. 

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Unionsorgan, die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht 
beigetreten sind, eingelegte Rechtsmittel begründet, so kann der Gerichtshof, falls er dies für not­
wendig hält, diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung des Gerichts bezeichnen, die für 
die Parteien des Rechtsstreits als fortgeltend zu betrachten sind. 

Artikel 62 

Wenn in Fällen nach Artikel 256 Absätze 2 und 3 AEUV der Erste Generalanwalt der Auffassung ist, 
dass die ernste Gefahr einer Beeinträchtigung der Einheit oder der Kohärenz des Unionsrechts besteht, 
so kann er dem Gerichtshof vorschlagen, die Entscheidung des Gerichts zu überprüfen. 

Der Vorschlag muss innerhalb eines Monats nach Verkündung der Entscheidung des Gerichts erfol­
gen. Der Gerichtshof entscheidet innerhalb eines Monats nach Vorlage des Vorschlags durch den 
Ersten Generalanwalt, ob die Entscheidung zu überprüfen ist oder nicht. 

Artikel 62 a 

Der Gerichtshof entscheidet über die Fragen, die Gegenstand der Überprüfung sind, im Wege eines 
Eilverfahrens auf der Grundlage der ihm vom Gericht übermittelten Akten. 

Die in Artikel 23 dieses Statuts bezeichneten Beteiligten sowie – in den Fällen des Artikels 256 
Absatz 2 AEUV – die Parteien des Verfahrens vor dem Gericht können zu den Fragen, die Gegen­
stand der Überprüfung sind, beim Gerichtshof innerhalb einer hierfür bestimmten Frist Schriftsätze 
einreichen oder schriftliche Erklärungen abgeben. 

Der Gerichtshof kann beschließen, vor einer Entscheidung das mündliche Verfahren zu eröffnen. 

Artikel 62 b 

In den Fällen des Artikels 256 Absatz 2 AEUV haben unbeschadet der Artikel 278 und 279 AEUV 
der Vorschlag einer Überprüfung und die Entscheidung, das Überprüfungsverfahren zu eröffnen, 
keine aufschiebende Wirkung. Stellt der Gerichtshof fest, dass die Entscheidung des Gerichts die 
Einheit oder die Kohärenz des Unionsrechts beeinträchtigt, verweist er die Sache an das Gericht 
zurück, das an die rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof gebunden ist; der Gerichtshof kann 
die Wirkungen der Entscheidung des Gerichts bezeichnen, die für die Parteien des Rechtsstreits als 
endgültig zu betrachten sind. Ergibt sich jedoch der Ausgang des Rechtsstreits unter Berücksichtigung 
des Ergebnisses der Überprüfung aus den Tatsachenfeststellungen, auf denen die Entscheidung des 
Gerichts beruht, so entscheidet der Gerichtshof endgültig.
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In den Fällen des Artikels 256 Absatz 3 AEUV werden, sofern ein Überprüfungsvorschlag oder eine 
Entscheidung zur Eröffnung des Überprüfungsverfahrens nicht vorliegt, die Antwort oder die Ant­
worten des Gerichts auf die ihm unterbreiteten Fragen nach Ablauf der hierzu in Artikel 62 Absatz 2 
vorgesehenen Fristen wirksam. Im Fall der Eröffnung eines Überprüfungsverfahrens werden die Ant­
wort oder die Antworten, die Gegenstand der Überprüfung sind, am Ende dieses Verfahrens wirksam, 
es sei denn, dass der Gerichtshof anders beschließt. Stellt der Gerichtshof fest, dass die Entscheidung 
des Gerichts die Einheit oder die Kohärenz des Unionsrechts beeinträchtigt, so ersetzt die Antwort 
des Gerichtshofs auf die Fragen, die Gegenstand der Überprüfung waren, die Antwort des Gerichts. 

TITEL IV a 

DIE FACHGERICHTE 

Artikel 62c 

Die Bestimmungen über die Zuständigkeitsbereiche, die Zusammensetzung, den Aufbau und das 
Verfahren der gemäß dem Artikel 257 AEUV errichteten Fachgerichte werden im Anhang dieser 
Satzung aufgeführt. 

TITEL V 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 63 

Die Verfahrensordnungen des Gerichtshofs und des Gerichts enthalten alle Bestimmungen, die für die 
Anwendung dieser Satzung und erforderlichenfalls für ihre Ergänzung notwendig sind. 

Artikel 64 

Die Vorschriften über die Regelung der Sprachenfrage für den Gerichtshof der Europäischen Union 
werden in einer vom Rat einstimmig erlassenen Verordnung festgelegt. Diese Verordnung wird 
entweder auf Antrag des Gerichtshofs nach Anhörung der Kommission und des Europäischen Par­
laments oder auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Gerichtshofs und des Europäischen 
Parlaments erlassen. 

Bis zum Erlass dieser Vorschriften gelten die Bestimmungen der Verfahrensordnung des Gerichtshofs 
und der Verfahrensordnung des Gerichts, die die Regelung der Sprachenfrage betreffen, fort. Abwei­
chend von den Artikeln 253 und 254 AEUV bedürfen Änderungen der genannten Bestimmungen 
oder deren Aufhebung der einstimmigen Genehmigung durch den Rat.
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ANHANG I 

DAS GERICHT FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER EUROPÄISCHEN UNION 

Artikel 1 

Das Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union, nachstehend „Gericht für den öffentlichen Dienst“ 
genannt, ist im ersten Rechtszug für Streitsachen zwischen der Union und deren Bediensteten gemäß Artikel 270 
AEUV zuständig, einschließlich der Streitsachen zwischen den Einrichtungen sowie Ämtern und Agenturen und deren 
Bediensteten, für die der Gerichtshof der Europäischen Union zuständig ist. 

Artikel 2 

Das Gericht für den öffentlichen Dienst besteht aus sieben Richtern. Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat beschlie­
ßen, die Zahl der Richter zu erhöhen. 

Die Richter werden für die Dauer von sechs Jahren ernannt. Die Wiederernennung ausscheidender Richter ist zulässig. 

Frei werdende Richterstellen sind durch die Ernennung eines neuen Richters für die Dauer von sechs Jahren zu besetzen. 

Artikel 3 

(1) Die Richter werden vom Rat, der gemäß Artikel 257 Absatz 4 AEUV beschließt, nach Anhörung des in diesem 
Artikel vorgesehenen Ausschusses ernannt. Bei der Ernennung der Richter achtet der Rat auf eine ausgewogene Zusam­
mensetzung des Gerichts für den öffentlichen Dienst, indem die Richter unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
auf möglichst breiter geografischer Grundlage ausgewählt und die vertretenen einzelstaatlichen Rechtsordnungen berück­
sichtigt werden. 

(2) Jede Person, die die Unionsbürgerschaft besitzt und die Voraussetzungen des Artikels 257 Absatz 4 AEUV erfüllt, 
kann ihre Bewerbung einreichen. Der Rat legt auf Empfehlung des Gerichtshofs die Bedingungen und Einzelheiten für die 
Vorlage und Behandlung der Bewerbungen fest. 

(3) Es wird ein Ausschuss eingerichtet, der sich aus sieben Persönlichkeiten zusammensetzt, die aus dem Kreis 
ehemaliger Mitglieder des Gerichtshofs und des Gerichts sowie Juristen von anerkannter Befähigung ausgewählt werden. 
Der Rat ernennt die Mitglieder des Ausschusses und erlässt die Vorschriften für seine Arbeitsweise auf Empfehlung des 
Präsidenten des Gerichtshofs. 

(4) Der Ausschuss gibt eine Stellungnahme über die Eignung der Bewerber für die Ausübung des Amts eines Richters 
beim Gericht für den öffentlichen Dienst ab. Der Ausschuss fügt seiner Stellungnahme eine Liste von Bewerbern bei, die 
aufgrund ihrer Erfahrung auf hoher Ebene am geeignetsten erscheinen. Diese Liste enthält mindestens doppelt so viele 
Bewerber wie die Zahl der vom Rat zu ernennenden Richter. 

Artikel 4 

(1) Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichts für den öffentlichen Dienst für die Dauer von drei 
Jahren. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Das Gericht für den öffentlichen Dienst tagt in Kammern mit drei Richtern. In bestimmten in der Verfahrens­
ordnung festgelegten Fällen kann das Gericht als Plenum, als Kammer mit fünf Richtern oder als Einzelrichter tagen.
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(3) Der Präsident des Gerichts für den öffentlichen Dienst steht dem Plenum und der Kammer mit fünf Richtern vor. 
Die Präsidenten der Kammern mit drei Richtern werden nach dem Verfahren des Absatzes 1 gewählt. Wird der Präsident 
des Gerichts für den öffentlichen Dienst einer Kammer mit drei Richtern zugeteilt, so steht er dieser Kammer vor. 

(4) Die Zuständigkeiten und die Beschlussfähigkeit des Plenums sowie die Besetzung der Kammern und die Zuweisung 
der Rechtssachen an sie richten sich nach der Verfahrensordnung. 

Artikel 5 

Die Artikel 2 bis 6, die Artikel 14 und 15, Artikel 17 Absätze 1, 2 und 5 sowie Artikel 18 der Satzung des Gerichtshofs 
der Europäischen Union finden auf das Gericht für den öffentlichen Dienst und dessen Mitglieder Anwendung. 

Der Eid nach Artikel 2 der Satzung wird vor dem Gerichtshof geleistet, und die Entscheidungen nach den Artikeln 3, 4 
und 6 der Satzung werden vom Gerichtshof nach Anhörung des Gerichts für den öffentlichen Dienst getroffen. 

Artikel 6 

(1) Das Gericht für den öffentlichen Dienst stützt sich auf die Dienste des Gerichtshofs und des Gerichts. Der Präsident 
des Gerichtshofs oder gegebenenfalls der Präsident des Gerichts legt einvernehmlich mit dem Präsidenten des Gerichts für 
den öffentlichen Dienst fest, in welcher Weise Beamte und sonstige Bedienstete, die dem Gerichtshof oder dem Gericht 
beigegeben sind, dem Gericht für den öffentlichen Dienst Dienste leisten, um diesem die Erfüllung seiner Aufgaben zu 
ermöglichen. Einzelne Beamte oder sonstige Bedienstete unterstehen dem Kanzler des Gerichts für den öffentlichen Dienst 
unter Aufsicht des Präsidenten dieses Gerichts. 

(2) Das Gericht für den öffentlichen Dienst ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung. Artikel 3 Absatz 4 
sowie die Artikel 10, 11 und 14 der Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union finden auf den Kanzler dieses 
Gerichts Anwendung. 

Artikel 7 

(1) Das Verfahren vor dem Gericht für den öffentlichen Dienst bestimmt sich nach Titel III der Satzung des Gerichts­
hofs der Europäischen Union mit Ausnahme der Artikel 22 und 23. Es wird, soweit dies erforderlich ist, durch die 
Verfahrensordnung dieses Gerichts im Einzelnen geregelt und ergänzt. 

(2) Die Bestimmungen des Gerichts über die Sprachenregelung finden auf das Gericht für den öffentlichen Dienst 
entsprechende Anwendung. 

(3) Das schriftliche Verfahren umfasst die Vorlage der Klageschrift und der Klagebeantwortung, sofern das Gericht für 
den öffentlichen Dienst nicht beschließt, dass ein zweiter Austausch von Schriftsätzen erforderlich ist. Hat ein zweiter 
Austausch von Schriftsätzen stattgefunden, so kann das Gericht für den öffentlichen Dienst mit Zustimmung der Parteien 
beschließen, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden. 

(4) Das Gericht für den öffentlichen Dienst kann in jedem Verfahrensabschnitt, auch bereits ab der Einreichung der 
Klageschrift, die Möglichkeiten für eine gütliche Beilegung der Streitsache prüfen und versuchen, eine solche Einigung zu 
erleichtern. 

(5) Das Gericht für den öffentlichen Dienst entscheidet über die Kosten. Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten zu verurteilen.
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Artikel 8 

(1) Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an das Gericht für den öffentlichen Dienst gerichtet sind, 
irrtümlich beim Kanzler des Gerichtshofs oder des Gerichts eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den 
Kanzler des Gerichts für den öffentlichen Dienst. Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an den Gerichts­
hof oder das Gericht gerichtet sind, irrtümlich beim Kanzler des Gerichts für den öffentlichen Dienst eingereicht, so 
übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler des Gerichtshofs oder des Gerichts. 

(2) Stellt das Gericht für den öffentlichen Dienst fest, dass es für eine Klage nicht zuständig ist, die in die Zuständigkeit 
des Gerichtshofs oder des Gerichts fällt, so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof oder das Gericht. Stellt der 
Gerichtshof oder das Gericht fest, dass eine Klage in die Zuständigkeit des Gerichts für den öffentlichen Dienst fällt, so 
verweisen sie den Rechtsstreit an das Gericht für den öffentlichen Dienst, das sich dann nicht für unzuständig erklären 
kann. 

(3) Sind bei dem Gericht für den öffentlichen Dienst und bei dem Gericht Rechtssachen anhängig, die die gleiche 
Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben Rechtsaktes betreffen, so kann das Gericht für den öffentlichen 
Dienst nach Anhörung der Streitparteien das Verfahren aussetzen, bis das Gericht sein Urteil verkündet hat. 

Sind bei dem Gericht für den öffentlichen Dienst und bei dem Gericht Rechtssachen anhängig, die den gleichen Gegen­
stand haben, so erklärt sich das Gericht für den öffentlichen Dienst für unzuständig, damit das Gericht über diese Klagen 
entscheiden kann. 

Artikel 9 

Gegen die Endentscheidungen des Gerichts für den öffentlichen Dienst und gegen die Entscheidungen, die über einen Teil 
des Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede der Unzuständigkeit oder 
Unzulässigkeit zum Gegenstand hat, kann ein Rechtsmittel beim Gericht eingelegt werden; die Rechtsmittelfrist beträgt 
zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der angefochtenen Entscheidung. 

Dieses Rechtsmittel kann von jeder Partei eingelegt werden, die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise unterlegen ist. 
Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten oder Unionsorgane können dieses Rechtsmittel jedoch nur dann einlegen, wenn die 
Entscheidung des Gerichts für den öffentlichen Dienst sie unmittelbar berührt. 

Artikel 10 

(1) Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer vom Gericht für den öffentlichen Dienst abgelehnt, so kann jede 
Person, deren Antrag abgewiesen wurde, binnen zwei Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung ein 
Rechtsmittel beim Gericht einlegen. 

(2) Gegen die aufgrund des Artikels 278, des Artikels 279 oder des Artikels 299 Absatz 4 AEUV oder aufgrund des 
Artikels 157 oder des Artikels 164 Absatz 3 EAG-Vertrag ergangenen Entscheidungen des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst können die Parteien des Verfahrens binnen zwei Monaten nach Zustellung ein Rechtsmittel beim Gericht einlegen. 

(3) Der Präsident des Gerichts kann über die Rechtsmittel der Absätze 1 und 2 in einem abgekürzten Verfahren 
entscheiden, das, falls erforderlich, von einzelnen Bestimmungen dieses Anhangs abweichen kann und in der Verfahrens­
ordnung des Gerichts geregelt ist.
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Artikel 11 

(1) Das beim Gericht eingelegte Rechtsmittel ist auf Rechtsfragen beschränkt. Es kann nur auf die Unzuständigkeit des 
Gerichts für den öffentlichen Dienst, auf einen Verfahrensfehler vor diesem Gericht, durch den die Interessen des Rechts­
mittelführers beeinträchtigt werden, sowie auf eine Verletzung des Unionsrechts durch das Gericht für den öffentlichen 
Dienst gestützt werden. 

(2) Ein Rechtsmittel, das sich nur gegen die Kostenentscheidung oder gegen die Kostenfestsetzung wendet, ist unzu­
lässig. 

Artikel 12 

(1) Unbeschadet der Artikel 278 und 279 AEUV sowie des Artikels 157 EAG-Vertrag haben Rechtsmittel beim Gericht 
keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts für den öffentlichen Dienst ein Rechtsmittel eingelegt, so besteht das 
Verfahren vor dem Gericht aus einem schriftlichen und einem mündlichen Verfahren. Unter den in der Verfahrens­
ordnung festgelegten Voraussetzungen kann das Gericht nach Anhörung der Parteien ohne mündliches Verfahren ent­
scheiden. 

Artikel 13 

(1) Ist das Rechtsmittel begründet, so hebt das Gericht die Entscheidung des Gerichts für den öffentlichen Dienst auf 
und entscheidet den Rechtsstreit selbst. Das Gericht verweist die Sache zur Entscheidung an das Gericht für den öffent­
lichen Dienst zurück, wenn der Rechtsstreit noch nicht zur Entscheidung reif ist. 

(2) Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht für den öffentlichen Dienst an die rechtliche Beurteilung in der 
Entscheidung des Gerichts gebunden.
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PROTOKOLL ÜBER DIE FESTLEGUNG DER SITZE DER ORGANE UND BESTIMMTER 
EINRICHTUNGEN, SONSTIGER STELLEN UND DIENSTSTELLEN DER EUROPÄISCHEN 

UNION 

DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN – 

GESTÜTZT auf Artikel 341 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
Artikel 189 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 

EINGEDENK UND IN BESTÄTIGUNG des Beschlusses vom 8. April 1965, jedoch unbeschadet der Be­
schlüsse über den Sitz künftiger Organe, Einrichtungen, sonstiger Stellen und Dienststellen — 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

Einziger Artikel 

a) Das Europäische Parlament hat seinen Sitz in Straßburg; dort finden die 12 monatlichen Ple­
nartagungen einschließlich der Haushaltstagung statt. Zusätzliche Plenartagungen finden in Brüs­
sel statt. Die Ausschüsse des Europäischen Parlaments treten in Brüssel zusammen. Das General­
sekretariat des Europäischen Parlaments und dessen Dienststellen verbleiben in Luxemburg. 

b) Der Rat hat seinen Sitz in Brüssel. In den Monaten April, Juni und Oktober hält der Rat seine 
Tagungen in Luxemburg ab. 

c) Die Kommission hat ihren Sitz in Brüssel. Die in den Artikeln 7, 8 und 9 des Beschlusses vom 
8. April 1965 aufgeführten Dienststellen sind in Luxemburg untergebracht. 

d) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat seinen Sitz in Luxemburg. 

e) Der Rechnungshof hat seinen Sitz in Luxemburg. 

f) Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seinen Sitz in Brüssel. 

g) Der Ausschuss der Regionen hat seinen Sitz in Brüssel. 

h) Die Europäische Investitionsbank hat ihren Sitz in Luxemburg. 

i) Die Europäische Zentralbank hat ihren Sitz in Frankfurt. 

j) Das Europäische Polizeiamt (Europol) hat seinen Sitz in Den Haag.
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PROTOKOLL ÜBER DIE VORRECHTE UND BEFREIUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN, 

IN DER ERWÄGUNG, dass die Europäische Union und die Europäische Atomgemeinschaft nach 
Artikel 343 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 191 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen genießen, 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

KAPITEL I 

Vermögensgegenstände, Liegenschaften, Guthaben und Geschäfte der Europäischen Union 

Artikel 1 

Die Räumlichkeiten und Gebäude der Union sind unverletzlich. Sie dürfen nicht durchsucht, be­
schlagnahmt, eingezogen oder enteignet werden. Die Vermögensgegenstände und Guthaben der 
Union dürfen ohne Ermächtigung des Gerichtshofs nicht Gegenstand von Zwangsmaßnahmen der 
Verwaltungsbehörden oder Gerichte sein. 

Artikel 2 

Die Archive der Union sind unverletzlich. 

Artikel 3 

Die Union, ihre Guthaben, Einkünfte und sonstigen Vermögensgegenstände sind von jeder direkten 
Steuer befreit. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten treffen in allen Fällen, in denen es ihnen möglich ist, geeignete 
Maßnahmen für den Erlass oder die Erstattung des Betrages der indirekten Steuern und Verkaufs­
abgaben, die in den Preisen für bewegliche oder unbewegliche Güter inbegriffen sind, wenn die 
Union für ihren Dienstbedarf größere Einkäufe tätigt, bei denen derartige Steuern und Abgaben 
im Preis enthalten sind. Die Durchführung dieser Maßnahmen darf jedoch den Wettbewerb innerhalb 
der Union nicht verfälschen. 

Von den Abgaben, die lediglich die Vergütung für Leistungen gemeinnütziger Versorgungsbetriebe 
darstellen, wird keine Befreiung gewährt.
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Artikel 4 

Die Union ist von allen Zöllen sowie Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen bezüglich der 
zu ihrem Dienstgebrauch bestimmten Gegenstände befreit; die in dieser Weise eingeführten Gegen­
stände dürfen im Hoheitsgebiet des Staates, in das sie eingeführt worden sind, weder entgeltlich noch 
unentgeltlich veräußert werden, es sei denn zu Bedingungen, welche die Regierung dieses Staates 
genehmigt. 

Der Union steht ferner für ihre Veröffentlichungen Befreiung von Zöllen sowie Ein- und Ausfuhr­
verboten und -beschränkungen zu. 

KAPITEL II 

Nachrichtenübermittlung und Ausweise 

Artikel 5 

(ex-Artikel 6) 

Den Organen der Union steht für ihre amtliche Nachrichtenübermittlung und die Übermittlung aller 
ihrer Schriftstücke im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die gleiche Behandlung wie den diplomati­
schen Vertretungen zu. 

Der amtliche Schriftverkehr und die sonstige amtliche Nachrichtenübermittlung der Organe der 
Union unterliegen nicht der Zensur. 

Artikel 6 

(ex-Artikel 7) 

Die Präsidenten der Organe der Union können den Mitgliedern und Bediensteten dieser Organe 
Ausweise ausstellen, deren Form vom Rat mit einfacher Mehrheit bestimmt wird und die von den 
Behörden der Mitgliedstaaten als gültige Reiseausweise anerkannt werden. Diese Ausweise werden den 
Beamten und sonstigen Bediensteten nach Maßgabe des Statuts der Beamten und der Beschäftigungs­
bedingungen für die sonstigen Bediensteten der Union ausgestellt. 

Die Kommission kann Abkommen zur Anerkennung dieser Ausweise als im Hoheitsgebiet dritter 
Länder gültige Reiseausweise schließen. 

KAPITEL III 

Mitglieder des Europäischen Parlaments 

Artikel 7 

(ex-Artikel 8) 

Die Reise der Mitglieder des Europäischen Parlaments zum und vom Tagungsort des Europäischen 
Parlaments unterliegt keinen verwaltungsmäßigen oder sonstigen Beschränkungen.
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Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhalten bei der Zollabfertigung und Devisenkontrolle 

a) seitens ihrer eigenen Regierung dieselben Erleichterungen wie hohe Beamte, die sich in offiziellem 
Auftrag vorübergehend ins Ausland begeben; 

b) seitens der Regierungen der anderen Mitgliedstaaten dieselben Erleichterungen wie ausländische 
Regierungsvertreter mit vorübergehendem offiziellem Auftrag. 

Artikel 8 

(ex-Artikel 9) 

Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten Äußerung oder Abstimmung dürfen Mitglieder des 
Europäischen Parlaments weder in ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch festgenommen oder 
verfolgt werden. 

Artikel 9 

(ex-Artikel 10) 

Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Parlaments 

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staates die den Parlamentsmitgliedern 
zuerkannte Unverletzlichkeit zu, 

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mitgliedstaats weder festgehalten noch 
gerichtlich verfolgt werden. 

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und vom Tagungsort des Europäischen 
Parlaments. 

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht geltend gemacht werden; sie steht 
auch nicht der Befugnis des Europäischen Parlaments entgegen, die Unverletzlichkeit eines seiner 
Mitglieder aufzuheben. 

KAPITEL IV 

Vertreter der Mitgliedstaaten, die an den Arbeiten der Organe der Europäischen Union teilnehmen 

Artikel 10 

(ex-Artikel 11) 

Den Vertretern der Mitgliedstaaten, die an den Arbeiten der Organe der Union teilnehmen, sowie 
ihren Beratern und Sachverständigen stehen während der Ausübung ihrer Tätigkeit und auf der Reise 
zum und vom Tagungsort die üblichen Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen zu.
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Dies gilt auch für die Mitglieder der beratenden Organe der Union. 

KAPITEL V 

Beamte und sonstige Bedienstete der Europäischen Union 

Artikel 11 

(ex-Artikel 12) 

Den Beamten und sonstigen Bediensteten der Union stehen im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit folgende Vorrechte und Befreiungen zu: 

a) Befreiung von der Gerichtsbarkeit bezüglich der von ihnen in amtlicher Eigenschaft vorgenom­
menen Handlungen, einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen, jedoch vor­
behaltlich der Anwendung der Bestimmungen der Verträge über die Vorschriften betreffend die 
Haftung der Beamten und sonstigen Bediensteten gegenüber der Union und über die Zuständig­
keit des Gerichtshofs der Europäischen Union für Streitsachen zwischen der Union und ihren 
Beamten sowie sonstigen Bediensteten. Diese Befreiung gilt auch nach Beendigung ihrer Amts­
tätigkeit; 

b) Befreiung von Einwanderungsbeschränkungen und von der Meldepflicht für Ausländer; das Glei­
che gilt für ihre Ehegatten und die von ihnen unterhaltenen Familienmitglieder; 

c) die den Beamten der internationalen Organisationen üblicherweise gewährten Erleichterungen auf 
dem Gebiet der Vorschriften des Währungs- und Devisenrechts; 

d) das Recht, ihre Wohnungseinrichtung und ihre persönlichen Gebrauchsgegenstände bei Antritt 
ihres Dienstes in das in Frage stehende Land zollfrei einzuführen und bei Beendigung ihrer 
Amtstätigkeit in diesem Land ihre Wohnungseinrichtung und ihre persönlichen Gebrauchsgegen­
stände zollfrei wieder auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen, welche die Regierung des 
Landes, in dem dieses Recht ausgeübt wird, in dem einen und anderen Fall für erforderlich 
erachtet; 

e) das Recht, das zu ihrem eigenen Gebrauch bestimmte Kraftfahrzeug, sofern es im Land ihres 
letzten ständigen Aufenthalts oder in dem Land, dem sie angehören, zu den auf dem Binnenmarkt 
dieses Landes geltenden Bedingungen erworben worden ist, zollfrei einzuführen und es zollfrei 
wieder auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen, welche die Regierung des in Frage stehenden 
Landes in dem einen und anderen Fall für erforderlich erachtet.
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Artikel 12 

(ex-Artikel 13) 

Von den Gehältern, Löhnen und anderen Bezügen, welche die Union ihren Beamten und sonstigen 
Bediensteten zahlt, wird zugunsten der Union eine Steuer gemäß den Bestimmungen und dem 
Verfahren erhoben, die vom Europäischen Parlament und vom Rat durch Verordnungen gemäß 
dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung der betroffenen Organe festgelegt 
werden. 

Die Beamten und sonstigen Bediensteten sind von innerstaatlichen Steuern auf die von der Union 
gezahlten Gehälter, Löhne und Bezüge befreit. 

Artikel 13 

(ex-Artikel 14) 

Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Union, die sich lediglich zur Ausübung einer Amts­
tätigkeit im Dienst der Union im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als des Staates nieder­
lassen, in dem sie zur Zeit des Dienstantritts bei der Union ihren steuerlichen Wohnsitz haben, 
werden in den beiden genannten Staaten für die Erhebung der Einkommen-, Vermögen- und Erb­
schaftsteuer sowie für die Anwendung der zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwischen den 
Mitgliedstaaten der Union geschlossenen Abkommen so behandelt, als hätten sie ihren früheren 
Wohnsitz beibehalten, sofern sich dieser in einem Mitgliedstaat der Union befindet. Dies gilt auch 
für den Ehegatten, soweit dieser keine eigene Berufstätigkeit ausübt, sowie für die Kinder, die unter 
der Aufsicht der in diesem Artikel bezeichneten Personen stehen und von ihnen unterhalten werden. 

Das im Hoheitsgebiet des Aufenthaltsstaats befindliche bewegliche Vermögen der in Absatz 1 be­
zeichneten Personen ist in diesem Staat von der Erbschaftsteuer befreit; für die Veranlagung dieser 
Steuer wird es vorbehaltlich der Rechte dritter Länder und der etwaigen Anwendung internationaler 
Abkommen über die Doppelbesteuerung als in dem Staat des steuerlichen Wohnsitzes befindlich 
betrachtet. 

Ein lediglich zur Ausübung einer Amtstätigkeit im Dienste anderer internationaler Organisationen 
begründeter Wohnsitz bleibt bei der Anwendung dieses Artikels unberücksichtigt. 

Artikel 14 

(ex-Artikel 15) 

Das Europäische Parlament und der Rat legen durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen Gesetz­
gebungsverfahren nach Anhörung der betroffenen Organe das System der Sozialleistungen für die 
Beamten und sonstigen Bediensteten der Union fest.
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Artikel 15 

(ex-Artikel 16) 

Das Europäische Parlament und der Rat bestimmen durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung der anderen betroffenen Organe die Gruppen von Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Union, auf welche Artikel 11, Artikel 12 Absatz 2 und Artikel 13 
ganz oder teilweise Anwendung finden. 

Namen, Dienstrang und -stellung sowie Anschrift der Beamten und sonstigen Bediensteten dieser 
Gruppen werden den Regierungen der Mitgliedstaaten in regelmäßigen Zeitabständen mitgeteilt. 

KAPITEL VI 

Vorrechte und Befreiungen der Vertretungen dritter Länder, die bei der Europäischen Union 
beglaubigt sind 

Artikel 16 

(ex-Artikel 17) 

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz der Union befindet, gewährt den bei der 
Union beglaubigten Vertretungen dritter Länder die üblichen diplomatischen Vorrechte und Befrei­
ungen. 

KAPITEL VII 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 17 

(ex-Artikel 18) 

Die Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen werden den Beamten und sonstigen Bediensteten der 
Union ausschließlich im Interesse der Union gewährt. 

Jedes Organ der Union hat die Befreiung eines Beamten oder sonstigen Bediensteten in allen Fällen 
aufzuheben, in denen dies nach seiner Auffassung den Interessen der Union nicht zuwiderläuft. 

Artikel 18 

(ex-Artikel 19) 

Bei der Anwendung dieses Protokolls handeln die Organe der Union und die verantwortlichen 
Behörden der beteiligten Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen.
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Artikel 19 

(ex-Artikel 20) 

Die Artikel 11 bis 14 und Artikel 17 finden auf den Präsidenten des Europäischen Rates Anwendung. 

Sie finden auch auf die Mitglieder der Kommission Anwendung. 

Artikel 20 

(ex-Artikel 21) 

Die Artikel 11 bis 14 und Artikel 17 finden auf die Richter, die Generalanwälte, die Kanzler und die 
Hilfsberichterstatter des Gerichtshofs der Europäischen Union Anwendung; die Bestimmungen des 
Artikels 3 des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union betreffend die 
Befreiung der Richter und Generalanwälte von der Gerichtsbarkeit bleiben hiervon unberührt. 

Artikel 21 

(ex-Artikel 22) 

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Investitionsbank, die Mitglieder ihrer Organe, ihr 
Personal und die Vertreter der Mitgliedstaaten, die an ihren Arbeiten teilnehmen; die Bestimmungen 
des Protokolls über die Satzung der Bank bleiben hiervon unberührt. 

Die Europäische Investitionsbank ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abgaben anlässlich 
der Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in 
dem Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden sind. Desgleichen werden bei ihrer etwaigen Auf­
lösung und Liquidation keine Abgaben erhoben. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer 
Organe, soweit sie nach Maßgabe der Satzung ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer. 

Artikel 22 

(ex-Artikel 23) 

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Zentralbank, die Mitglieder ihrer Beschlussorgane und 
ihre Bediensteten; die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der 
Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank bleiben hiervon unberührt. 

Die Europäische Zentralbank ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abgaben anlässlich der 
Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in dem 
Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden sind. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer 
Beschlussorgane, soweit sie nach Maßgabe der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken 
und der Europäischen Zentralbank ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.
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PROTOKOLL ÜBER ARTIKEL 40.3.3 DER VERFASSUNG IRLANDS 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

Die Verträge, der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft sowie die Verträge und 
Akte zur Änderung oder Ergänzung der genannten Verträge berühren nicht die Anwendung des 
Artikels 40.3.3 der irischen Verfassung in Irland.
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PROTOKOLL ÜBER DIE ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN DER ERWÄGUNG, dass zur Regelung des Übergangs von den institutionellen Bestimmungen der 
Verträge, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon anwendbar sind, zu den Bestimmungen 
des genannten Vertrags Übergangsbestimmungen vorgesehen werden müssen — 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

Artikel 1 

In diesem Protokoll bezeichnet der Ausdruck „die Verträge“ den Vertrag über die Europäische Union, 
den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft. 

TITEL I 

BESTIMMUNGEN ÜBER DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

Artikel 2 

Rechtzeitig vor den Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 erlässt der Europäische Rat nach 
Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Vertrags über die Europäische Union einen Beschluss über die 
Zusammensetzung des Europäischen Parlaments. 

Bis zum Ende der Wahlperiode 2004-2009 entsprechen die Zusammensetzung und die Anzahl der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments der bei Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon geltenden 
Zusammensetzung und Anzahl. 

TITEL II 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE QUALIFIZIERTE MEHRHEIT 

Artikel 3 

(1) Nach Artikel 16 Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union treten die Bestimmungen 
dieses Absatzes und die Bestimmungen des Artikels 238 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union zur Definition der qualifizierten Mehrheit im Europäischen Rat und im Rat 
am 1. November 2014 in Kraft.
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(2) Für den Zeitraum vom 1. November 2014 bis zum 31. März 2017 gilt Folgendes: Ist für eine 
Beschlussfassung eine qualifizierte Mehrheit erforderlich, kann ein Mitglied des Rates beantragen, dass 
die Beschlussfassung mit der qualifizierten Mehrheit nach Absatz 3 erfolgt. In diesem Fall finden die 
Absätze 3 und 4 Anwendung. 

(3) Bis zum 31. Oktober 2014 gelten unbeschadet des Artikels 235 Absatz 1 Unterabsatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union die nachstehenden Bestimmungen: 

Ist für die Beschlussfassung im Europäischen Rat und im Rat eine qualifizierte Mehrheit erforderlich, 
so werden die Stimmen der Mitglieder wie folgt gewichtet: 

Belgien 12 

Bulgarien 10 

Tschechische Republik 12 

Dänemark 7 

Deutschland 29 

Estland 4 

Irland 7 

Griechenland 12 

Spanien 27 

Frankreich 29 

Italien 29 

Zypern 4 

Lettland 4 

Litauen 7 

Luxemburg 4 

Ungarn 12 

Malta 3 

Niederlande 13 

Österreich 10 

Polen 27 

Portugal 12 

Rumänien 14 

Slowenien 4 

Slowakei 7 

Finnland 7 

Schweden 10 

Vereinigtes Königreich 29 

In den Fällen, in denen Beschlüsse nach den Verträgen auf Vorschlag der Kommission zu fassen sind, 
kommen diese Beschlüsse mit einer Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, die die Zustimmung 
der Mehrheit der Mitglieder umfasst. In den anderen Fällen kommen die Beschlüsse mit einer 
Mindestzahl von 255 Stimmen zustande, die die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der 
Mitglieder umfasst. 

Ein Mitglied des Europäischen Rates oder des Rates kann beantragen, dass beim Erlass eines Rechts­
akts des Europäischen Rates oder des Rates mit qualifizierter Mehrheit überprüft wird, ob die Mit­
gliedstaaten, die diese qualifizierte Mehrheit bilden, mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der 
Union ausmachen. Falls sich erweist, dass diese Bedingung nicht erfüllt ist, wird der betreffende 
Rechtsakt nicht erlassen.
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(4) Bis zum 31. Oktober 2014 gilt in den Fällen, in denen in Anwendung der Verträge nicht alle 
Mitglieder des Rates stimmberechtigt sind, das heißt in den Fällen, in denen auf die qualifizierte 
Mehrheit nach Artikel 238 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
Bezug genommen wird, als qualifizierte Mehrheit derselbe Anteil der gewogenen Stimmen und 
derselbe Anteil der Anzahl der Mitglieder des Rates sowie gegebenenfalls derselbe Prozentsatz der 
Bevölkerung der betreffenden Mitgliedstaaten wie in Absatz 3 dieses Artikels festgelegt. 

TITEL III 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ZUSAMMENSETZUNGEN DES RATES 

Artikel 4 

Bis zum Inkrafttreten des Beschlusses nach Artikel 16 Absatz 6 Unterabsatz 1 des Vertrags über die 
Europäische Union kann der Rat in den in den Unterabsätzen 2 und 3 des genannten Absatzes 
vorgesehenen Zusammensetzungen sowie in anderen Zusammensetzungen zusammentreten, deren 
Liste durch einen Beschluss des Rates in seiner Zusammensetzung „Allgemeine Angelegenheiten“ 
festgesetzt wird, der mit einfacher Mehrheit beschließt. 

TITEL IV 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE KOMMISSION EINSCHLIESSLICH DES HOHEN VERTRETERS DER UNION FÜR 
AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK 

Artikel 5 

Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon amtierenden Mitglieder der Kommis­
sion bleiben bis zum Ende ihrer Amtszeit im Amt. Am Tag der Ernennung des Hohen Vertreters der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik endet jedoch die Amtszeit des Mitglieds, das die gleiche 
Staatsangehörigkeit wie dieser besitzt. 

TITEL V 

BESTIMMUNGEN BETREFFEND DEN GENERALSEKRETÄR DES RATES UND HOHEN VERTRETER FÜR DIE 
GEMEINSAME AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITIK UND DEN STELLVERTRETENDEN 

GENERALSEKRETÄR DES RATES 

Artikel 6 

Die Amtszeit des Generalsekretärs des Rates und Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie des Stellvertretenden Generalsekretärs des Rates endet zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon. Der Rat ernennt seinen Generalsekretär nach Artikel 240 
Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union.
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TITEL VI 

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BERATENDEN EINRICHTUNGEN 

Artikel 7 

Bis zum Inkrafttreten des Beschlusses nach Artikel 301 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union verteilen sich die Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses wie folgt: 

Belgien 12 
Bulgarien 12 
Tschechische Republik 12 
Dänemark 9 
Deutschland 24 
Estland 7 
Irland 9 
Griechenland 12 
Spanien 21 
Frankreich 24 
Italien 24 
Zypern 6 
Lettland 7 
Litauen 9 

Luxemburg 6 
Ungarn 12 
Malta 5 
Niederlande 12 
Österreich 12 
Polen 21 
Portugal 12 
Rumänien 15 
Slowenien 7 
Slowakei 9 
Finnland 9 
Schweden 12 
Vereinigtes Königreich 24 

Artikel 8 

Bis zum Inkrafttreten des Beschlusses nach Artikel 305 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union verteilen sich die Mitglieder des Ausschusses der Regionen wie folgt: 

Belgien 12 
Bulgarien 12 
Tschechische Republik 12 
Dänemark 9 
Deutschland 24 
Estland 7 
Irland 9 
Griechenland 12 
Spanien 21 
Frankreich 24 
Italien 24 
Zypern 6 
Lettland 7 
Litauen 9 

Luxemburg 6 
Ungarn 12 
Malta 5 
Niederlande 12 
Österreich 12 
Polen 21 
Portugal 12 
Rumänien 15 
Slowenien 7 
Slowakei 9 
Finnland 9 
Schweden 12 
Vereinigtes Königreich 24
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TITEL VII 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN ÜBER DIE VOR DEM INKRAFTTRETEN DES VERTRAGS VON LISSABON 
AUF DER GRUNDLAGE DER TITEL V UND VI DES VERTRAGS ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION 

ANGENOMMENEN RECHTSAKTE 

Artikel 9 

Die Rechtsakte der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, die vor dem Inkrafttreten 
des Vertrags von Lissabon auf der Grundlage des Vertrags über die Europäische Union angenommen 
wurden, behalten so lange Rechtswirkung, bis sie in Anwendung der Verträge aufgehoben, für nichtig 
erklärt oder geändert werden. Dies gilt auch für Übereinkommen, die auf der Grundlage des Vertrags 
über die Europäische Union zwischen Mitgliedstaaten geschlossen wurden. 

Artikel 10 

(1) Als Übergangsmaßnahme gilt bezüglich der Befugnisse der Organe bei Rechtsakten der Union 
im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, die 
vor dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon angenommen wurden, bei Inkrafttreten des genann­
ten Vertrags Folgendes: Die Befugnisse der Kommission nach Artikel 258 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union gelten nicht, und die Befugnisse des Gerichtshofs der Europäi­
schen Union nach Titel VI des Vertrags über die Europäische Union in der vor dem Inkrafttreten des 
Vertrags von Lissabon geltenden Fassung bleiben unverändert, einschließlich in den Fällen, in denen 
sie nach Artikel 35 Absatz 2 des genannten Vertrags über die Europäische Union anerkannt wurden. 

(2) Die Änderung eines in Absatz 1 genannten Rechtsakts hat zur Folge, dass hinsichtlich des 
geänderten Rechtsakts in Bezug auf diejenigen Mitgliedstaaten, für die der geänderte Rechtsakt gilt, 
die in den Verträgen vorgesehenen Befugnisse der in Absatz 1 genannten Organe gelten. 

(3) Die Übergangsmaßnahme nach Absatz 1 tritt auf jeden Fall fünf Jahre nach dem Inkrafttreten 
des Vertrags von Lissabon außer Kraft. 

(4) Das Vereinigte Königreich kann dem Rat spätestens sechs Monate vor dem Ende des Über­
gangszeitraums nach Absatz 3 mitteilen, dass es hinsichtlich der Rechtsakte nach Absatz 1 die in den 
Verträgen festgelegten Befugnisse der in Absatz 1 genannten Organe nicht anerkennt. Im Falle einer 
solchen Mitteilung durch das Vereinigte Königreich gelten alle Rechtsakte nach Absatz 1 für das 
Vereinigte Königreich nicht mehr ab dem Tag, an dem der Übergangszeitraum nach Absatz 3 endet. 
Dieser Unterabsatz gilt nicht in Bezug auf die geänderten Rechtsakte nach Absatz 2, die für das 
Vereinigte Königreich gelten. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die erforderlichen Folge- 
und Übergangsmaßnahmen. Das Vereinigte Königreich nimmt an der Annahme dieses Beschlusses 
nicht teil. Die qualifizierte Mehrheit des Rates bestimmt sich nach Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe a 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union.
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Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission ferner einen Beschluss 
annehmen, mit dem bestimmt wird, dass das Vereinigte Königreich etwaige unmittelbare finanzielle 
Folgen trägt, die sich zwangsläufig und unvermeidbar daraus ergeben, dass es sich nicht mehr an 
diesen Rechtsakten beteiligt. 

(5) Das Vereinigte Königreich kann dem Rat in der Folge jederzeit mitteilen, dass es sich an 
Rechtsakten beteiligen möchte, die nach Absatz 4 Unterabsatz 1 für das Vereinigte Königreich nicht 
mehr gelten. In diesem Fall finden die einschlägigen Bestimmungen des Protokolls über den in den 
Rahmen der Europäischen Union einbezogenen Schengen-Besitzstand bzw. des Protokolls über die 
Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts Anwendung. In Bezug auf diese Rechtsakte gelten die in den Verträgen festgelegten 
Befugnisse der Organe. Handeln die Organe der Union und das Vereinigte Königreich im Rahmen der 
betreffenden Protokolle, so bemühen sie sich, das größtmögliche Maß an Beteiligung des Vereinigten 
Königreichs am Besitzstand der Union bezüglich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts wiederherzustellen, ohne dass die praktische Funktionsfähigkeit seiner verschiedenen Bestand­
teile ernsthaft beeinträchtigt wird, und unter Wahrung von deren Kohärenz.
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